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Thüringer Landtag
7. Wahlperiode

G e s e t z e n t w u r f

der Landesregierung

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstel-
lung der hausärztlichen Versorgung in Gebieten mit be-
sonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesi-
cherstellungsgesetz -ThürHSiG-)

A. Problem und Regelungsbedürfnis

In Thüringen wird die Nachbesetzung von Hausarztsitzen zunehmend 
schwieriger. Etwa ein Drittel der Hausärzteschaft ist bereits mindestens 
60 Jahre alt und wird daher in den kommenden Jahren altersbedingt aus 
der Versorgung ausscheiden. Gleichzeitig rücken im Verhältnis zu den 
zu erwartenden Abgängen zu wenige junge Ärztinnen und Ärzte nach, 
die in der hausärztlichen Versorgung tätig sein möchten.

Thüringen ist ländlich geprägt, die Einwohnerzahl sinkt und das Durch-
schnittsalter der Bevölkerung steigt an. Die Nachfrage nach hausärzt-
licher Behandlung nimmt zu, gleichzeitig verschlechtert sich aber die 
wohnortnahe hausärztliche Versorgungslage, insbesondere im ländli-
chen Bereich. Das Land wirkt dieser Entwicklung zwar entgegen, indem 
jungen Ärztinnen und Ärzten eine Vielzahl von Förderungen angeboten 
werden, beispielsweise für eine Niederlassung oder eine Weiterbildung. 
Es ist allerdings absehbar, dass die bereits bestehenden Instrumentari-
en allein nicht ausreichen, um die hausärztliche Versorgung insbeson-
dere in ländlichen Gebieten für die Zukunft sicherzustellen. Unter Be-
rücksichtigung einer älter werdenden Bevölkerung in Thüringen sowie 
von immobilen Menschen, Menschen mit Behinderungen und Menschen 
in Pflegeeinrichtungen bedarf es größerer Anstrengungen, um auch zu-
künftig dem wachsenden Bedarf an einer wohnortnahen hausärztlichen 
Versorgung zu entsprechen.

Eine Maßnahme, um die Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung 
in Thüringen zukünftig zu unterstützen, ist, die Verfahren der Zulas-
sung zum Medizinstudium weiterzuentwickeln und stärker auf den Be-
darf auszurichten. 

In Thüringen existiert eine staatliche Hochschule mit einer Medizinischen 
Fakultät, die Friedrich-Schiller-Universität Jena. Zum Wintersemester 
2021/2022 wurde die Anzahl der Studienplätze für Humanmedizin an der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena von 260 auf 286 erhöht. Das Medizin-
studium in Jena genießt über die Grenzen Thüringens hinaus einen sehr 
guten Ruf. Eine Umfrage im Jahr 2020 unter den Medizinstudierenden 
des zehnten Semesters an der Friedrich-Schiller-Universität Jena hat 
ergeben, dass 36,7 Prozent aller befragten Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer aus Thüringen stammen. Von diesen Studierenden aus Thürin-
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gen konnte sich aber wiederum nur etwa jede oder jeder Zweite vorstel-
len, später in ihrer beziehungsweise seiner Heimatregion zu arbeiten. 

Nach dem durch den Bundesgesundheitsminister, die Bundesfor-
schungsministerin sowie die Vertreterinnen und Vertreter der Gesund-
heits- und der Kultusministerkonferenz der Länder und der Koalitionsfrak-
tionen des Deutschen Bundestages am 31. März 2017 beschlossenen 
Masterplan Medizinstudium 2020 sollen unter anderem die Verfahren 
der Zulassung zum Medizinstudium in der Weise weiterentwickelt und 
erprobt werden, dass die ärztliche Versorgung in unterversorgten und 
von Unterversorgung bedrohten ländlichen Regionen oder Planungsbe-
reichen spürbar verbessert wird. 

Für die im Zentralen Vergabeverfahren einbezogenen Studiengänge ist 
durch den Staatsvertrag über die Hochschulzulassung in dessen Arti-
kel 9 Abs. 1 Satz 1 festgelegt, dass bis zu 20 Prozent der zur Verfügung 
stehenden Plätze für die Bildung von Vorabquoten vorzubehalten sind. 
Vorabquoten werden nach dem Staatsvertrag über die Hochschulzulas-
sung unter anderem für Bewerberinnen und Bewerber gebildet, die sich 
aufgrund entsprechender Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in 
Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben.

Nach dem Masterplan Medizinstudium 2020 soll die Möglichkeit eröff-
net werden, bis zu zehn Prozent der Medizinstudienplätze vorab an 
Bewerberinnen und Bewerber zu vergeben, die sich verpflichten, nach 
Abschluss des Studiums und der fachärztlichen Weiterbildung in der 
Allgemeinmedizin für bis zu zehn Jahren in der hausärztlichen Versor-
gung in unterversorgten und von Unterversorgung bedrohten ländlichen 
Regionen oder Planungsbereichen tätig zu sein. Hierbei sind die fachli-
che Eignung und Motivation zur hausärztlichen Tätigkeit in besonderen 
Auswahlverfahren zu überprüfen. Die eingegangene Verpflichtung soll 
mit wirksamen Sanktionen abgesichert werden, vergleiche Ausführun-
gen im Masterplan Medizinstudium 2020 zu der mit Ziffer 37 gekenn-
zeichneten Maßnahme. 

Entsprechende Regelungen bedürfen aufgrund der Grundrechtsrelevanz 
im Hinblick auf das Grundrecht der Berufswahl- und Berufsausübungs-
freiheit nach Artikel 12 des Grundgesetzes, das Gleichbehandlungsge-
bot oder Teilhabegebot nach Artikel 3 des Grundgesetzes sowie die all-
gemeine Handlungsfreiheit nach Artikel 2 Abs. 1 des Grundgesetzes 
eines Landesgesetzes. Wesentliche, für die Grundrechtsverwirklichung 
maßgebliche Regelungen sind durch den parlamentarischen Gesetz-
geber selbst zu treffen. Diese unterliegen zudem engen verfassungs-
rechtlichen Grenzen, da Grundrechte sowohl der konkurrierenden Be-
werberinnen und Bewerber um einen Medizinstudienplatz als auch der 
zur Tätigkeit in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf Verpflich-
teten in nicht unerheblicher Weise berührt werden.

Die prozentuale Höhe der Vorabquote ist in der Thüringer Studienplatz-
vergabeverordnung vom 11. Juni 2020 (GVBl. S. 322) in der jeweils gel-
tenden Fassung festzusetzen. 

Der Landtag hat in seiner 26. Sitzung der 7. Wahlperiode am 2. Okto-
ber 2020 durch den als Drucksache 7/1829 veröffentlichten Beschluss 
unter Punkt II. Nr. 5 die Landesregierung aufgefordert, ab dem Winter-
semester 2021/2022 für die Vergabe von Medizinstudienplätzen eine 
"Haus- und Facharztquote" in Höhe von sechs Prozent mit dem Ziel auf 
den Weg zu bringen, dass die ärztliche Versorgung in von Unterversor-
gung betroffenen und bedrohten Gebieten gewährleistet wird.
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Eine entsprechende Regelung fällt in den Aufgabenbereich des Landes. 
Das Land ist aufgerufen, seine Mittel auch dafür einzusetzen, in weniger 
dicht besiedelten Gebieten eine hinreichende ärztliche Versorgung zu ge-
währleisten. Dies ist Teil seiner allgemeinen verfassungsrechtlichen Inf-
rastrukturaufgabe, insbesondere der Schutzpflicht für das Leben und die 
Gesundheit seiner Bevölkerung nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes. Die Kassenärztliche Vereinigung Thüringen hat zwar den ge-
setzlichen Auftrag zur Sicherstellung einer wohnortnahen ambulanten 
Versorgung nach § 105 Abs. 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB V). Die Erfüllung des gesetzlichen Auftrags setzt jedoch voraus, 
dass auch eine ausreichende Anzahl an Ärztinnen und Ärzten ausgebil-
det werden, die für eine ambulante Versorgung in Gebieten mit beson-
derem öffentlichen Bedarf zur Verfügung stehen.

Die Maßnahme der Einführung einer entsprechenden gesetzlichen Re-
gelung wird dazu führen, dass zukünftig ein Teil der an der Friedrich-
Schiller-Universität Jena Humanmedizin Studierenden für einen nicht 
unbeachtlichen Zeitraum als Hausärztin und Hausarzt unter Berücksich-
tigung der Versorgungssituation tätig sein wird. Es ist vorgesehen, dass 
die Kassenärztliche Vereinigung Thüringen nach § 105 Abs. 1d SGB V 
an der Umsetzung der von den Studienbewerberinnen und Studienbe-
werbern im Zusammenhang mit der Vergabe des Studienplatzes einge-
gangenen Verpflichtungen mitwirkt.

B.  Lösung

Es wird ein Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz erlassen, auf 
dessen Grundlage es Bewerberinnen und Bewerbern für das Medizin-
studium an der Friedrich-Schiller-Universität Jena ermöglicht wird, über 
Vorabquoten nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 des Staatsvertrages über die 
Hochschulzulassung für das Hochschulstudium zugelassen zu werden. 

C.  Alternativen 

Keine

D. Kosten 

Mit der Einführung und Umsetzung einer Vorabquote für die hausärztli-
che Versorgung entstehen dem Land entsprechende Mehrbelastungen 
bei der Vorbereitung und Durchführung der Bewerbungs- und Auswahl-
verfahren und für die Einrichtung und Personalisierung der zuständigen 
Stelle. Es fallen Kosten für die Konzeption und Durchführung der Aus-
wahlgespräche, für die Schulung der Mitglieder der Auswahlkommissi-
on sowie für die ihnen zu erstattenden Aufwandsentschädigungen an. 
Die Kosten für die vorgesehene regelmäßige Evaluierung, die erstmals 
zum 31. Dezember 2026 erfolgen soll, kann derzeit nicht näher bezif-
fert werden.

Im Einzelnen wird von nachfolgenden finanziellen Bedarfen ausgegan-
gen: 

Als Personalkosten für die Durchführung des Bewerbungs-und Auswahl-
verfahrens sowie der administrativen Aufgaben bei der Umsetzung des 
Gesetzes werden für die Sachbearbeitung ein Vollbeschäftigtenäquiva-
lent in der Besoldungsgruppe A 9 des gehobenen Dienstes und ein Voll-
beschäftigtenäquivalent für eine Juristin oder einen Juristen in der Be-
soldungsgruppe A 13 des höheren Dienstes geplant. Die Beschäftigung 
einer Juristin oder eines Juristen in der zuständigen Stelle wird für er-



4

Thüringer Landtag - 7. WahlperiodeDrucksache 7/8549
forderlich angesehen, weil der Vollzug des Thüringer Hausärztesicher-
stellungsgesetzes und der auf der Grundlage des § 5 des Gesetzes zu 
erlassenden Rechtsverordnung eine Vielzahl von rechtlichen Fragestel-
lungen aufwerfen kann, die gegebenenfalls im verfassungsrechtlichen 
Zusammenhang zu bewerten sind.   

Sachkosten der zuständigen Stelle werden in Höhe von rund 20.000 
Euro jährlich entstehen.

Kosten für die Einrichtung der Online-Bewerberplattform entstehen in 
Höhe von 75.000 bis 100.000 Euro für das gesondert durchzuführende 
Zulassungsverfahren. Weiterhin ist von Kosten in Höhe von etwa 25.000 
Euro für die Konzeption und 25.000 Euro für die Durchführung der Aus-
wahlgespräche auszugehen.

Darüber hinaus sind Kosten im Rahmen von Aufwandsentschädigung 
und Reisekosten für die Mitglieder der Auswahlkommission zu berück-
sichtigen; Kosten für die Schulung der Mitglieder der Auswahlkommis-
sion werden in Höhe von insgesamt 3.000 Euro geplant.

Für die Kooperationsvereinbarungen mit der TMS Koordinierungsstelle 
an der Medizinischen Fakultät der Universität Heidelberg und dem Test-
entwickler ITB Consulting GmbH in Bonn werden jährlich 6.600 Euro 
veranschlagt. Die Kooperationsvereinbarungen sind erforderlich, damit 
die Ergebnisse der Tests für Medizinische Studiengänge von Thüringen 
als Zulassungskriterium genutzt werden können. Die Zahlungen an die 
TMS-Koordinierungsstelle dienen als finanzieller Ausgleich für Kosten, 
die der Koordinierungsstelle für die Organisation und Durchführung der 
Tests entstehen und nicht durch die TMS-Gebühren abgedeckt sind.

Es wird geschätzt, dass für die Vertragsüberwachung bei der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Thüringen im ersten Jahr 5.000 Euro anfallen, 
die der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen zu erstatten sind; in 
den darauffolgenden Jahren ist durch die zunehmende Zahl der Verträ-
ge mit steigenden Kosten zu kalkulieren. 

Für das Jahr 2023 wird von Kosten in Höhe von circa 100.000 Euro 
(Einrichtung der Online-Plattform), Einrichtung der zuständigen Stelle 
(20.000 Euro) sowie Konzeption der Auswahlgespräche (circa 25.000 
Euro) ausgegangen. Diese im Haushaltsjahr 2023 anfallenden Mehr-
ausgaben werden im Einzelplan 08, Kapitel 0829, Titel 54773, gedeckt.

Ab 2024 fallen Personalkosten (circa 179.928 Euro) und Sachkosten 
(circa 20.000 Euro) der zuständigen Stelle, Kosten für die Auswahlge-
spräche (circa 25.000 Euro), Aufwandsentschädigungen, Reisekosten 
und Schulungskosten für die Mitglieder der Auswahlkommission (circa 
3.000 Euro) und Kosten für die Nutzung des TMS-Test (6.600 Euro) an.

Ab 2025 fallen zusätzlich Kosten der KVT für die Vertragsüberwachung 
an (circa 5.000 Euro). Hierbei sind Kostensteigerungen in Höhe von fünf 
Prozent zu berücksichtigen. 

Für die im Jahr 2024 voraussichtlich anfallenden Mehrausgaben wur-
den vorsorglich Mittel im Einzelplan 08 angemeldet. 

Die entstehenden Sach- und Personalausgaben fallen bei der zustän-
digen Stelle an, die nach § 5 des Gesetzentwurfs durch Rechtsverord-
nung zu bestimmen ist. 
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Die Bereitstellung zusätzlicher Stellen und Mittel bleibt der Entscheidung 
des Haushaltsgesetzgebers vorbehalten.

E. Zuständigkeit 

Federführend ist das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frau-
en und Familie. 
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FREISTAAT THÜRINGEN 

DER MINISTERPRÄSIDENT

An die
Präsidentin des Thüringer Landtags
Frau Birgit Pommer
Jürgen-Fuchs-Straße 1
99096 Erfurt

Erfurt, den 9. August 2023

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

hiermit überreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen 
Entwurf des

"Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sicherstellung 
der hausärztlichen Versorgung in Gebieten mit besonderem öf-
fentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz 
-ThürHSiG-)"

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag in den Plenarsitzungen 
am 13./14./15. September 2023.

Mit freundlichen Grüßen

Bodo Ramelow
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Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung  

in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf  
(Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz -ThürHSiG-)

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 
Voraussetzungen für die Zulassung, Verpflichtung,  

Mitwirkung der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen 

(1) Bewerberinnen und Bewerber im Studiengang Medi-
zin an der Friedrich-Schiller-Universität Jena können im 
Rahmen der Vorabquote nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
des Staatsvertrages über die Hochschulzulassung vom 
21. März 2019 bis 4. April 2019 (GVBl. S. 404) zugelas-
sen werden, wenn sie 
1.	 im Fall des Vorliegens der Voraussetzungen des § 4 

Abs. 1 Satz 1 ihre besondere fachliche und persön-
liche Eignung zur hausärztlichen Tätigkeit in einem 
strukturierten Auswahlverfahren gegenüber der zu-
ständigen Stelle nach Maßgabe der §§ 4 und 5 nach-
gewiesen haben und 

2.	 sich durch den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen 
Vertrages dem Land gegenüber verpflichtet haben,
a)	 unverzüglich nach erfolgreichem Abschluss des 

Studiums eine Weiterbildung als Fachärztin oder 
Facharzt für Allgemeinmedizin oder als sonstige 
Fachärztin oder Facharzt zu absolvieren, die nach 
§ 73 Abs. 1a Satz 1 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB V) zur Teilnahme an der hausärzt-
lichen Versorgung berechtigt und

b)	 unverzüglich nach erfolgreichem Abschluss der 
Weiterbildung nach Buchstabe a eine Tätigkeit als 
niedergelassene Ärztin oder niedergelassener Arzt 
oder als angestellte Ärztin oder angestellter Arzt in 
der vertragsärztlichen Versorgung eine hausärztli-
che Tätigkeit aufzunehmen und für die Dauer von 
mindestens zehn Jahren in den Gebieten auszu-
üben, für die zum Zeitpunkt der Aufnahme der ärzt-
lichen Tätigkeit ein besonderer öffentlicher Bedarf 
nach § 2 Abs. 1 festgestellt wurde.

(2) Die oder der Verpflichtete kann nach Erhalt der Appro-
bation und bis zu zwölf Monate nach Beginn der Weiterbil-
dung einen Antrag auf Änderung der Facharztrichtung in 
Abweichung von Absatz 1 Nr. 2 Buchst. a bei der zustän-
digen Stelle stellen, wenn ein entsprechendes Bedarfsge-
biet nach § 2 Abs. 1 in Thüringen besteht. In diesem Fall 
gilt die Verpflichtung nach Absatz 1 Nr. 2 für die fachärzt-
liche Tätigkeit entsprechend.

(3) Die Einhaltung der Verpflichtungen nach Absatz 1 Nr. 2 
oder Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 2 wird mit 
einer Vertragsstrafe nach Maßgabe des § 3 Abs. 1 abge-
sichert. 

(4) Die Kassenärztliche Vereinigung Thüringen wirkt an 
der Umsetzung der von den Bewerberinnen und Bewer-
bern im Zusammenhang mit der Vergabe des Studienplat-
zes eingegangenen Verpflichtungen mit.



8

Thüringer Landtag - 7. WahlperiodeDrucksache 7/8549
§ 2 

Besonderer öffentlicher Bedarf, Bedarfsgebiete

(1) Ein besonderer öffentlicher Bedarf besteht in den Ge-
bieten eines Zulassungsbezirks, für die der Landesaus-
schuss der Ärzte und Krankenkassen nach § 90 Abs. 1 
Satz 1 SGB V eine Feststellung nach § 100 Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 3 SGB V getroffen hat (Bedarfsgebiet). 

(2) Das für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium 
überprüft regelmäßig die Entwicklung der hausärztlichen 
Versorgung auf der Grundlage von Prognoserechnungen 
der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen.

§ 3 
Vertragsstrafe, Vorliegen einer besonderen Härte

(1) Die Bewerberinnen und Bewerber verpflichten sich 
mit dem Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertra-
ges zur Zahlung einer Vertragsstrafe in Höhe von bis zu 
250 000 Euro für den Fall, dass sie oder er einer der ver-
traglichen Verpflichtungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 nicht, nicht 
vollständig oder nicht unverzüglich nachkommt.

(2) Die zuständige Stelle kann im Fall einer besonderen 
Härte auf Antrag bei der Erfüllung der Verpflichtung nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 einen Aufschub gewähren und auch nach-
träglich den Umfang und die Dauer der Verpflichtung ab-
weichend von § 1 Abs. 1 Nr. 2 vereinbaren.

(3) Die zuständige Stelle kann im Fall einer besonderen 
Härte auf Antrag von der Zahlung der Vertragsstrafe nach 
Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 3 ganz, teilweise oder 
zeitweise befreien.  

(4) Eine besondere Härte im Sinne der Absätze 2 und 3 
liegt vor, wenn besondere Gründe, insbesondere in der 
Person der oder des Verpflichteten liegende besondere 
soziale, gesundheitliche oder familiäre Gründe die Erfül-
lung einer oder mehrerer Verpflichtungen nach § 1 Abs. 1 
Nr. 2 unzumutbar machen. 

§ 4 
Auswahlverfahren

(1) Die zuständige Stelle trifft die Auswahl unter den Be-
werberinnen und Bewerbern, falls die Anzahl von Interes-
senten die Zahl der Studienplätze, die aufgrund der Quo-
te nach § 1 Abs. 1 zur Verfügung stehen, übersteigt. Zur 
Vorbereitung der Auswahlentscheidung setzt sie eine fach-
kundig besetzte Auswahlkommission ein. Im Rahmen des 
Auswahlverfahrens sollen diejenigen Bewerberinnen und 
Bewerber ausgewählt werden, deren besondere fachli-
che und persönliche Eignung sowie Motivation eine posi-
tive Prognose für den Studienerfolg und die spätere Be-
rufstätigkeit in der hausärztlichen Versorgung in einem 
Bedarfsgebiet bietet.

(2) Das Auswahlverfahren wird zweistufig durchgeführt. In 
der ersten Stufe des Auswahlverfahrens werden vergeben:  
1.	 bis zu 20 Punkte für die in der Hochschulzugangsbe-

rechtigung ausgewiesene Durchschnittsnote,
2.	 bis zu 40 Punkte für das Ergebnis eines standardi-

sierten und strukturierten fachspezifischen Studierfä-
higkeitstests,
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3.	 bis zu 20 Punkte für eine einschlägige abgeschlossene 

Berufsausbildung oder ein einschlägiges abgeschlos-
senes Studium, 

4.	 bis zu zehn Punkte für die Dauer einer einschlägigen 
Berufstätigkeit, von der maximal zwei Jahre berück-
sichtigungsfähig sind, und 

5.	 bis zu zehn Punkte für 
a)	 eine mindestens einjährige und einschlägige Tä-

tigkeit nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz 
vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 687), dem Jugend-
freiwilligendienstegesetz vom 16. Mai 2008 (BGBl. 
I S. 842) oder dem Zivildienstgesetz in der Fassung 
vom 17. Mai 2005 (BGBl. I S. 1346) jeweils in der 
jeweils geltenden Fassung oder 

b)	 eine mindestens zweijährige aktive Ausübung ei-
ner ehrenamtlichen Tätigkeit, 

die jeweils über die besondere Eignung für den Studi-
engang Medizin Aufschluss geben.

In der zweiten Stufe werden strukturierte und standardi-
sierte Auswahlgespräche durchgeführt, zu denen doppelt 
so viele Bewerberinnen und Bewerber eingeladen wer-
den, wie Studienplätze im Rahmen der Vorabquote nach 
§ 1 Abs.1 zu besetzen sind. Eingeladen werden die nach 
dem Ergebnis der ersten Stufe des Auswahlverfahrens 
punktbesten Bewerberinnen und Bewerber. Die Ranglisten 
der ersten und zweiten Stufe fließen jeweils mit einer Ge-
wichtung von 50 Prozent in eine abschließende Rangliste 
ein, die Grundlage der Auswahl nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 ist.  

§ 5 
Verordnungsermächtigung

Das für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium 
bestimmt im Einvernehmen mit dem für das Hochschul-
wesen zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung 
1.	 die für den Vollzug dieses Gesetzes und der aufgrund 

dieses Gesetzes erlassenen Verordnung zuständige 
Stelle und 

2.	 das Nähere zu: 
a)	 der formellen und inhaltlichen Ausgestaltung des 

Bewerbungsverfahrens bei der zuständigen Stelle, 
b)	 der formellen und inhaltlichen Ausgestaltung des 

Auswahlverfahrens nach § 4, 
c)	 der Ermittlung der Durchschnittsnote nach § 4 

Abs. 2 Nr. 1,
d)	 dem Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages 

nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 1,
e)	 den Verpflichtungen der Bewerberinnen und Be-

werber gegenüber dem Land nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 
einschließlich deren Durchsetzung sowie den Mög-
lichkeiten einer abweichenden Vereinbarung mit der 
zuständigen Stelle nach § 3 Abs. 2, 

f)	 Mitteilungs-, Mitwirkungs- und Nachweispflichten 
der Verpflichteten,

g)	 der Vertragsstrafe nach § 1 Abs. 3 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 1 einschließlich deren Durchset-
zung sowie der Bestimmung der Voraussetzungen, 
unter denen die zuständige Stelle nach § 3 Abs. 3 
von der Zahlung der Vertragsstrafe ganz, teilweise 
oder zeitweise befreien kann,  

h)	 der Überprüfung der Entwicklung der hausärztli-
chen Versorgung nach § 2 Abs. 2 und Veröffentli-
chung der Prognoserechnungen der Kassenärztli-
chen Vereinigung Thüringen, 
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i)	 der Evaluation nach § 6 und die hierfür zu erhe-

benden Daten, 
j)	 der Mitwirkung der Kassenärztlichen Vereinigung 

Thüringen an der Umsetzung der von den Studien-
platzbewerberinnen und Studienplatzbewerbern im 
Zusammenhang mit der Vergabe des Studienplat-
zes eingegangenen Verpflichtungen.

§ 6 
Evaluation

Die Landesregierung evaluiert die Umsetzung und die Wir-
kungen dieses Gesetzes und berichtet dem Landtag erst-
mals zum 31. Dezember 2026 und danach alle drei Jahre 
über das Ergebnis der Evaluation. Zu diesem Zweck sind 
Daten zu erheben, die eine Bewertung der Umsetzung und 
Wirksamkeit dieses Gesetzes ermöglichen. 

§ 7 
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils auch für Personen, die mit der Angabe "di-
vers" oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Ge-
burtenregister eingetragen sind.

§ 8 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeines 

Eine flächendeckende, bedarfsgerechte medizinische Versorgung der 
Bevölkerung in Thüringen, gerade in unterversorgten ländlichen Gebie-
ten, stellt einen überragend wichtigen Gemeinwohlbelang dar. 

Der Staat ist aufgerufen, seine Mittel auch dafür einzusetzen, in weniger 
dicht besiedelten Gebieten eine hinreichende ärztliche Versorgung zu 
gewährleisten. Dies ist Teil seiner allgemeinen verfassungsrechtlichen 
Infrastrukturaufgabe, insbesondere der Schutzpflicht nach Artikel 2 Ab-
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für das Leben und die Gesundheit sei-
ner Bevölkerung. Die Kassenärztliche Vereinigung Thüringen hat zwar 
den gesetzlichen Auftrag zur Sicherstellung einer wohnortnahen ambu-
lanten Versorgung. Dieser setzt jedoch voraus, dass auch eine ausrei-
chende Anzahl an Ärztinnen und Ärzten ausgebildet werden, die für eine 
ambulante Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf 
zur Verfügung stehen.

Das Gefälle bei den Einwohnerzahlen zwischen den kreisangehörigen 
Gemeinden und kreisfreien Städten spiegelt sich auch bei der ärztlichen 
Versorgung wieder. So ist die Dichte von Ärztinnen und Ärzten in den 
großen und mittelgroßen Städten am höchsten.   

Nach der Ersten Gemeindebevölkerungsvorausberechnung bis zum Jahr 
2040 ist für Thüringen die Abnahme der Bevölkerung und ihre zuneh-
mende Alterung charakteristisch. Von der demografischen Entwicklung 
sind die einzelnen Gemeinden aber in sehr unterschiedlichem Maße be-
troffen. Die demografische Entwicklung und das damit verbundene Risi-
ko einer erhöhten Morbidität führen besonders in ländlichen Bereichen 
zu einem steigenden medizinischen Behandlungsbedarf der Bevölke-
rung und somit zu einem zukünftig wachsenden Bedarf an Hausärztin-
nen und Hausärzten.

Erschwerend kommt hinzu, dass rund ein Drittel der Hausärzteschaft in 
Thüringen aktuell 60 Jahre und älter ist, so dass dieser Anteil nach den 
bisherigen Erfahrungswerten in spätestens fünf bis sechs Jahren in den 
Ruhestand übergeht. Die verbleibenden Hausärztinnen und Hausärzte 
müssen dadurch die Behandlung einer erheblich größeren Anzahl von 
Patientinnen und Patienten sicherstellen. Darüber hinaus wird es in den 
kleinen und mittleren Städten wegen geringerer Attraktivität im Vergleich 
zu den Großstädten, beispielsweise aufgrund des kulturellen Angebots, 
zunehmend schwieriger, für eine ausreichende Nachbesetzung der Ver-
tragsarztsitze zu sorgen und dadurch die hausärztliche Versorgung zu 
gewährleisten. Die neue Generation an Hausärztinnen und Hausärz-
ten ist auch immer weniger bereit, einen vollen Arztsitz zu übernehmen, 
weil sie vermehrt auf ein ausgewogenes Arbeits- und Privatleben achtet.

Schon heute existieren Planungsbereiche, in denen bereits ein beson-
derer öffentlicher Bedarf an hausärztlicher Versorgung besteht. In Zu-
kunft werden voraussichtlich weitere Gebiete dazukommen. 

Eine zurückgehende hausärztliche Versorgung wird von den betroffenen 
Patientinnen und Patienten besonders stark wahrgenommen, da deren 
Beweglichkeit oftmals eingeschränkt ist und sich der Weg zur nächsten 
Hausarztpraxis mitunter verlängert.
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Das Land setzt sich im Sinne der Daseinsvorsorge bereits seit langer 
Zeit für eine wohnortnahe und flächendeckende medizinische Versor-
gung der Bevölkerung ein. 

Seit dem Jahr 2009 lobt die Stiftung zur Förderung der ambulanten ärzt-
lichen Versorgung im Freistaat Thüringen zum Beispiel ein sogenanntes 
Thüringen-Stipendium für solche Ärztinnen und Ärzte aus, die ihre Wei-
terbildung in den Bereichen Innere Medizin und Allgemeinmedizin oder 
in der Augenheilkunde in Thüringen absolvieren. Seit Juli 2014 gibt es 
zudem eine zusätzliche Fördermöglichkeit durch das Ministerium für Ar-
beit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie in Gemeinden mit einer 
Einwohnerzahl unter 25.000 Einwohnerinnen und Einwohnern über die 
Stiftung zur Förderung der ambulanten ärztlichen Versorgung im Frei-
staat Thüringen.

Für die Zukunft bedarf es jedoch weiterer Maßnahmen des Landes zur 
Nachwuchsgewinnung, um die wohnortnahe hausärztliche Versorgung 
zu sichern.

Der Landtag hat in seiner 26. Sitzung der 7. Wahlperiode am 2. Oktober 
2020 den als Drucksache 7/1829 zu Drucksache 7/26 veröffentlichten 
Beschluss mit dem Titel "Medizinische und pharmazeutische Versorgung 
in allen Landesteilen gewährleisten – Verteilung sinnvoll steuern, Digi-
talisierungschancen nutzen, Ausbildungskapazitäten erhöhen" gefasst. 
Unter Punkt II Nr. 5 dieses Beschlusses wird die Landesregierung auf-
gefordert, ab dem Wintersemester 2021/2022 für die Vergabe von Me-
dizinstudienplätzen eine "Haus- und Facharztquote" in Höhe von sechs 
Prozent mit dem Ziel auf den Weg zu bringen, dass die ärztliche Ver-
sorgung in von Unterversorgung betroffenen und bedrohten Gebieten 
gewährleistet wird.

Ein Anteil von sechs Prozent von insgesamt 286 Studienplätzen an der 
Medizinischen Fakultät der Friedrich-Schiller-Universität Jena zum Stand 
15. September 2022 entspricht 17 Studienplätzen, die für die Vorabquo-
te nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Staatsvertrages über die Hoch-
schulzulassung vom 21. März 2019 bis 4. April 2019 (GVBl. S. 404) in 
der jeweils geltenden Fassung zur Verfügung stehen. 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1

Zu Absatz 1

In der Regelung ist vorgesehen, dass Studienbewerberinnen und Studi-
enbewerber über die Vorabquote nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des 
Staatsvertrages über die Hochschulzulassung für das Studium der Me-
dizin an der Friedrich-Schiller-Universität Jena zugelassen werden kön-
nen, wenn sie sich bereits vor der Aufnahme ihres Studiums in einem 
öffentlich-rechtlichen Vertrag dazu verpflichten, nach ihrem Hochschul-
studium und einer abgeschlossenen Weiterbildung für die Dauer von 
zehn Jahren in einem  Gebiet eines Zulassungsbezirks, für die der Lan-
desausschuss der Ärzte und Krankenkassen nach § 90 Abs. 1 Satz 1 
SGB V eine Feststellung nach § 100 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 SGB V 
getroffen hat (Bedarfsgebiet) tätig zu werden.
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Die Verpflichtung, sich später nach einer entsprechenden Weiterbildung 
für die Dauer von zehn Jahren in einem Bedarfsgebiet tätig zu wer-
den, begründet einerseits Beschränkungen der zukünftigen Berufsaus-
übung und damit einen Eingriff in das Grundrecht nach Artikel 12 Abs. 1 
des Grundgesetzes. Die Studienplätze, die über diese Vorabquote ver-
geben werden, stehen andererseits denjenigen Studienplatzbewerbe-
rinnen und -bewerbern, die sich über die Hauptquote auf einen Studi-
enplatz bewerben möchten, nicht mehr zur Verfügung. Insofern haben 
Bewerberinnen und Bewerber, die nicht bereit sind, die Verpflichtungen 
einzugehen, aufgrund des kleineren Kontingents an Studienplätzen für 
die Zulassung über die Hauptquote geringere Chancen auf Zulassung 
zum Medizinstudium.  

Sowohl der Eingriff durch die Verpflichtung als auch der Eingriff in das 
Teilhaberecht der Bewerberinnen und Bewerber über die Hauptquote 
nach Artikel 12 Abs. 1 des Grundgesetzes ist allerdings gerechtfertigt, 
denn die durch dieses Gesetz näher bestimmten Voraussetzungen für 
die Zulassung innerhalb der Vorabquote nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 des Staatsvertrages über die Hochschulzulassung und die damit 
verbundene Studienplatzvergabe dienen mit der flächendeckenden Si-
cherstellung einer qualitativ hochwertigen hausärztlichen Versorgung 
einem überragend wichtigen Gemeinwohlbelang. Die Eingriffe sind in 
Ermangelung milderer, gleich wirksamer Mittel erforderlich. Weiterhin 
bieten die Anforderungen im Auswahlverfahren nach Maßgabe des § 4 
die Gewähr dafür, dass die hausärztliche Versorgung in Thüringen unab-
hängig von der konkreten Region ein qualitativ hohes Niveau aufweist. 

Die Vorabquote soll dazu beitragen, dass die künftige hausärztliche Ver-
sorgung in Thüringen sichergestellt werden kann. Um Versorgungslü-
cken zu schließen, ist es erforderlich, dass der überwiegende Teil der 
Absolventinnen und Absolventen für die zehnjährige ärztliche Tätigkeit 
in Vollzeit zur Verfügung steht. Daher ist die Aufnahme der Tätigkeit in 
Vollzeit der Grundsatz.

Hinsichtlich der unverzüglichen Aufnahme und Absolvierung einer Wei-
terbildung wie auch der unverzüglichen Aufnahme einer hausärztlichen 
Tätigkeit gilt nach allgemeiner Begriffsbestimmung, dass die Weiterbil-
dung und Tätigkeit zeitnah und ohne schuldhaftes Zögern aufgenom-
men werden müssen.

Die durch die Studienvergabe in der Vorabquote Verpflichteten informie-
ren sich nach Abschluss der ärztlichen Weiterbildung bei der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Thüringen darüber, auf welche Stellen sie sich 
beim Zulassungsausschuss bewerben können, um ihren Verpflichtun-
gen nach Absatz 1 Nr. 2 Buchst. b nachzukommen.

Zu Absatz 2

Aufgrund der Bestimmung wird bis zu zwölf Monate nach Beginn der 
Weiterbildung nach Absatz 1 Nr. 2 Buchst. a eine Änderung zu einem 
anderen Fachgebiet ermöglicht, soweit für diese Facharztrichtung ein 
entsprechendes Bedarfsgebiet nach § 2 Absatz 1 besteht. Damit wird 
sowohl dem Interesse der Verpflichteten, sich nach genauerem Ausei-
nandersetzen mit den verschiedenen Fachgebieten für eine Facharzt-
weiterbildung abweichend von Absatz 1 Nr. 2 Buchst. a zu entscheiden, 
als auch dem besonderen öffentlichen Interesse, einem entsprechen-
den Facharztmangel zu begegnen, Rechnung getragen. 
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Zu Absatz 3 

Mit der Regelung wird klargestellt, dass die Verpflichtung nach Absatz 1 
Nr. 2 durch eine Vertragsstrafe abgesichert wird. Die Voraussetzung für 
eine Verhängung ergeben sich aus § 3. 

Zu Absatz 4

Das Nähere zu der Mitwirkung der Kassenärztlichen Vereinigung Thü-
ringen an der Umsetzung der von den Bewerberinnen und Bewerbern 
im Zusammenhang mit der Vergabe des Studienplatzes eingegange-
nen Verpflichtungen bestimmt die nach § 5 Nr. 2 Buchst. h zu erlassen-
de Rechtsverordnung.

Zu § 2

Zu Absatz 1 

Bedarfsgebiete im Sinne dieses Gesetzes sind die nach § 100 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 3 SGB V in Thüringen festgestellten Gebiete.

Aus verfassungsrechtlichen Gründen muss das Einsatzgebiet soweit 
wie möglich eingrenzbar sein. Daher wird auf die Entscheidungen des 
Landesausschusses der Ärzte und Krankenkassen nach § 100 Absatz 1 
Satz 1 und Abs. 3 SGB V verwiesen, mit denen insbesondere die Un-
terversorgung oder die drohende Unterversorgung festgestellt werden. 
Das spätere Einsatzgebiet der Verpflichteten richtet sich nach dem künf-
tigen Bedarf und steht daher zum Zeitpunkt der Verpflichtung der in der 
Vorabquote Zugelassenen noch nicht fest.

Zu Absatz 2 

Zur Ermittlung des künftigen Bedarfs bedarf es sorgfältiger Prognosen 
auf Grundlage des vorliegenden Datenmaterials, die regelmäßig zu ak-
tualisieren sind. Hiernach richtet sich auch die konkrete Höhe der Vor-
abquote. Diese ist in der Thüringer Studienplatzvergabeverordnung fest-
zulegen. Entsprechend des Landtagsbeschlusses vom 2. Oktober 2020 
ist eine Vorabquote in Höhe von sechs Prozent vorgesehen. Aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen ist die Entscheidung regelmäßig zu überprü-
fen. Grundlage für die Überprüfung sind die Prognoserechnungen der 
Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen.

Zu § 3

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung ist die Grundlage für die Vereinbarung einer Vertrags-
strafe. Die Vertragsstrafe dient nach § 1 Abs. 3 der Absicherung der Ver-
pflichtungen der Bewerberinnen und Bewerber nach § 1 Absatz 1 Nr. 2.

Die maximale Höhe der Vertragsstrafe orientiert sich an den geschätzten 
Kosten eines Medizinstudiums an öffentlichen Hochschulen in Deutsch-
land sowie an den durchschnittlichen Verdienstmöglichkeiten von Haus-
ärztinnen und Hausärzten.
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Zu Absatz 2 

In der Bestimmung wird die Möglichkeit einer abweichenden Vereinba-
rung hinsichtlich der Verpflichtungen nach § 1 Absatz 1 Nr. 2 im Fall ei-
ner besonderen Härte im Sinne des Absatzes 4 geregelt.  

Zu Absatz 3 

Mit der Härtefallregelung soll sichergestellt werden, dass die Verpflich-
tung zur Zahlung einer Vertragsstrafe die Verpflichteten nicht in existen-
zielle Bedrängnis bringt.

Zu Absatz 4 

Die Bestimmung bietet der zuständigen Stelle eine gesetzliche Entschei-
dungsgrundlage dafür, in welchen Fällen Ausnahmen von der Verpflich-
tung nach § 1 Absatz 1 Nr. 2 und der Zahlung der Vertragsstrafe nach Ab-
satz 1 in Verbindung mit § 1 Absatz 3 möglich sind. Das Nähere ist durch 
die Rechtsverordnung nach § 5 Nr. 2 Buchst. d und e zu bestimmen.

Zu § 4

Durch das Auswahlverfahren werden die fachliche und persönliche Eig-
nung für das erfolgreiche Durchlaufen des Studiums und zur Ausübung 
des ärztlichen Berufs in der hausärztlichen Versorgung überprüft. Die 
Orientierung an Bedürfnissen der Patientinnen und Patienten in Verbin-
dung mit Empathie und Sozialkompetenz sind wichtige Schlüsselfakto-
ren der ärztlichen Praxis, insbesondere im ländlichen Raum. In Absatz 2 
Satz 2 werden für die erste Stufe des Auswahlverfahrens die Auswahl-
kriterien sowie ihre Gewichtung gesetzlich festgelegt.  

Außerdem wird geregelt, dass die Bewerberinnen und Bewerber mit den 
meisten Punkten, die sich unter Berücksichtigung dieser Kriterien qua-
lifiziert haben, in einer zweiten Stufe des Auswahlverfahrens zu einem 
gesprächsbasierten, strukturierten und standardisierten Verfahren ein-
zuladen sind. Dies entspricht dem Masterplan Medizinstudium 2020, wo-
nach die fachliche Eignung und Motivation zur hausärztlichen Tätigkeit 
in besonderen Auswahlverfahren zu überprüfen sind. Das zweistufige 
Auswahlverfahren ermöglicht die Prüfung der spezifischen Eignung für 
eine spätere Tätigkeit als Hausärztin oder Hausarzt in Bedarfsgebieten 
in Thüringen, unter Berücksichtigung von sozialer und kommunikativer 
Kompetenz, Empathie und besonderer Motivation. Den verfassungs-
rechtlichen Anforderungen an die Ausgestaltung des gesprächsbasier-
ten Verfahrens ist Rechnung zu tragen; vergleiche Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 19. Dezember 2017, Aktenzeichen: 1 BvL 3/14 
und 1 BvL 4/14, Rdnr. 195. 

Näheres zur Ausgestaltung des Auswahlverfahrens wird aufgrund der 
Verordnungsermächtigung nach § 5 Nr. 2 Buchstabe b in einer Rechts-
verordnung geregelt. 

Zu § 5

In § 5 wird das für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem für das Hochschulwesen zuständi-
gen Ministerium die für den Vollzug des Gesetzes zuständige Stelle zu 
bestimmen und das Nähere zum weiteren Verfahren zu regeln.
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Beispielsweise sind nach § 5 Nr. 2 Buchstabe b in der Rechtsverord-
nung Regelungen zur formellen und inhaltlichen Ausgestaltung des Aus-
wahlverfahrens nach § 4 zu treffen. Hierzu gehören insbesondere die 
Zusammensetzung der Auswahlkommission nach § 4 Absatz 1 Satz 2, 
die Entschädigung ihrer Mitglieder, die Festlegung des standardisierten 
und strukturierten fachspezifischen Studierfähigkeitstests nach § 4 Ab-
satz 2 Satz 2 Nr. 2, die Bestimmung der einschlägigen abgeschlosse-
nen Berufsausbildung nach § 4 Absatz 2 Satz 2 Nr. 3, die Bestimmung 
der einschlägigen Berufstätigkeit nach § 4 Absatz 2 Satz 2 Nr. 4, die von 
§ 4 Absatz 2 Satz 2 Nr. 5 erfassten einschlägigen Tätigkeiten, die Durch-
führung des gesprächsbasierten, strukturierten und standardisierten Ver-
fahrens nach § 4 Absatz 2 Satz 3, die Gewichtung der Auswahlkriterien, 
die Bildung einer Rangliste sowie das Punktesystem.

Zum Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages nach § 1 Absatz 1 
Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 soll nach § 5 Nr. 2 Buchstabe d zum 
Beispiel in der Rechtsverordnung bestimmt werden, zu welchem Zeit-
punkt der Vertrag geschlossen werden soll. 

Das Nähere, was nach § 5 Nr. 2 Buchstabe e in der Rechtsverordnung 
geregelt werden kann, betrifft etwa die Frage, in welcher Form die Auf-
nahme der ärztlichen Tätigkeit erfolgen muss oder was für den unwahr-
scheinlichen, aber denkbaren Fall gilt, wenn nach Abschluss der Wei-
terbildung kein Bedarfsgebiet festgestellt wird.

§ 5 Nr. 2 Buchstabe h enthält die Ermächtigung, das Nähere zur Über-
prüfung nach § 2 Absatz 2 in der Rechtsverordnung zu bestimmen. 
Dies schließt auch eine Bestimmung in der Rechtsverordnung zur Ver-
öffentlichung der Prognoserechnungen der Kassenärztlichen Vereini-
gung Thüringen ein.

Mit § 5 Nr. 2 Buchstabe j erfolgt eine Ermächtigung, das Nähere zu der 
Mitwirkung der Kassenärztlichen Vereinigung nach § 105 Abs. 1d SGB V 
durch Rechtsverordnung zu regeln. Die Ermächtigung schließt eine Re-
gelung zum Verfahren der Kostenerstattung ein.  

Zu § 6

Die Evaluation ist neben verwaltungsökonomischen Gründen auch des-
halb geboten, weil die Verhältnismäßigkeit des Eingriffs im Hinblick auf 
die grundrechtlich geschützten Positionen der freien Berufswahl und der 
allgemeinen Handlungsfreiheit zu gewährleisten ist. Von Bedeutung ist 
hierbei zum Beispiel die Einhaltung der vertraglichen Verpflichtungen. 
Näheres, insbesondere zu den zu erhebenden Daten, soll nach § 5 Nr. 2 
Buchstabe g durch Rechtsverordnung bestimmt werden.

Zu § 7

Die Gleichstellungsbestimmung enthält die Klarstellung, dass von den in 
dem Gesetz verwendeten Bezeichnungen alle Personen erfasst werden.

Zu § 8

In der Bestimmung ist der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
festgelegt.



2. Vom Einbringer übersandte Daten



Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung in Gebieten 
mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz — ThürHSiG) 

1.  

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann  welter  mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 3. 

Name Organisationsform 

Berufsverband Deutscher Internistinnen und 
Internisten e.V. (BDI) 

Eingetragener Verein. 

Geschäfts- oder Dienstadresse 
Berufsverband Deutscher Internistinnen und 
Internisten e.V. (BDI) 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) Schöne Aussicht 5 

Postleitzahl, Ort 65193 Wiesbaden 

2.  Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) 

Name Vorname 

ri Geschäfts- oder Dienstadresse 0 Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 



3.  Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBeteildokG) 

Interessenvertretung der Internistinnen und Internisten in Deutschland. 

4.  

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

I befürwortet, 
0 abgelehnt,  
Li ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

Der BDI stimmt dem Gesetzesentwurf in seiner derzeitigen Fassung überwiegend zu. Den 
Grundsatz der zehnjährigen verpflichtenden hausärztlichen Tätigkeit nach Abschluss der 
Weiterbildung sieht der BDI als problematisch an, da diese Regelung massiv in die 
Lebensplanung junger Ärztinnen und Ärzte eingreift. Es wird zudem empfohlen, den Begriff 
„besondere Härte" nach §3 Abs. 3 gesetzlich zu definieren. Der BDI stellt für Auswahlgespräche 
nach §4 Internistinnen und Internisten aus der hausärztlichen Versorgung in Thüringen als 
Jurorinnen und Juroren gerne zur Verfügung. 

5.  
Wurden Sie von der Landesregierung gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum 
Gesetzgebungsvorhaben einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBetelidokG) 

11 ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) 0 nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

0 per E-Mail 

E per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBetelldokG) 

0 ja  II nein (weiter mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

7.  
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteildokG) 

11 ja E nein 



Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

Wiesbaden, den den 16.02.2023 
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I. Vorbemerkungen 

Mit dem demografischen Wandel und der Zunahme chronischer Erkrankungen in einer älter 
werdenden Gesellschaft steigt der Bedarf nach einer wohnortnahen Versorgung und Betreu-
ung der Patientinnen und Patienten sowohl im hausärztlichen als auch zunehmend im fach-
ärztlichen Bereich. Besonders im ländlichen Raum gestaltet sich die hausärztliche Versor-
gung jedoch zunehmend schwieriger. Während die Anzahl der Patientinnen und Patienten 
steigt, nimmt die Zahl der Hausärztinnen und Hausärzte kontinuierlich ab. Eine Simulation, 
die das IGES Institut 2021 im Auftrag der Robert-Bosch-Stiftung durchgeführt hat, bestätigt 
dies. Die Wissenschaftler rechnen damit, dass 2035 aufgrund des Hausärztemangels ein 
Fünftel aller Landkreise in Deutschland hausärztlich unterversorgt sein werden.1  Im Jahr 
2021 waren von den 1689 praktizierenden Hausärztinnen und Hausärzte im Freistaat Thürin-
gen über die Hälfte älter als 55 Jahre, sodass diese Ärztinnen und Ärzte mittelfristig aus der 
Versorgung ausscheiden werden.2  

Gründe für den Hausärztennangel 

Der Hausärztemangel hat sowohl strukturelle als auch politische Gründe. Nach § 73 Abs. 1a 
SGB V nehmen neben Fachärzten für Allgemeinmedizin auch Fachärzte für Innere Medizin 
(ohne Schwerpunkt) sowie Fachärzte für Kinder- und Jugendmedizin an der hausärztlichen 
Versorgung teil. 

Fachärzte für Allgemeinmedizin sind bundesweit weiterhin die größte Gruppe innerhalb der 
Hausärzteschaft (54 Prozent). Im Verhältnis zu Fachärzten für Innere Medizin ohne Schwer-
punkt im hausärztlichen Versorgungsbereich (27 Prozent) und Kinder- und Jugendärzten (13 
Prozent) nimmt ihr Anteil aber kontinuierlich ab.3  Die Arztzahlen im Freistaat Thüringen 
zeichnen ein ähnliches Bild.4  Bei den Weiterbildungsabschlüssen verzeichnen die Allgemein-
mediziner trotz aller Fördermaßnahmen nicht ausreichend Zuwächse, um die Zahl derer, die 
altersbedingt aus dem Beruf ausscheiden, auszugleichen. Die Innere Medizin (ohne Schwer-
punkt) ist hingegen ungebrochen das Fachgebiet mit den meisten Weiterbildungsabschlüs-
sen. Das hat positive Auswirkungen auf den hausärztlichen Versorgungsbereich: Immer 
mehr Internistinnen und Internisten entscheiden sich für eine Tätigkeit als Hausarzt. Seit 
2013 ist die Zahl der hausärztlichen Internisten bundesweit um 25 Prozent gestiegen. Mitt-
lerweile machen Internisten und Kinder- und Jugendärzte fast vierzig Prozent aller 
Hausärztinnen und Hausärzte aus. Entsprechend bieten diese beiden Fachgruppen 
auch großes Potential, Versorgungsengpässe abzubauen und zu vermeiden. 

Zusätzlich zur demografischen Entwicklung ist der hausärztliche Versorgungsbereich auch 
überproportional stark von dem allgemeinen Trend betroffen, dass die Niederlassung für 

1  Vgl. Robert-Bosch-Stiftung, „Gesundheitszentren für Deutschland. Wie ein Neustart in der Primärversorgung 
gelingen kann", Stuttgart, Mai 2021, S. 41. 
2  Vgl. Kassenärztliche Vereinigung Thüringen, „Wir verarzten Thüringen — Versorgungsbericht 2022, Weimar, 
Mai 2022, S. 31. 
3  Vgl. Kassenärztliche Bundesvereinigung, „Statistische Informationen aus dem Bundesarztregister" (Stand 
31.12.2021) 
4  Für Thüringen ergibt sich nach einer Auswertung der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen für den BDI vom 
01.02.2023 folgende prozentuale Verteilung auf die hausärztlichen Fachgruppen im Freistaat Thüringen: Allge-
meinmedizin 62 Prozent, Innere Medizin (ohne Schwerpunkt) 26 Prozent und Kinder- und Jugendmedizin 12 Pro-
zent. 
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viele junge Ärztinnen und Ärzte kein attraktives Arbeitsmodell mehr darstellt. Anstatt sich ei-
genunternehmerisch als Praxisinhaber unter Übernahme eines vollen Versorgungsauftrages 
niederzulassen, nehmen Teilzeitmodelle und die Arbeit in Anstellung deutlich zu. 2021 stieg 
die Anzahl der angestellten Ärztinnen und Ärzte im Freistaat Thüringen um 15 Prozent.5  Die 
hausärztliche Einzelpraxis stellt in ländlichen Regionen jedoch nach wie vor die dominie-
rende Versorgungsform dar. Hinzu kommt, dass der ländliche Raum auch aufgrund fehlen-
der Infrastrukturangebote im Gegensatz zu Städten und Ballungsräumen als mögliches Tä-
tigkeits- beziehungsweise Niederlassungsgebiet immer seltener in Betracht kommt. Aus 
Sicht des Berufsverbandes Deutscher Internistinnen und Internisten (BDI) muss die 
Landarztquote deshalb zwingend mit Maßnahmen flankiert werden, die diese grund-
sätzlichen Probleme gleichermaßen adressieren. 

Politik und Selbstverwaltung haben in den letzten Jahren mit einer Vielzahl von Maßnahmen 
versucht, dem Hausärztemangel entgegenzuwirken: von finanziellen Anreizen zur Niederlas-
sung in unterversorgten Gebieten und der Flexibilisierung von Beschäftigungsverhältnissen, 
beinhalteten diese in erster Linie Maßnahmen zur Stärkung der Allgemeinmedizin in der Aus-
und Weiterbildung. Der Masterplan Medizinstudium 2020 vom 31. März 2017 ermöglicht den 
Bundesländern die Einführung der sogenannten Landarztquote. Ziel ist es, mit dem Master-
plan Medizinstudium 2020, die ärztliche Versorgung langfristig in unterversorgten oder von 
Unterversorgung bedrohten Regionen und Planungsbereichen verbessern. Einen besonde-
ren Fokus legt der Masterplan Medizinstudium 2020 auf das Fach der Allgemeinmedizin. Die 
einseitige Fokussierung auf die Allgemeinmedizin stellt jedoch nicht die Realität in der Ver-
sorgung dar. Aus Sicht des BDI wird der drohende Versorgungsmangel nicht allein von All-
gemeinmedizinern behoben. Eine flächendeckende Patientenversorgung kann nur gemein-
sam von Allgemeinmedizinern, Internisten (ohne Schwerpunkt) sowie Kinder- und Jugend-
ärzten sichergestellt werden. 

Die Maßnahmen von Bund und Ländern, die in ihrer Konzeption „hausärztliche Versorgung" 
als exklusive Aufgabe der Fachärztinnen und -ärzte für Allgemeinmedizin verstehen, sind 
nicht immer konsistent, denn sie widersprechen sowohl dem Ziel, die hausärztliche Versor-
gung zu stärken, als auch den Vorgaben des SGB V. Ebenso wenig spiegeln sie die Versor-
gungsrealität in Deutschland angemessen wider. Der vorliegende Gesetzentwurf hat aus 
diesem Grund Fachärztinnen und -ärzte für Innere Medizin (ohne Schwerpunkt) bei der 
Konzeption von Lösungsstrategien bereits einbezogen und ruft die vorhandenen ärzt-
liche Ressourcen damit umfassend ab. Der BDI begrüßt dieses Vorgehen ausdrück-
lich. 

Versorgungsqualität sicherstellen 

Internistinnen und Internisten sind auch qualitativ eine notwendige Fachgruppe in der haus-
ärztlichen Versorgung. Die Komplexität medizinischer Abläufe, die speziellen Probleme im 
höheren Lebensalter sowie die zunehmende Multimorbidität der Patienten haben die Qualifi-
kationsanforderung an die hausärztliche Tätigkeit in den letzten Jahren verändert. Inhaltlich 
geht es weitgehend um Führung und Betreuung von Patienten mit chronischen und komple-
xen Krankheitsbildern. Dies ist gemäß ihrer Weiterbildung die originäre Aufgabe von Internis-
tinnen und Internisten. Mehr als 80 Prozent aller akuten und chronischen Erkrankungen, die 

5  Vgl. Kassenärztliche Vereinigung Thüringen, „Wir verarzten Thüringen — Versorgungsbericht 2022, Weimar, 
Mai 2022, S. 35. 
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in der hausärztlichen Praxis behandelt werden, haben einen internistischen Bezug (z.B. Dia-
betes  mellitus,  Rheuma usw.). Auch die überwiegende Anzahl der Notfälle in Deutschland 
sind internistischer Natur (z.B. Herzinfarkt, Luftnot usw.). Insofern ist der Facharzt für Innere 
Medizin auch der geeignete Facharzt, diese Notfälle zu behandeln. 

Landarztquote versorgungsnah gestalten 

Im Hinblick auf die Entwicklung der Arztzahlen im hausärztlichen Versorgungsbereich in Thü-
ringen begrüßt der BDI, dass alle Fachgruppen, die  gem.  § 73 Abs. 1a SGB  Van  der haus-
ärztlichen Versorgung teilnehmen, gleichberechtigt in die Vorabquote in dem derzeitigen Ge-
setzesentwurf einbezogen werden. Bewerberinnen und Bewerber, die sich im Rahmen der 
Landarztquote für den Studiengang Humanmedizin an Friedrich-Schiller-Universität Jena be-
werben, erhalten somit die Wahlmöglichkeit, ihre Weiterbildung nach Erhalt der Approbation 
entweder im Fach Allgemeinmedizin, Innere Medizin (ohne Schwerpunkt) oder Kinder- und 
Jugendmedizin zu absolvieren. Positiv hervorzuheben ist auch, dass die Studierenden nach 
Erhalt der Approbation und bis zu 12 Monate nach Beginn der Weiterbildung einen Antrag 
auf Änderung der Fachrichtung stellen können, wenn im Freistaat Thüringen in einen Be-
darfsgebiet in dieser Fachrichtung ein Bedarf besteht. Damit kann dem Fachärztemangel 
ebenfalls entgegengewirkt und den persönlichen Interessen der Studierenden Rechnung ge-
tragen werden. 

Der Grundsatz einer zehnjährigen verpflichtenden hausärztlichen Tätigkeit in Vollzeit nach 
Abschluss der Weiterbildung ist indes problematisch, da dieser Grundsatz insbesondere die 
Lebensrealität von jungen Ärztinnen Ärzten und ihrer persönlichen Lebensphasen wie Eltern-
zeit oder Mutterschutz unberücksichtigt lässt. Aus Sicht des BDI wird damit massiv in die 
persönliche Lebensplanung von Ärztinnen und Ärzten eingegriffen, die sich durch die Land-
arztquote verpflichtet haben, in Vollzeit an der hausärztlichen Versorgung teilzunehmen. Der 
BDI empfiehlt daher, (Ausnahme-)Regelungen zu implementieren, die diesen persönli-
chen Lebensumständen junger Ärztinnen und Ärzten angemessen Rechnung tragen. 
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II. Maßnahmen des Gesetzentwurfes im Einzelnen 

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Ver-
sorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf 

§ 1 Zulassung 

In § 1 regelt der Gesetzentwurf die Zulassungsvoraussetzungen. Gemäß § 1 Abs. 1 müssen 
Bewerberinnen und Bewerber, die sich im Rahmen der Vorabquote für den Studiengang Hu-
manmedizin an der Friedrich-Schiller-Universität Jena bewerben, sich rechtsverbindlich ver-
pflichten, nach Erhalt der Approbation ihre Weiterbildung in einem Fachgebiet, das gemäß § 
73 Abs. la Satz 1 zur Teilnahme an der hausärztlichen Versorgung berechtigt, zu absolvie-
ren. Die verpflichtende hausärztliche Tätigkeit nach Abschluss der Weiterbildung ist für eine 
Dauer von mindestens 10 Jahren in Vollzeit in einem Bedarfsgebiet in Thüringen auszuüben. 
Nach § 1 Abs. 2 kann nach Erhalt der Approbation oder bis zu 12 Monate nach Beginn der 
Weiterbildung in Abweichung zu Abs. 1 eine Änderung der Facharztrichtung vorgenommen 
werden, wenn ein entsprechendes Bedarfsgebiet im Freistaats Thüringen besteht. Eine Ver-
pflichtung in der fachärztlichen Versorgung gilt entsprechend. 

BDI: 

Die aktuelle Regelung sieht entsprechend der Feststellung im Begründungstext vor, dass 
Fachärztinnen und Fachärzte für Allgemeinmedizin, für Innere Medizin (ohne Schwerpunkt) 
sowie für Kinder- und Jugendmedizin in die Landarztquote einbezogen werden. 

Der BDI begrüßt diese Regelung ausdrücklich. 

Die Dauer der verpflichtenden hausärztlichen Tätigkeit nach Abschluss der Weiterbildung ist 
auf einer Dauer von mindestens zehn Jahren in Vollzeit als Grundsatz festgesetzt. 

Der BDI sieht den Grundsatz der zehnjährigen verpflichtenden Tätigkeit in Vollzeit 
nach Abschluss der Weiterbildung als problematisch an. Mit der Festlegung der ver-
pflichtenden hausärztlichen Tätigkeit auf Vollzeit, wird der Lebensrealität junger Ärz-
tinnen und Ärzte im Hinblick auf Elternzeit und/oder Mutterschutz nicht entsprochen. 
Der BDI empfiehlt eine Möglichkeit der Absolvierung der Weiterbildung in Teilzeit und 
Ausnahmen in der Schwangerschaft sowie im Nachgang der Schwangerschaft. 

Der oder die Verpflichtende hat die Möglichkeit, nach Erhalt der Approbation oder bis zu 12 
Monate nach Beginn der Weiterbildung in ein anderes Fachgebiet zu wechseln, wenn in die-
sem Fachgebiet besonderer Bedarf besteht. 

Der BDI begrüßt diese Regelung ausdrücklich. 
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§ 3 Vertragsstrafe 

Bewerberinnen und Bewerber, verpflichten sich zu einer Vertragsstrafe von 250.000 Euro, 
wenn Sie den vertraglichen Verpflichtungen nach § 1 nicht nachkommen. 

BDI: 

Im Falle einer besonderen Härte auf Antrag, kann von der Vertragsstrafe ganz, teilweise o-
der zeitweise abzusehen. 

Es ist nicht eindeutig, was zu einer besonderen Härte qualifiziert. Der BDI empfiehlt 
eine gesetzliche Definition der besonderen Härte. 

§ 4 Auswahlverfahren 

Gemäß den Vorgaben zum Auswahlverfahren werden insbesondere Jurorinnen und Juroren 
der verschiedenen Fachgruppen benötigt, die einschlägige Erfahrungen in der hausärztli-
chen Versorgung besitzen. 

BDI: 

Der BDI steht dem Freistaat Thüringen bei der Umsetzung der beabsichtigten Landarztquote 
gerne als Partner zur Verfügung und kann hierfür den Bereich seiner Mitglieder Internistin-
nen und Internisten in der hausärztlichen Versorgung als Jurorinnen und Juroren zur Verfü-
gung stellen. 

Der BDI begrüßt die Regelungen in § 4 und stellt für die Auswahlgespräche qualifi-
zierte Internistinnen und Internisten aus der hausärztlichen Versorgung in Thüringen 
als Jurorinnen und Juroren gerne zur Verfügung. 
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Formblatt zur Datenerhebung

nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtenfransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den intemetseiten des
Thüringer Landtags veröffentiicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung in

Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz -- ThürHSiG)

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene

Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
(§5 Abs. 1 Nr. 1.2ThürBetei!do!<G; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name

Deutsches Forschungsinstitut für öffentliche

Verwaltung,

ProJektstelle Jugend-Check Thüringen beim

Kompetenzzentrum Jugend-Check

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Anstalt des öffenthchen Rechts

Deutsches Forschungsinstitut für öffentEiche

Verwaltung

Seydeistraße 18

10117 Berlin

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG)

Name Vorname

D Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird in keinem Fali veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort



3.
Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBeteildokG)

Die Durchfühmng des Jugend-Check Thüringen. Im Rahmen des Jugend-Checks werden Gesetzentwürfe

der Thüringer Landesregierung auf ihre möglichen Auswirkungen auf junge Menschen geprüft. So werden

beabsichtigte und nicht beabsichtigte Auswirkungen der Vorhaben auf junge Menschen sichtbar. Der

Jugend-Check Thüringen wird derzeit in einem dreijährigen Modellprojekt erprobt (2022 - 2025). Er ist

ein Projekt des Deutschen Forschungs Instituts für öffentliche Verwaltung und wird vom Thüringer

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport gelfördert Grundlage für den Jugend-Check Thüringen ist der

Kabinettsbeschluss des Thüringer Kabinetts vom 23. November 2021.

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

14. a befürwortet,

a abgelehnt,

a ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!

(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG)

Gesetzentwürfe der Thüringer Landesregierung werden vor dem zweiten Kabinettsdurchgang durch die

Prqjektstelle Jugend-Check Thüringen (ProJCT) aufilu-e Auswirkungen auf junge Menschen überprüft. Die

Ergebnisse der wissenschaftlichen Analyse werden als Jugend-Checks veröffentlicht, welche die

möglichen Auswirkungen und betroffene Gruppen Junger Menschen detailliert aufzeigen und durch

Quellenangaben belegen. Durch die ProJCT erfolgt keine Bewertung des Gesetzentwurfs.

Im vorliegenden Jugend-Check weisen wir auf mögliche Auswirkungen der geplanten Einführung einer

neuen Vorabquote für die Zulassung zum Medizinstudium hin. Bewerbermnen und Bewerber für den

Studiengang Medizin in Thüringen sollen im Rahmen einer neuen Vorabquote zum Studium zugelassen

werden können, indem sie sich in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag u.a. dazu verpflichten, zehn Jahre

lang eine hausärztliche Tätigkeit in einem Thüt'tnger Bedarfs gebiet auszuüben. Das dafür vorgesehene

zweistufige Auswahlverfahren kann dazu führen, dass in Zukunft: weitere junge Menschen eine Aussicht

auf ihren Wimschstudienplatz haben, die über die Abiturbestenquote allein nur wenig Chancen darauf

hätten. Über die Vorabquote aufgenommenen Studierenden so!! eine Vertragsstrafe drohen, wenn sie der

Verpflichtung aus dem öffentlich-rechtlichen Vertrag nicht nachkommen. Zudem können sie ihre

Facharztrichtung nur auf Antrag wechseln. So könnten Medizmstudierende, die über die Vorabquote ihren

Studienplatz erhalten haben, in Hirer Berufsfreiheit eingeschränkt werden und weniger flexibel ihr Leben

ausgestalten. Junge Erwachsene befinden sich häufig in der Phase der Partnerfmdung und

Familiengründung. Diese Phase könnte durch die Eingebung der Verpflichtung erschwert werden. Durch

die Verpflichtung nach Beendigung der Ausbildung zur Hausärztm oder zum Hausarzt in einem

Bedarfs gebiet tätig zu werden, könnte die hausärztHche Versorgung in Thüringer Bedarfsgebieten auch für

junge Menschen langfristig gesichert werden. Gerade junge Menschen sind auf eine wohnortnahe

Versorgung angewiesen, da sie öfter noch kein eigenes Auto besitzen und daher öfter den öffentlichen

Nahverkehr nutzen oder 2U Fuß gehen.

5.

Wurden Sie von der Landesregierung gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum

Gesetzgebungsvorhaben einzureichen?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeteildokG)

ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) ü nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus weichem Aniass haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

D per E-Mail



6.

G per Brief

Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im

am Gesetzgebungsverfahren beteiligt?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG)

D

Wenn Sie

ja

Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen

X nein (weiter mit Frage 7)

Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!

7.

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der
Beteiiigtentransparenzdokumentationzu?
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteildokG)

ja D nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des

Gesefzgebungsverfahrens mitteilen.

Ort, Datum Unterschrift

Berlin, 18.04.2023

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Ergebnisse der Einbindung junger Menschen in Thüringen
zum Thüringer Hausärzteskherstellungsgesetz (ThürHSiG)
(Stand des Entwurfs: 24.01.2023)

Der Jugend-Check Thüringen ist ein InstrLfmentderGesetzesfoigenabschätzung. Bei Gesetzentwürfen mit besonderer Relevanz für

Junge Menschen in Thüringen können diese ihre Einschätzungen zum Gesetzentwurf einbringen.

Sicherstellung der ärztlichen Versorgung

Viele Teilnehmende haben Ehre Erwartung geäußert, dass die vom Gesetzentwurf vorgesehene Landarzt-

quote zu einer AbmElderung von möglichen Engpässen in der hausärztlichen Versorgung führen könnte.

Übergang Kinder- und Jugendmedizin zur AllgemeinmedizEn

• Für junge Menschen sei dies vor allem mit Bezug auf den Übergang von einer Kinder" und Jugend-

ärzttn bzw. einem Kinder- und Jugendarzt zu einer ASIgemeinmedizinenn bzw. -mediziner wichtig.

So berichteten einige Teilnehmende, dass sie dabei Schwierigkeiten haben oder hatten eine Haus-

ärztin oder einen Hausarzt zu finden,die oder der noch Neupatientinnen und -patienten aufnimmt.

Einige Teilnehmende nahmen an, dass sich diese Situation durch die Einführung der Landarztquote

in der Zukunft verbessern könnte.

Schwachstelle Neuaufnahmen

• Andere hingegen wiesen darauf hin, dass Gebiete in denen es bereits Hausärztinnen und -ärzte

gibt, die aber kaum Neupatientinnen und -patienten aufnehmen, nicht unbedingt als Bedarfsge-

biete gelten. Der Gesetzentwurf hätte somit keine Auswirkungen auf diese Situationen.

Erreichbarkeit für Junge Menschen

• Mit der Umsetzung der Landarztquote und der daraus folgenden möglichen verbesserten ärztlichen

Versorgung im iändlichen Raum, könnte es einigen Teilnehmenden zufolge für junge Menschen

künftig leichter sein, seibstständig Ehre Hausärztin bzw. ihren Hausarzt zu erreichen, ohne auf Be-

zugspersonen mit Auto angewiesen zu sein.

• Gerade die jüngeren Teiinehmenden äußerten, dass sie in der Regel von einer erwachsenen Person

zur Ärztin bzw. zum Arzt begleitet werden. Teilnehmende, die in eher |—
„Irgendwer hat immer

ein Auto und Zeit mich
zufahren."

ländlichen Gegenden leben, schilderten, dass es bei iangen Wegen

zurArztpraxis schwierig sein kann eine Person zu finden, die genug

Zeit habe, sie zur ÄrztEn bzw. zum Arzt zu begleiten. Teiis berichteten

die Teilnehmenden aber auch von sozialen Netzwerken, welche hier

Abhilfe schafften.

Ein Teil der Teilnehmenden gab an, in Gebieten mit guter hausärztlicher Versorgung zu leben und durch die

Umsetzung des Gesetzentwurfs keine Foigen für ihre

ärztliche Versorgung zu erwarten. „Mich betrifft es eigentlich nicht, weil
ich viele Hausärzte In der Nähe habe."

ProJektstelleJtigend-Check Thüringen
Seydelstraße 18 • 10117 Beriin

Freistaat

Thüringen
Ministerium
für Bildung,
lugend und Sport

Ein Projekt von

Deulsches Forschungslnstitut
für öffentliche Verwaltung
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Einfachere Zugangsmöglichkeit zum Medizinstudium

• Die Teilnehmenden gingen davon aus, dass durch die Landarztquote die Chance einen MedE-
zinstudienplatz zu erhalten für Personen mit schlechterem Schulnotenschnitt wächst, wei! die

Landarztquote schulnotenabhängigen Kriterien eine vergleichsweise geringere Bedeutung zu-

messen soll.

So wurde diskutiert, ob eine Ursache für einen Mangel an

Hausärztinnen und Hausärzten gerade in iändlich geprägten

Gebieten die große Bedeutung exzelienter Schulnoten im

Vergabeverfahren für Medizinstudienplätze sei.

„Vielleicht liegt der Hausärzte-

mangeljaaucham NC."

Eingeschränkte Entwicklungsmöglichkeiten im Studium und mögliche psychische Belas-
tungen

Die Em Gesetzentwurf vorgesehene Verpflichtung für Studierende der Landarztquote, nach Abschluss der

Ausbildung zehn Jahre in der hausärztlichen Versorgung in einem Thüringer Bedarfsgebiet tätig zu sein,

könnte einigen Teilnehmenden zufolge die Freiheiten und Entwicklungsmöglichkeiten der Studierenden

stark einschränken.

Einschränkungen aufgrund der Festlegung der Berufs- und Facharztrichtung

• So könnten diese ihre Berufs- und Facharztrichtung später nicht mehr so einfach ändern. Sie könn-

ten auch nicht mehr so einfach umziehen oder Z.B. ein paar Jahre in der Forschung arbeiten, bevor

sie ihre zehnjährige Tätigkeit in der hausärztlichen Versorgung beginnen.

Mögliche Belastungen durch langfristige Verpflichtung

• Weiterhin wurde angesprochen, dass die langfristige Verpflichtung zu einer psychischen Belastung

führen könne. Dies hänge jedoch von der individuellen Person ab. Die Teilnehmenden stellten fest,

dass es einigen Jungen Menschen leichter fallen würde eine langfristige Verpflichtung emzugehen,

als anderen. Sie gingen davon aus, dass einige Junge Menschen bereits gut genug über das MedE-

zinstudium und den Beruf der Hausarztin bzw. des Hausarztes informiert seien. Diese jungen Men-

sehen könnten sich über ihre Präferenzen schon so bewusst sein, dass sie auch in späteren Jahren

mit den Verpflichtungen, die mit der Landarztquote einhergehen, glücklich sein könnten. Anderen

jungen Menschen ginge es im selben Alter jedoch nicht so. Diese könnten ihre Entscheidung, sich

über die Landarztquote zu verpflichten, später bereuen und mit der eingeschlagenen Richtung un-

glücklich sein.

Mögliche Belastungen durch Unklarheit des Einsatzgebietes

• Eine weitere psychische Belastung könnte für die Studierenden der Landarztquote dadurch entste-

hen, dass sie bei ihrer Verpflichtung nicht genau wissen, wo genau sie später als Hausärztin oder

Hausarzt eingesetzt werden. Die Teilnehmenden sprachen darüber, dass gerade junge Menschen,

die in einem bestimmten Gebiet in Thüringen verwurzelt sind, unter dieser Unsicherheit leiden

S<önnten. Denn es wäre nicht sicher, dass sie später in ihr soziales Umfeld zurückkehren können.

• Die Teilnehmenden merkten an, dass diese Unsicherheit auch dazu führen könnte, dass junge Men-

sehen aus ländlichen Gebieten sich gar nicht erst auf die Landarztquote bewerben.

Pfojektstelle Jugend-Check Thüringen
Seydelstraße 18 • io«7 Berlin

Freistaat

Thüringen
Ministerium
für Bildung,
Jugend und Sport

Ein Projekt von

Deutsches Forschufigsinstitul
für oKenlliche Vürwaltung
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Sicherung und Schaffung von Ausbildungsplätzen in Bedarfsgebieten

• Mit der einzuführenden Landarztquote könnten den Teilnehmenden zufolge Ausbildungspiätze im

medizinischen Bereich gesichert und neugeschaffen werden, wenn durch sie neue Praxen in Be-

darfsgebieten entstehen oder bestehende erhalten bieiben können. Einige Teilnehmende wiesen

darauf hin, dass Hausarztpraxen mitunter Ausbildungspiätze schaffen, von denen insbesondere

junge Menschen in ländlich geprägten Gebieten profitieren, die zum Beispiel medizinische Fachan-

gestellte werden möchten.

Keine Auswirkungen auf grundlegende Problematiken

• Die im Gesetzentwurf vorgesehene Landarztquote könnte den Teilnehmenden zufolge eventuell

nicht ausreichen, um die hausärztiiche Versorgung in Bedarfsgebieten sicherzusteilen. Einige Teil"

nehmende gingen davon aus, dass der Anreiz, über die Landarztquote gegebenenfalls leichter in

dasMedizinstudium zu kommen, nicht ausreichen könnte, um junge Menschen dazu zu motivieren,

sich zu verpflichten.

Das liege auch daran, dass der Gesetzentwurf keine Auswirkungen auf die | „Hausarzt sein ist

zugrundeliegenden Ursachen eines Ärztemangeis habe, wie zum Beispiel langweilig.'

eine geringe Attraktivität des ländlichen Raums oder ein schlechtes Image

des Berufs als Hausärztin oder Hausarzt.

In diesem Kontext sprachen die Teilnehmenden auch über zusätzliche Belastungen von praktizie-

renden Hausärztinnen und Hausärzten durch fehlende digitale Infrastruktur für die Praxen sowie

ein Übermaß an Bürokratie. So könne gerade fürjunge Hausärztinnen und Hausärztedie Bürokra-

tie, die bei einer Praxisgründung auf sie zukommt, abschreckend sein. Dies könne insbesondere

problematisch sein, wenn in den nächsten Jahren viele Hausarztpraxen schließen, weil erstmal

keine Nachfolge für sie gefunden werden kann.

Wirtschaftlichkeit von Hausarztpraxen

• Mehrmals warfen die Teilnehmenden Fragen zurWirtschaftHchkdt von Hausarztpraxen in dünnbe-

siedelten Gegenden auf. So wurde angemerkt, dass es ungerecht sei einer Person im Rahmen der

Landarztquote nach Beendigung der Berufsausbildung eine Praxis zuzuteilen, die zum BeEspie! we-

gen einer geringen Patientenzahl aufgrund der Lage nur wenig oder gar keinen Gewinn abwerfe.

Wichtig sei daher eine fmanzieile Unterstützung für Junge Hausärztinnen und -ärzte bei einer Pra-

xisneugründung oder -Übernahme.

Studienabbruch

• Eine weitere offene Frage war, was passiert, wenn Bewerberinnen oder Bewerber der Landarzt-

quote das Studium vorzeitig abbrechen. Die Teilnehmenden fragten sich, ob in einem solchen Fa!

eine Vertragsstrafe zu entrichten sei und wenn ja, in weicher Hohe.

Projektstelle Jugend-Check Thüringen

Seydelstraße 18 • 10117 Berlin

Freistaat

Thüringen
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Vertragsstrafe

„Die Vertragsstrafe ist nicht so

gut, weil man auch Stimmungs-

Schwankungen hat. Warum nicht

lieber eine Befohnung?"

• Zur Vertragsstrafe fragten sich die Teilnehmenden zudem,

was passiere, wenn eine verpflichtete Person diese nicht zah-

len könne. Des Weiteren fragten sich die Teilnehmenden, ob

es nicht besser sei auf eine Vertragsstrafe zu verzichten und

noch stärker ais bisher auf (monetäre) Anreize zu setzen, um

junge Ärztinnen und Arzte von einer Ansiedeiung in Bedarfs"

gebieten zu überzeugen.

Versorgung mit Kinder- und jugendärztinnen und -ärzten

• Mit Bezug auf die Verteilung der in Bedarfsgebieten zu besetzenden Kassensitze stellten die Teil-

nehmenden die Frage, wie groß der Anteii der Kinder- und Jugendärztinnen und -ärzte unter ihnen

sein wird. Diese seien für Junge Menschen von besonderer Bedeutung und die Folgen des Gesetz-

entwurfs für junge Menschen hingen auch davon ab.wieerdieVersorgungslage in diesem Bereich

beeinflusst.

Weitere Ideen zur Verbesserung der Versorgung: Apotheken, ÖPNV, Digitalisierung

• Schließlich brachten die Teilnehmenden einige Gedanken und Ideen an, um im Zusammenspiel mit

der Landarztquote die medizinische Versorgung in Bedarfsgebieten zu verbessern. So müsse auch

eine gute Apothekenanbindung sowie Barrierefreiheit und Erreichbarkeit mit dem öffentlichen

Nahverkehr insbesondere von ländlich gelegenen Arztpraxen sichergestellt werden. Zudem spra-

chen die Teilnehmenden darüber, dass eine schnellere Digitalisierung gerade in ländlichen Gebie-

ten wichtig sei, um zum Beispiel Rezeptbestellungen zu vereinfachen.

Die hier dargestellten erwarteten Folgen sind das Ergebnis einer eintägigen PartizipatEonsveranstaltung mit

4l jungen Thüringerinnen und Thüringern im März 2023. Dabei setzten sich die Jungen Teilnehmenden mit

dem o.g. Gesetzentwurf auseinander und sammelten mögliche Folgen desselben auf ihre LebensweSten. Die

Teilnehmenden sind Teil eines Pools junger Menschen, welche mittels geschichteter ZufalisstEchprobe zur

Teilnahme am Jugend-Check eingeiaden wurden. Die zustande gekommene Gruppe ist nicht repräsentativ

für aile jungen Menschen in Thüringen.

Projehtstelie Jugend-Check Thüringen
Seydeistraße 18 • tön? Berlin

Freistaat

Thüringen
Ministerium
für Bildung,
lügend und Sport

Ein Projekt von

Deutsches Forschungsln&titut
für ödeollklie Verwaltung
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Jugend-Check Thüringen

Der Jugend-Check Thüringen ist ein !nstrument der Gesetzesfolgenabschatzung, Mit ihm werden die Auswirkungen von Gesetzes-

vorhaben auf junge Menschen in Thüringen zwischen dem Eintritt in die Sekundsrstufe bis zum Ende der Ausbildung aufgezeigt.

Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sicherstellung der haus-
ärztlichen Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Haus-
ärztesicherstellungsgesetz - ThürHSiG) (Stand: 24.01.2023)

Das Gesetz hat das Ziel die hausärztliche Versorgung in Thüringen, insbesondere in den ländlichen Gegen-

den, langfristig sicherzustellen.' Dazu soll eine Vorabquote für die Zulassung zum Medizinstudium einge-

führt werden, bei der sechs Prozent der in Thüringen verfügbaren Studienplätze für Humanmedizin an Per-

sonen vergeben werden sollen, die zuvor einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit dem Land Thüringen ab-

schließen, der sie dazu verpflichtet, nach abgeschlossener Berufsausbildung zehn Jahre in einem ausgewie-

senen Thüringer Bedarfsgebiet als Hausärztin oder Hausarzt zu arbeiten.2

Folgende zentrale Auswirkungen wurden identifiziert:

< Bewerberinnen und Bewerber für den Studiengang Medizin in Thüringen sollen im Rahmen
einer neuen Vorabquote zum Studium zugelassen werden können (§ 1 Abs. 1 ThürHSiG), in-

dem sie sich in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag u.a. dazu verpflichten, zehn Jahre lang

eine hausärztliche Tätigkeit in einem Thüringer Bedarfsgebiet auszuüben (§ 1 Abs. 1 Nr. 2
ThürHSiG). Das dafür vorgesehene zweistufigeAuswahlverfahren(§4ThürHSEG) kann dazu
führen, dass in Zukunft weitere junge Menschen eine Aussicht auf ihren Wunschstudtenpiatz

haben, die über die Abiturbestenquote allein nur wenig Chancen darauf hätten. Das kann

ihre Selbstbestimmung stärken, da sie nun ggf. höhere Chancen haben ihrem je eigenen Le-

bensentwurf zu folgen.

• Über die Vorabquote aufgenommenen Studierenden soll eine Vertragsstrafe in Höhe von

bis zu 250.000 € drohen, wenn sie der Verpflichtung aus dem öffentlich-rechtiichen Vertrag

nicht nachkommen (§ 1 Abs. 3; 3ThürHSiG). Zudem können sie ihre Facharztrichtung nur auf
Antrag wechseln (§1 Abs. zThürHSJG). So könnten Medizinstudierende, die über die Vorab-
quote ihren Studienplatz erhalten haben, in ihrer Berufsfreiheit eingeschränkt werden und

weniger flexibel ihr Leben ausgestalten. Junge Erwachsene befinden sich häufig in der Phase
der Partnerfindung und Familiengründung. Diese Phase könnte durch die Eingebung der Ver-

pflichtung erschwert werden.

• Durch die Verpflichtung nach Beendigung der Ausbildung zur Hausärztin oder zum Hausarzt
in einem Bedarfsgebiet tätig zu werden, könnte die hausärztliche Versorgung in Thüringer

Bedarfsgebieten auch für junge Menschen langfristig gesichert werden. Gerade Junge Men"

sehen sind auf eine wohnortnahe Versorgung angewiesen, da sie öfter noch kein eigenes

Auto besitzen und daher öfter den öffentlichen Nahverkehr nutzen oder zu Fuß gehen.

Partizipative Einbindung junger Menschen

Für diesen Jugend-Check wurden junge Menschen nach Ehren Einschätzungen zu möglichen Folgen des ge-

prüften Gesetzentwurfs befragt. Die Ergebnisse werden auf dem Beiblatt „Ergebnisse der EinbEndungjunger

Menschen m Thüringen zum Thüringer HausärztesEchersteliungsgesetz CThürHSEG)" dargestellt.

Ein Projekt von
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Normadressatjnnen und -adressaten sind in der für den Jugend-Check Thüringen relevanten Altersgruppe

junge Menschen, die in Thüringen Humanmedizin studieren möchten. Das ist in Thüringen an einer staatli-

chen Hochschule nur an derFriedrich-Schi!ier"Universität(FSU)inJena möglich, d je seit dem Wintersemes-

ter 2021/2022 jedes Jahr 286 Studienplätze in der Humanmedizin anbietet.3 Deutschlandweit bewarben sich

im Jahr 2021 über die Stiftung für Hochschulzulassung für Sommer- und Wintersemester zusammen 54.063

Personen, wovon letztlich 11.919, also ca. ein Fünftel, das Medizinstudium an einer öffentlichen Universität

beginnen konnten.4

Weitere NormadressatEnnen und -adressaten sind junge Menschen, die über diese Vorabquote zum Medi-

zinstudium zugelassen würden und einen der 17 betroffenen jenaer MedEztnstudienp!ätze erhalten. '•

Betroffen sind zudem junge Menschen, die in Thüringen in einem Bedarfsgebiet6 ieben und ihre hausärztli-

ehe Versorgung vor Ort nutzen (werden), sowie junge Menschen, die in einem Bedarfsgebiet leben und

wohnortnah in einer Arztpraxis eine Ausbildung absolvieren bzw. dies gerne in Zukunft tun würden (z.B. als

medizinische FachangesteHte oder-angestellter).

Betroffene Lebensbereiche

B Familie D FreizeEt/Kultur ES! BEldung/Erziehung/Arbejt E Umwelt/Gesundheit D Politik/Gesellschaft

Chancen und Einschränkungen für Studieninteressierte durch neues Zugangsverfahren

§§iAbs.i;4ThürHSiG

Durch die Neuregelung sollen Bewerberinnen und Bewerber für den StudEengang Medizin an der Hoch-

schule Jena im Rahmen einer neuen Vorabquote zum Studium zugelassen werden können, vg!. § i Abs. i

ThürHSEG. Dafür müssen sie sich in einem öffentiich-rechtfichen Vertrag gegenüber dem Freistaat Thürin-

gen dazu verpflichten, sich unverzüglich nach Abschiuss ihres Studiums zur FachärztEn oder zum Facharzt

weiterzubilden, nach Abschluss der Weiterbildung eine hausarztiiche Tätigkeit in einem Thüringer Bedarfs-

gebiet aufzunehmen und diese Tätigkeit mindestens zehn Jahre in einem Thüringer Bedarfsgebiet auszu-

üben, vgl. § i Abs. 1 Nr. 2 ThürHSiG.

Die Bewerberinnen und Bewerber für die Zulassung im Rahmen der Vorabquote sollen durch ein gesonder-

tes zweistufiges Auswahlverfahren ausgewählt werden, §§ i Abs. 1 Nr. 1; 4 ThürHSiG. Dabei soll durch ein

Punktesystem, bei dem Z.B. das Ergebnis eines Studierfähigkeitstests doppelt so viel zählen soll wie die

Abiturdurchschnittsnote, die EEgnung der Bewerberinnen und Bewerber festgestellt werden, vgl. § 4 Abs. 2

ThürHSiG.

Die vom Gesetzesentwurf vorgesehene Vorabquote, die mitunter auch Landarztquote genannt

wird,7 stellt für Studienanfängerinnen und -anfänger eine zusätzliche ZugangsmöglEchkeit in das

Medizinstudium dar. Das dafür vorgesehene zweistufige Auswahlverfahren kann dazu führen, dass
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in Zukunft weitere junge Menschen eine Aussicht auf ihren Wunschstudienplatz haben,die über

die Abiturbestenquote allein nur wenig Chancen darauf hätten. Somit könnte Studieninteressier-

ten, die eine etwas schlechtere Abiturdurchschnittsnote als 1,0 haben, und die sich aber auf die

Bedingungen der neuen Vorabquote einlassen möchten, der Weg ins Studium erleichtert werden.

Das kann ihre Selbstbestimmung stärken, da sie nun ggf. höhere Chancen haben, auch mit einem

etwas schiechterem Schu!abschiuss einen MedizEnstudienplatz zu bekommen und so ihrem eigenen

Lebensentwurf zu feigen. Denn die Entscheidung über die Zulassung zu einem Studium kann die

Grundlage für das weitere Erwerbsleben und die Berufswahl darstellen.8 Für den Fal!, dass es auf

die neue Vorabquote viele Bewerbennnen und Bewerber mit hoher Abjturdurchschnittsnote und

guten weiteren Qualifikationen gibt, könnte dieser Effekt der neuen Quote jedoch nur einge-

schränkt zum Tragen kommen.9 Zudem gibt es mit dem Auswahlverfahren der Hochschulen und

der Zusätzlichen Eignungsquote auch jetzt schon Zugangswege, die nicht ausschiießiich Schulno-

ten in Betracht ziehen.10 Es bleibt daher abzuwarten, für wie viele junge Menschen der Weg über die

neue Vorabquote attraktiver erscheint als die bereits bestehenden Wege ins MedEzinstudEum.

Neben jungen Menschen mit etwas schlechterer Abiturdurchschnittsnote könnten zudem Zweit"

studienbewerberinnen und -bewerber, die bisher nur über eine eigene Vorabquote zum Studium

zugelassen werden", durch die Einführung der neuen Vorabquote ebenfalls größere Chancen auf

einen Medizinstudienplatz haben. Mit der neuen Vorabquote wird ihnen eine weitere Möglichkeit

eröffnet sich auf einen MedizinstudEenplatz zu bewerben und werden damit ihre BiidungsmögUch-

keiten gestärkt.

Etwas geringere Chancen auf eine Zulassung zum Medizinstudium haben dagegen die jungen Men-

sehen, die sich nicht über die neue Vorabquote bewerben." Denn die Vergabe von 17 StudEenplätzen

nach der neuen Vorabquote führt dazu, dass das Studienplatzkontingent, welches über die anderen

Zuiassungsquoten vergeben wird, sinkt.'3 Für diese junge Menschen werden die Bildungsmöglich-

keiten daher eingeschränkt. Die Anzahl der Medizinstudienplätze wurde zum Wtntersemester

202's/2022 zwar insgesamt erhöht'4, allerdings werden diese Studienplätze bisher nicht nach der

neuen Vorabquote vergeben.'5 Zudem übersteigt das Interesse an Medizinstudienplätzen weiterhin

erheblich die vorhandenen Plätze."

Die geplante Einführung der Vorabquote könnte sich zudem indirekt auf alle Bewerberinnen und
Bewerber auf einen Medizinstudienplatz auswirken. Denn die geplante Vorabquote kann dazu füh-

ren, dass sich allgemein mehr junge Menschen, die sich für ein MedEzinstudJum interessieren, Ge-

danken dazu machen, ob sie später auch unabhängig von der neuen Vorabquote als Hausärztin oder

Hausarztin Bedarfsgebieten arbeiten möchten. Geradejunge Menschen denken beieinerTätigkeit

a!s Arzt oder ArztEn eventuell nicht direkt an die Arbeit in einer Hausarztpraxis. So zeigen aktueiie

Daten, dass Studierende sich eher später im Studium, und damit nach ersten Praxiserfahrungen.

stärker für die Allgemeinmedizin interessieren.'7 Die frühere Auseinandersetzung mit dem Arbeits-

feldAilgemeinmedizin könnte mit Einführung der sogenannte Landarztquote daher zunehmen.

§§ i Abs. i Nr.2; 3; 3ThürHSiG

Im Rahmen der neuen Vorabquote verpflichten sich Medizinstudierende in einem öffentlich-rechtlichen

Vertrag gegenüber dem Freistaat Thüringen, sich unverzügiich nach Abschluss ihres Studiums zur
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Fachärztin oder zum Facharzt weiterzubiiden, nach Abschiuss der Weiterbildung eine hausärztiiche Tätig-

keit in einem Thüringer Bedarfsgebiet aufzunehmen und diese Tätigkeit mindestens zehn Jahre in einem

Thüringer Bedarfsgebiet auszuüben, vgi. §1 Abs. 1 Nr.iThürHSiG.

Zur Absicherung der Verpflichtungen der Bewerberinnen und Bewerber sieht der Gesetzentwurf die Ein-

führung einer Vertragsstrafe in Höhe von bis zu 250.000 Euro vor.'8 Eine solche Vertragsstrafe soll dem

Vertragspartner (den durch die Vorabquote zugelassenen MedEzinstudierenden) auferlegt werden können,

sollten die aus dem öffentiich-rechtlichen Vertrag erwachsenen Verpflichtungen nicht eingehalten werden,
beispielsweise wenn sie den Freistaat Thüringen verlassen, um als Fachärztin oder Facharzt in einem ande-

ren Bundesland zu arbeiten, vgl. §§ i Abs. 3; 3 Abs. 1 ThürHSiG.

Bei einer besonderen Härte soll es jedoch möglich sein, die Dauer der Verpflichtung zu verändern und von

der Vertragsstrafe ganz, teil" oder zeitweise abzusehen, vgl § 3 Abs. 2, 3 ThürHSiG. Dies soil durch eine

Rechtsverordnung näher bestimmt werden.'9

Durch die Vertrags strafe bei Nichterfüllungderim öffentlich-rechtlichen Vertrag festgelegten Ver-

pflichtung könnten Medizinstudierende, die über die Vorabquote ihren Studienplatz erhalten ha-

ben, in ihrer Berufsfreiheit und in der Ausgestaltung ihres Lebens eingeschränkt werden." Denn

mit der Zulassung über die Vorabquote gehen junge Menschen auch die Verpflichtung ein, ihren

Beruf für mindestens zehn Jahre in Gebieten mit besonderem öffentiichen Bedarf, welche voraus-

sichtlich oftmals in ländlichen Gebieten sein werden, auszuüben. Ländliche Gebiete verfügen häu-

fig über eine eingeschränkte öffentliche Infrastruktur, darunter Z.B. auch ein gering ausgebauter

Nahverkehr,21 welcher u.a. die Erreichung von Freizeit-und Kulturangeboten" erschweren kann. Die

drohende Vertragsstrafe könnte daher dazu führen, dass junge Menschen ihre Lebensführung be-

reits im Studium im Hinblick auf die Verpflichtung künftig in einem iändiichen Gebiet tätig zu wer-

den, einschränken. Denn junge Erwachsene befinden sich häufig in der Phase der Partnerfindung

und Familiengründung.13 Es könnte jedoch für Partnennnen und Partner schwieriger sein, eine Steile

in der gleichen ländlichen Gegend zu finden, als es in einer größeren Stadt der Fall wäre.14 Andere

bereits bestehende ~ Förderungsmöglichkeiten für mehr Landärztinnen und Landärzte in Thürin-

gen könnten in dieser Hinsicht weniger einschränkend sein.25

Junge Menschen, die als Minderjährige ein Medizinstudium über die neue Vorabquote aufnehmen

und vertreten durch ihre Eitern einen öffentiich-rechtlichen Vertrag mit dem Freistaat Thüringen
abschließen, könnten durch die geplante Vertragsstrafe besonders in ihrer Selbstbestimmung ein-

geschränkt werden. Denn sie können die langfristigen Folgen einer solchen Verpflichtung bei Ein-

gehung des Vertrags gegebenenfalls noch nicht vollständig erfassen/6 Haben sie den Vertrag bei-

spieisweise unter drängen der E!tern. ein MedEzinstudium aufzunehmen, abgeschlossen, könnte der

selbstbestimmte Wunsch, sich mit Erreichen der Volljährigkeit vom Vertrag zu lösen, nicht ohne
weiteres realisiert werden. Dies ist im Gesetzentwurf nicht gesondert berücksichtigt, sondern bioß

über die Hartefallklausel möglich. Für MEnderjahrige könnte dies zu einer erhöhten Unsicherheit

bei der Bewerbung über die neue Vorabquote führen.

Die im Gesetzesentwurf vorgesehene Vertragsstrafe könnte zudem zu ungleichen Bedingungen für

junge Menschen mit verschieden großen finanziellen Ressourcen führen. So könnte es dazu kom-

men, dass einige Personen sich den Weg in das Medizinstudium „erkaufen", indem sie zwar den

öffentlich-rechtlichen Vertrag eingehen, sich dann aber von seiner Einhaltung durch die Zahlung
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der Vertragsstrafe „freikaufen".27 Zwar kann durch die Höhe derVertragsstrafe von bis zu 25o.ooo€

davon ausgegangen werden, dass viele von diesem Weg abgeschreckt würden, es kann allerdings

nicht ganz ausgeschiossen werden, dass einige Personen diesen Weg für sich wählen. Denn ange-

sichts des stetigen Andrangs auf Medizinstudienplätze23, könnte es sich eher lohnen, die Vertrags-

strafe zu zahlen und früher in den BerufseEnstteg zu starten, als über das reguläre Verfahren auf

einen Medizinstudienplatz zu warten. Junge Menschen mit größeren finanziellen Ressourcen

und/oder entsprechender familiärer Unterstützung wären dabei im Vorteil gegenüber jungen Men-

sehen ohne diese Mittel.-"'

Weiterhin könnten junge MedEzinstudierende der Vorabquote einen erhöhten Druck verspüren, ihr

Studium in der Regeistudienzeit erfolgreich abzuschließen, um so ihre eingegangene Verpflichtung
zu erfüllen. Das MedizEnstudium kann an sich bereits einen hohen Grad an Stress und Angst mit

sich bringen, hinzu kommt der Konkurrenzkampf in Studium und Ausbildung.30 Studierende der Vor-

abquote könnten aufgrund der eingegangenen Verpflichtung vermehrt von dieser psychischen Be-

lastung betroffen sein. Auch könnten Zweifel an der getroffenen Entscheidung den psychischen

Druck zusätzlich erhöhen.3'

Die vorgesehene Möglichkeit einer Härtefallregelung könnte hier allerdings heifen, die psychische

Belastung etwas zu verringern. Denn sie könnte schwerwiegende materielle Folgen für junge Men-

sehen verhindern, weiche die verträglichen Bedingungen nicht erfüllen können. Junge Medizinstu-

dierende der Vorabquote könnten so etwas beruhigter sein, dass etwa im Falle einer Arbeitsunfä-

higkeit, Möglichkeiten bestehen, von der Vertragsstrafe abzusehen. Allerdings ist, auch da die kon-

krete Ausgestaitung durch die geplante Rechtsverordnung noch nicht vorliegt, nicht klar, wie diese

in der Praxis definiert und ausgelegt werden wird. So ist Z.B. noch un!<lar, wie mit jungen Menschen

umgegangen werden wird, die über die Vorabquote in das Medizinstudium gekommen sind, sich

später aber dazu entscheiden ihr Studium abzubrechen oder eine Zeit lang im Ausland Arbeitser-

fahrung sammeln möchten.31

§ i Abs. i S. i Nr. 2; Abs. 2 ThürHSiG

Bewerberinnen und Bewerber auf die Medizinstudienplätze der neuen Vorabquote an der Hochschule Jena

müssen sich, um zugelassen zu werden, durch Abschluss eines offentiich-rechtiichen Vertrags mit dem Frei-

Staat Thüringen u.a. dazu verpflichten, „nach erfolgreichem Abschluss des Studiums eine Weiterbildung als

Fachärztin oder -arzt für AllgemeinmedizEn oder als sonstige Fachärztin oder -arzt, die zur Teilnahme an der

hausärztlichen Versorgung"" berechtigt, zu wählen, und diese Tätigkeit mindestens zehn Jahre in einem

Thüringer Bedarfsgebiet auszuüben, vgl. §1 Abs. 1 Nr.2ThürHSiG.

Eine Änderung der Facharztrichtung nach Abschluss des öffentlich-rechtiichen Vertrags soll nach Erhalt der

Approbation und bis zu zwölf Monate nach Beginn der Weiterbildung auf Antrag mögiich sein, wenn ein

entsprechendes Bedarfsgebietfürdie Facharztrichtung im Freistaat Thüringen besteht, vgl. § i Abs. 2ThürH-

SiG.

Durch die Einführung der neuen Vorabquote können junge Menschen, die über diese Vorabquote

einen Medizinstudienplatz erhalten, in ihrer BerufsfreiheEt eingeschränkt werden. Denn um
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zugelassen zu werden, verpflichten sie sich, nach dem Ende des Studiums eine Facharztweiterbii"

düng in einer Facharztnchtung zu machen, die zur hausärztlichen Versorgung berechtigt oder eine

weitere FachrEchtung, für die ein besonderer Bedarf festgestelit werden kann." Junge Menschen

können dann also nach Beendigung ihres Studiums nicht mehr frei eine Facharztnchtung wählen.

Allerdings sammeln junge Menschen häufig erst im Laufe ihrer Ausbildung tiefergehende berufs-

spezifische Erfahrungen, die dazu führen können, dass sich ihre beruflichen und thematischen Prä-

ferenzen noch ändern.35 So könnte ihnen erst in ihrer Ausbildung deutlich werden, welche spezifi-

sehen Herausforderungen Z.B. mit der Niederlassung als Hausärztin oder Hausarzt einhergehen.36

Zwar kann die Facharztrichtung auf Antrag geändert werden," jedoch sind junge Studierende der

neuen Vorabquote dabei abhängig von dem aktueilen Bedarf an FachärztEnnen und-ärzten und so-

mit weniger flexibel als Ehre KommEiitoninnen und Kommilitonen.

Durch die vorgesehene Vorgabe, in einem Thüringer Bedarfsgebiet'tätig zu werden, werden junge

Menschen zudem in der Wahl ihres Wohnsitzes eingeschränkt. Das Bedarfsgebiet steht dabei im

Vorhinein nicht eindeutig fest.38 Dies könnte die Entscheidung für eine Bewerbung über die soge-

nannte Landarztquote für junge Menschen erschweren. Denn auch junge MedEzinstudierende vom

Land, die sich in der Rege! eher vorstellen können, nach dem Studium wieder auf dem Land zu leben

und dort zu arbeiten", können sich nicht sicher sein, letztlich in ihrer Heimatregion arbeiten zu

können.

Sicherstellung der hausarztlichen Versorgung sowie von Äusbi!dungsp!ätzen in Bedarfs-

§§ i Abs. i Nr. 2 lit. b; 2 THürHSEG

Die Neuregelung sieht vor, dass Bewerberinnen und Bewerber nach dem Ende ihrer Ausbildung in einem

sog. Bedarfsgebiet aisHausärztin oder Hausarzt tätig werden sollen, vgl.§§t Abs. i Nr. 2 lit. b;2THürHSiG.

Die Feststellung eines Bedarfs soll nach § 100 Abs. i S. i oder Abs. 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuchs

(SGB V) durch den Landesausschuss der Ärzte und Krankenkassen gem. § 90 Abs. 1 S. i SGB V, vgl. § 2 Abs,

1 ThürHSiG erfolgen. Zusätzlich sol! das LandesgesundheEtsministerium Thüringen zusammen mit der Kas-

senärztiichen Vereinigung Thüringen prognostizieren, ob zukünftig in einem Gebiet ein besonderer Bedarf

bestehen wird, um dieses als Bedarfsgebiet zu qualifizieren, vgl. §2 Abs. 2THürHSiG.

Durch die Verpflichtung nach Beendigung der Ausbildung zur HausärztEn oder zum Hausarzt in ei-

nern Bedarfsgebiet tätig zu werden, könnte die hausärztliche Versorgung in Thüringer Bedarfsge-

bieten auch für junge Menschen langfristig gesichert werden. So könnten junge Menschen, die in

Gebieten mit vormals unzureichender hausärztlicher Versorgung wohnen, schneller wohnortnah

eine Hausärztin oder einen Hausarzt finden, wenn Sie gesundheittiche Beschwerden haben. Gerade

junge Menschen sind auf eine wohnortnahe Versorgung angewiesen, da sie öfter noch kein eigenes

Auto besitzen und daher öfter den öffentiichen Nahverkehr nutzen oder zu Fuß gehen.40 Zwar kann

ein gutes soziales Netzwerk diesen Effekt abmildern, da Z.B. die Eltern oder andere Bezugspersonen

mit Auto junge Menschen zur ÄrztEn oder zum Arzt begleiten können.4' AHerdEngs sind diese nicht

immer verfügbar oder anderweitig eingebunden, sodass die Zeitfenster zu denen sowohl die Arzt-

praxis geöffnet ist, als auch Bezugspersonen der jungen Menschen Zeit haben, diese zur ÄrztEn oder

zum Arzt zu fahren, eingeschränkt sein können.
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Die Sicherstellung einer ausreichenden hausärztiichen Versorgung kann dazu führen, dass es für

junge Menschen leichter wird, erstmals eine Hausärztin oder einen Hausarzt zu finden. Denn junge

Menschen wechseln Em Laufe des Jugendalters meist von einer Versorgung durch eine Kinderärztin

oder einen Kinderarzt zu einer Hausärztin oder einem Hausarzt.42 Es kann dabei vorkommen, dass

wohnortnahe Hausärztinnen oder Hausärzte keine Neupatientinnen und -patienten aufnehmen.

Junge Menschen müssen daher teils längere Wege in Kauf nehmen, um eine Ärztin oder einen Arzt

zu erreichen, welche bzw. welcher Neupatientinnen und -patEenten aufnimmt. Dies könnte durch

die Einführung der neuen Vorabquote längerfristig abgemildert werden. Auch junge Menschen,die

für eine Ausbildung oder ein Studium ihren Wohnort wechseln und daher eine neue Hausärztin

oder einen neuen Hausarzt benötigen, könnten von einer gesicherten hausärztlichen Versorgung

profitieren.

Die Verpflichtung nach Beendigung der Ausbildung zur Hausärztin 'oder zum Hausarzt in einem

Bedarfsgebiet tätig zu werden, könnte zur Schaffung und Sichersteliung von Ausbildungsplätzen in

Hausarztpraxen in Bedarfsgebieten beitragen. Wenn Hausarztpraxen mit Hilfe der neuen Vorab-

quote erhalten bieiben oder neueröffnet werden und dann zusätzlich Ausbildungsp!ätze anbieten,

könnten junge Menschen, die zum Beispiel den Beruf der bzw. des medizinischen Fachangesteliten

ergreifen möchten und in den entsprechenden Bedarfsgebieten wohnen, besonders profitieren.

Nach in Kraft treten der Neuregelung soll die Wirkung des Gesetzes durch die Landesregierung erstmals

zum 31. Dezember 2026 evaiuiert werden. Die Evaluation soll die Verhältnismäßigkeit des Eingriffs in die

Berufsfrelheit gewährleisten.43 Durch die EvaluatEon zum 31. Dezember 2026 wäre die Stärke der Einschrän-

kungen durch den öffentiich-rechtlichen Vertrag für die ersten jungen Menschen, die über eine Vorabquote

einen Medizinstudienplatz in Thüringen erhalten, indes noch nicht umfassend feststelibar, denn sie haben

Ehre Ausbildung Ende 2026 noch nicht abgeschlossen.

Vgl. „Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung in Ge-
bieten mit besonderem öffentlichen Bedarf CThüringer Hausärztesicherstellungsgesetz - ThürHSiG)" (2023), u.

Vgl. § 1 Abs. 1 S. 1 ThürHSiG. Die Sechs-Prozent-Quote für Medizinstudierende, die ihren Beruf in unterversorgten Gebie-
ten ausüben wollen, ist in der Thüringer Verordnung zur Studienpiatzvergabe (ThürStudienplatzWO) bereits vorgesehen.

Die Regelung wird nach inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes wirksam.

Vgl. Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der SichersteUung der hausärztiichen Versorgung in Ge-
bieten mit besonderem Öffentlichen Bedarf 0'hüringer Hausärztesicherstellungsgesetz - ThürHSiG), i.

Vgl. Statistisches Bundesamt, „Studienanfänger/innen und StudEenplatzbewerber/innen in bundesweit zulassungsbe-
schränkten Studiengängen", 2022, https://www.destatis.de/DE/Themen/Geselischaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kul-

tur/Hochschulen/Tabellen/studierende-anfaenger_bewerber_SfH.htm( (zuletzt aufgerufen am: 04.04.2023).

Vgl. Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sichersteliung der hausärztlichen Versorgung in Ge-
bieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz - ThürHSiG), 3.

Nach§2ThürHSEGsind Bedarfsgebiete Gebiete einesZulassungsbezirks, für die der Landesausschuss der Ärzte und Kran-
kenkassen gemäß § 100 SGB V festgestellt hat, dass dort eine ärztliche Unterversorgung eingetreten ist oder in absehba-

rer Zeit droht.

Vgl. Amory Burchard, „Masterpian Medizinstudium 2020: Die Landarzt-Quote kommt", Tagesspiegel, 25. Januar 2017,
https://www.tagessp!egel.de/wissen/die-iandar2t-quote-kommt-2797744-htm! (zuletzt aufgerufen am: 04.04,2023); vgl.
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Rieke Wiemann, „Da hilft kein Arzt", taz, 30. Mai 2022, https://taz.de/Medizinische-Versorgung-auf-dem-Land/!5855737/

(zuletzt aufgerufen am: 04.04.2023),

Vgl. Mario Martini und Jan Ziekow, „Rechtliche Mögiichkeiten und Grenzen der Einführung und Ausgestaitung einer
Quote zur Sichersteilung der Primärärztlichen Versorgung, insbesondere im ländlichen Raum, bei der Zulassung zum Me-
djzinstudium", Gutachten, 20. Dezember 2015, 37f.

So gab es in Nordrhein-Westfa!en, dem ersten Bundesland welches zum Wintersemester 2019/2020 eine sogenannte
Landarztquote eingeführt hat, bis zum Dezember 2021 über 3,300 Bewerbungen auf insgesamt 528 in diesem Zeitraum
zur Verfügung stehende Medizinstudienplätze. Vgl, Land NRW, „Gesundheitsminister Laumann zieht erste Bilanz: Land-

arztquote ist ein Erfolgsprojekt mit Vorbildcharakter", 29. Dezember 2021, h£tps://www.iand.nrw/pressemitteilung/ge-
sundheitsminister-laumann-zieht-erste-bilanz-landarztquote-ist-ein (zuletzt aufgerufen am: 04.04.2023).

So werden seit dem Sommersemester 2020 nur noch 30 Prozent der Medizinstudienpiätze der FSU jena über die Abitur"
besten quote vermittelt Im Auswahlverfahren der Hochschule werden neben den schulnotenabhängigen Kriterien auch
schulnotenunabhängige Kriterien betrachtet, hiernach werden 60 Prozent der Piätze vergeben, zehn Prozent rein schul-

notenunabhangig über eine Eignungsquote. Vgl. Friedrich-SchilEer-Universitätjena, „Bundesweite Zulassungsbeschrän-

kungen. Vergabeverfahren für Medizin, Zahnmedizin und Pharmazie", o. J., https://www.uni-jena.de/bundesweit-beschra-
enkungen#kriterien (zuletzt aufgerufen am: 04.04.2023).

Vgl. Friedrich-Schiiier-UniversitatJena.

Vgl. Florian Wagie, „Eineinhalb Jahre Landarztquote. Kann sie leere Praxen in den Dörfern verhindern?", Bayrisches Ärz-
teblatt, August 2021,322.

Vgl. Entwurf eEnes Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sicherste 11 u n g der hausärztiichen Versorgung in Ge-
bieten mit besonderem Öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz ~ ThürHSiG), 12.

Vgl. „Universität Jena erhöht Anzahl der MedizinstudEenplätze", aerzteblatt.de, o. J., https://www.aerzteblatt.de/nachrich-
ten/128014/Universitaet-Jena-erhoeht-Anzahl-der-Medlzinstudienplaetze (zuletzt aufgerufen am: 04.04.2023).

Dadurch, dass die Anzahl der Medizinstudienplätze bereits vor der Einführung der neuen Vorabquote erhöht wurde, be-
steht hier kein direkter Zusammenhang.

Vgf. Statistisches Bundesamt, „Studienanfänger/innen und Studienplatzbewerber/innen in bundesweit zulassungsbe-
schränkten Studiengängen".

Vgl. Kassenärztliche Bundesvereinigung, „Bemfsmonitoring Medizinstudierende 2018" (Beriin, 2019), 45.

VgL Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärzttichen Versorgung in Ge-
bieten mit besonderem öffentlichen Bedarf CThüringer Hausärztesicherstellungsgesetz - ThürHSiG), 14.

Vgl. Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sichersteliung der hausärztlichen Versorgung in Ge-
bieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesichersteilungsgesetz ~ ThürHSiG), 15.

Vgi. Martini und Ziekow, „Rechtliche Möglichkeiten und Grenzen der Einführung und AusgestaJtung einer Quote zur Si-
chersteitung der Primärärztlichen Versorgung, insbesondere im ländlichen Raum, bei der Zulassung zum Medizinstu-
dium",96und 97.

Vgl. Alexander Kiinge, „Ländliche Mobilität", 2021. https://www.bpb.de/themen/stadt-fand/iaendliche-raeume/3359i2/la-
endliche-mobi[itaet/#node-content-tit!e-o (zuletzt aufgerufen am: 04.04.2023).

Vgl. Sarah Beierle und Frank Tilimann, „Jugend im Blick - Regionale Bewältigung demografischer Entwicklungen" (Deut-

sches Jugendinstitut, 2015), 6.

Vgl. BT-Drucksache 18/11050, „15. Kinder- und Jugendbericht. Bericht über die Lebenssituation junger Menschen und die
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe In Deutschland" (Berlin, 2017), 53.

Vgl. „Gemeinsame Stellungnahme des Fachschaftsrates Medizin der Friedrich-Schilier-UniversitätJena und der Bundes-
Vertretung der Medizinstudierenden in Deutschiand e. V. zum Beratungsgegenstand:,Den medizinischen und pharma-
zeutischen Nachwuchs in Thüringen sichern - Ausbtldungskapazltäten ausbauen'", 26. April 2020, 5, http://fsnned-
jena.de/wp/wp-content/uploads/2020/04/FSR-MedizJn-Jena-bvmd-Steliungnahme-Den-medizinischen-und-pharma-
zeut!schen-Nachwuchs-in-Th%C3%BCringen-sichern-Ausbildungskapazit%C3%A4ten"ausbauen.pdf (zuletzt aufgerufen

am: 04.04.2023).

So gibt es bereits Förderungsmäglichkeiten von Ausbildungsabschnitten im ländlichen Raum und Zuschüsse zu Nieder-
lassungen und Praxisneugründungen inThüringen.Vgl.Kassenärztliche Vereinigung Thüringen, „Wir verarzten Thüringen.

Versorgungsbericht 2022" (Weimar, 2022), syff.
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THÜRINGEN

Vgl. Martini und Ziekow, „Rechtliche Möglichkeiten und Grenzen der Einführung und Ausgestaltung einer Quote zur Si-
cherstellung der Primärärztlichen Versorgung, insbesondere im ländlichen Raum, bei der Zulassung zum Medizinstu-

dium", 103.

Vgl. „Gemeinsame Stellungnahme des Fachschaftsrates Medizin der Friedrich-Schiller-Universitätjena und der Bundes"
Vertretung der Medizinstudierenden in Deutschland e. V, zum Beratungsgegenstand:,Den medizinischen und pharma-
zeutlschen Nachwuchs in Thüringen sichern - Ausbildungskapazitäten ausbauen*", 5.

Vgl. Statistisches Bundesamt, „Studienanfänger/innen und Studienplatzbewerber/innen in bundesweit zulassungsbe-
schränkten Studiengängen".

Vgj. „Gemeinsame Stellungnahme des Fach seh aftsrates Medizin der Friedrich-Schiller-UniversitätJena und der Bundes-
Vertretung der Medizinstudierenden in Deutschland e. V. zum BeraSungsgegenstand:,Den medizinischen und pharma-
zeutischen Nachwuchs in Thüringen sichern - Ausbildungskapazitäten ausbauen"', 5.

Vgl. Werner Bartens, „Die depressiven jungen Ärzte", Süddeutsche Zeitung, o. ]., https://www.sueddeutsche.de/gesund-
hejt/medizin-die-depressiven-jungen-aerzte-i.32823-i2.

Weitere Ausführungen hierzu befinden sich im Beiblatt zum Jugend-Check „Ergebnisse der Einbindung junger Menschen
in Thüringen zum Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz fThürHSiG)", welches diesem Jugend-Check angehängt ist.

Vgl. Mische) Rauscher, „Vor dem Start der Landarztquote: Rinkel bekräftigt Kritik und sieht Schwach stelle n in der Umset-
zung" (Berlin: Hartmannbund, 16. Aprii 2021), https://www.hartmannbund.de/presse-medEa/presse/rinkel-bekraeftigt-krE-

tik-und-sieht-schwachsteilen-in-der-umsetzung/ (zuletzt aufgerufen am: 04.04,2023). Weitere Ausführungen hierzu be-
finden sich im Beiblatt zum Jugend-Check „Ergebnisse der Einbindung junger Menschen in Thüringen zum Thüringer
HausärztesichersteSlungsgesetz (ThürHSiG)", weiches diesem Jugend-Check angehängt ist

Vgl. § 1 Abs, 1 5.1 Nr. 2 lit. A ThürHSiG

Vgl. Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztiichen Versorgung in Ge-
bieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesichersteiiungsgesetz ~ ThürHSiG), 5, 13.

Vgl. KassenärztEiche Bundesvereinigung, „Berufsmonitoring Medizinstudierende 2018", 49.

Vgl. „Gemeinsame Steliungnahme des Fachschaftsrates Medizin der Friedrich-Schilier-UniversEtätJena und der Bundes-

Vertretung der Medizinstudierenden in Deutschland e. V. zum Beratungsgegenstand:,Den medizinischen und pharma-
zeutischen Nachwuchs in Thüringen sichern - Ausbildungskapazitäten ausbauen"', 5, y. Einschätzungen junger Menschen
zu diesem Thema befinden sich im Beiblatt zum Jugend-Check „Ergebnisse der EEnbindungjunger Menschen in Thüringen
zum Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz CThürHSiG)", welches diesem jugend-Check angehängt ist.

Vgl. §1 Abs.2ThürHSiG;vgl. Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sichersteliung der hausärztli-
chen Versorgung En Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer HausärztesEchersteilungsgesetz - ThürH-

SiG).

Vgi. Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung in Ge-
bieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer HausärztesichersteUungsgesetz - ThürHSiG), 14.

Vgl. KassenärztEiche Bundesveremigung, „Berufsmonitoring Medizinstudierende 2018", 83.

Vgl. BundesminEsterium für Verkehr und digitale Infrastruktur, „Mobilität in Deutschland. Ergebnisbencht" (Bonn, 2018),

50, https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/mid-ergebnisbericht.pdf?_biob=publ!cationFile.

Vgl. dazu das Beiblatt zumJugend-Check „Ergebnisse der Einbindung junger Menschen in Thüringen zum Thüringer Haus-
ärztesicherstellungsgesetz CThürHSiG)", weiches diesem Jugend-Check angehängt ist.

Vgl. Kassenärztiiche Vereinigung Thüringen, „Bedarfspian der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen", 2022, 25,
https;//www.kv-thueringen.de/fiieadmin/media2/KAEV/3ioo/Bedarfsplanung/BP2022-o7-oi/KVT_22070i„Grund-

saetze„der„Bedarfspianung.pdf.

Vg[. Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung in Ge-
bieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz-ThürHSiG), 16.

Projektstelie Jugend-Check Thüringen
Seydelstraße 18 • lony Beriin

Freistaat

Thüringen

Ein Projekt vori
Ministerium
für Bildung,
lugend und Sport

Deutsches Forschungstnstitut
für öKenlliche Verv/attung

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz - ThürHSiG 

1. 

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 TharBetelidokG; Hinwels: Wenn nein, dann  welter  mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Geschäfts- oder Dienstadresse 
Kassenärztliche Vereinigung Thüringen 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 
Zum Hospitalgraben 8 

Postleitzahl, Ort 
99425 Weimar 

2 . Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) 

Name Vorname 

0 Geschäfts- oder Dienstadresse U Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 



3.  
Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBetelldokG) 

Hauptgeschäftsführer der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen 

4.  

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen Insgesamt eher 

x befürwortet, 
ü abgelehnt, 
x ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

Das ThürHSIG ist ein sehr wichtiges Vorhaben, um auch zukünftig die Sicherstellung der 
ambulanten Versorgung insbesondere im ländlichen Raum zu unterstützen. Es stellt eine 
wertvolle Ergänzung der bereits in Thüringen auf den Weg gebrachten Instrumente der 
Nachwuchsgewinnung dar. 

Kommentierung zu den einzelnen Paragraphen 

5.  
Wurden Sie von der Landesregierung gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum 
Gesetzgebungsvorhaben einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBetelldokG) 

x ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) 0 nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

Anhörung zum Gesetzesentwurf 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

3 per E-Mail 

x per Brief 

6, 
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG) 

ci ja x nein  (welter  mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

7. 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBetelldokG) 

x ja D nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefor ert bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Weimar, 10. Februar 2023 U



Hauptgeschäftsführer 

Zum Hospltalgraben 8 
99425 Weimar 
Internet: www.kvt.de  

Datum: 9, Februar 2023 

kvt 
Kassenärztliche 
Vereinigung Thüringen 

  

KassenärztlIche Verelnigung Thliringen I  Postfach 2019199401 Weimar 

Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie 

Werner-Seelenbinder-Straße 6 
99096 Erfurt 

Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Unterstützung der Sicherstellung der 
hausärztlichen Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf 
— Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz — Anhörung 

Sehr geehrter Herr 

wir bedanken uns für die Übersendung des Gesetzentwurfes „Thüringer Gesetz 
zur Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung in Gebieten 
mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz — 
ThürHSiG)". 

Zu den einzelnen Regelungsinhalten wird im Folgenden kommentiert. 

Kommentierung: 

I Allgemeines 

Aus Sicht der KV Thüringen wird der vorliegende Gesetzentwurf begrüßt. Aus 
unserer Sicht ist das ThürHSIG ein sehr wichtiges Vorhaben, um auch zukünftig 
die Sicherstellung der ambulanten Versorgung insbesondere im ländlichen Raum 
zu unterstützen. Es stellt eine wertvolle Ergänzung der bereits in Thüringen auf 
den Weg gebrachten Instrumente der Nachwuchsgewinnung dar. 

Das übergeordnete Ziel ist die Sicherstellung von den unterversorgten ländlichen 
Regionen. Nicht, dass die Ärztinnen und Ärzte nach der vertraglichen Verpflich-
tung den Standort wechseln, oder das Bundesland verlassen. Aus diesem Grund 
sehen wir es als essentiell auch die Regionen (Landkreise) miteinzubeziehen, um 
den Ärztinnen und Ärzten die ärztliche Tätigkeit  tinter  gegebenen Umständen so 
angenehm und somit auch möglichst langfristig zu gestalten. Dies könnte etwa in 
Form von Beschäftigung des Partners, Kita- und Schulplätze für die Kinder, 
Unterstützung bei Immobilien- oder Grundstückssuche sowohl  'privet  als auch 
beruflich.  

II  Kommentierung im Einzelnen 

Zu § 1 — Zulassung  

Sofern sich § 1 ThürHSIG auf Bewerberinnen und Bewerber im Studiengang 
Medizin an der Friedrich-Schiller-Universität bezieht, regen wir an zu prüfen, ob 
dort auch Bewerberinnen und Bewerber im Studiengang Medizin an der  Health 
and Medical University  — Campus Erfurt — (HMU) mit aufgenommen werden 
sollten. 
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Die HMU ist eine private, staatlich anerkannte Universität mit Sitz in Erfurt und einem weiteren Campus 
in Potsdam. Wir sind der Auffassung, dass für Bewerberinnen und Bewerber im Studiengang Medizin 
an dieser Universität ebenfalls die Vorabquote gemäß Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Staatsvertrages 
über die Hochschulzulassung vom 21. März 2019 Anwendung finden sollte. 

Bei sechs Prozent von derzeit 286 Studienplätzen an der Medizinischen Fakultät der FSU Jena stehen 
für die Vorabquote lediglich 17 Studienplätze zur Verfügung. Um die ambulante Versorgung weiter zu 
stärken empfehlen wir, dass die Möglichkeiten, die der Gesetzentwurf bietet, genutzt werden. So sollte 
die Vorabquote auf 10 Prozent eines Jahrgangs ausgeweitet werden und deren Geltungsbereich auch 
die fachärztliche Grundversorgung umfassen. 

Im Absatz 1 Punkt 2. a) wird abgestellt auf die Fachärzte für Allgemeinmedizin oder sonstige Fach-
ärzte, die zur Teilnahme an der hausärztlichen Versorgung nach § 73 Abs. 1 a SGB V berechtigt sind 
(Fachärzte für Allgemeinmedizin, Fachärzte für Kinder- und Jugendmedizin, Fachärzte für Innere 
Medizin, die die Teilnahme an der hausärztlichen Versorgung gewählt haben). Mit Blick auf die Ent-
wicklungen der offenen Vertragsarztsitze im fachärztlichen Versorgungsbereich stellt sich für uns die 
Frage, ob neben der Einschränkung der Vorabquote auf die hausärztliche Versorgung auch eine 
Erweiterung für die fachärztliche Versorgung zielführend ist. Wir empfehlen neben den Hausärzten 
mindestens folgende weitere Fachgruppen in die Quotenregelung aufzunehmen: 

- Facharzt für Augenheilkunde 
- Facharzt für Dermatologie 
- Facharzt für Neurologie/Psychiatrie 
- Facharzt für Innere Medizin und Rheumatologie 

Darüber hinaus ist die Aufnahme einer Regelung sinnvoll, wonach bei Bedarf aufgrund sich neu erge-
bender Unterversorgungen weitere Fachgebiete perspektivisch möglicherweise aufgenommen werden 
können. 

Im Absatz 1 Punkt 2, a) — b) wird auf die unverzügliche Teilnahme an der Weiterbildung bzw. Tätigkeit 
eingegangen. Wir empfehlen zumindest die Möglichkeit von Pausen oder Unterbrechungen von bis zu 
6 Monaten zwischen Studium und Weiterbildung und zwischen Weiterbildung und Tätigkeitsbeginn 
einzubringen. Dabei sollte zusätzlich die Zeit für eine Promotion berücksichtigt werden. 

Weiter wird unter c) die Dauer von mindestens zehn Jahren in Vollzeit festgeschrieben. In unseren 
Augen ist die Grundvoraussetzung, die Teilnahmeverpflichtung nach dem Studium und der 
Weiterbildung ausschließlich in Vollzeit anzubieten nicht mehr zeitgemäß. Der Trend von 
Nachwuchsärzten tendiert klar in Richtung Anstellung in Teilzeit, insbesondere unmittelbar nach der 
Weiterbildung. Es sollte zumindest die Möglichkeit bestehen in Teilzeit arbeiten zu können. Etwa in 
Verbindung mit einer anteiligen Erhöhung der Teilnahmepflicht. 

In Verbindung mit der Vollzeit erscheint uns die verpflichtende Dauer von zehn Jahren als 
unverhältnismäßig. Mit Blick auf die Pflichten etwa beim Thüringen Stipendium (4 Jahre) oder der 
Niederlassungsförderung des Ministerium (5 Jahre) empfehlen wir die Dauer auf min. fünf Jahre zu 
reduzieren. Zusammen mit der Option zur Teilzeit sehen wir dann einen deutlich vielversprechenderen 
Gesetzesentwurf mit einem attraktiven Angebot für den angehenden Nachwuchs. 

Zu 2 — Besonderer öffentlicher Bedarf, Bedarfsoeblete 

Die Feststellung eines besonderen öffentlichen Bedarfs wird gemäß § 2 Abs. 1 in dem Entwurf auf die 
Planungsbereiche bezogen, für die der Landesausschuss der Ärzte und Krankenkassen gemäß § 90 
Abs. 1 Satz 1 SGB V eine Feststellung nach § 100 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 SGB V getroffen hat. 
Eine Einschätzung, ob auch in Zukunft ein besonderer öffentlicher Bedarf an hausärztlicher Versor-
gung besteht, wird durch das Gesundheitsministerium regelmäßig auf der Grundlage einer Prognose-
berechnung der KV Thüringen überprüft. Wir empfehlen für die Prognoseberechnungen einen Zeitab-
stand zwischen drei und fünf Jahren zu veranschlagen. Hintergrund ist die Tatsache, dass sich jähr-
liche Abgänge und Zugänge auf die Feststellung nach § 100 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 SGB V auswir-
ken und somit die Prognoseberechnungen beeinflussen.  
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Zu § 3 - Vertragsstrafe  

Die Höhe der Vertragsstrafe sollte hinterfragt werden. Vor allem in Hinblick darauf, dass bisher keine 
finanziellen Unterstützungen an die Verpflichtenden während des Studiums gezahlt werden. Dies 
sollte man dann ins Verhältnis zur Höhe des gezahlten Stipendiums setzen. 

In § 3 Abs. 1 verpflichten sich die Bewerberinnen und Bewerber in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag 
zu einer Vertragsstrafe in Höhe von bis zu 250 Tausend Euro. In Abs. 2 kann die zuständige Stelle im 
Falle einer besonderen Härte den Umfang und die Dauer der Verpflichtung abweichend von § 1 Abs. 2 
Nr. 2 vereinbaren. 

Wir empfehlen in der Bezeichnung des § 3 hinter Vertragsstrafe die Wörter „und besondere Härte" zu 
ergänzen. Im § 3 Abs. 3 empfehlen wir eine ergänzende Formulierung wie folgt aufzunehmen: „Eine 
besondere Härte liegt insbesondere vor, wenn in der Person der Vertragspartnerinnen oder des 
Vertragspartners liegende besondere soziale, gesundheitliche oder familiäre Gründe die Erfüllung der 
Verpflichtungen unzumutbar machen," 

Wir empfehlen außerdem zu überlegen, wie mit einem Wechselwunsch des Tätigkeitsortes der Ver-
pflichteten während der Pflichtzeit umgegangen wird. Der Ortswechsel muss nachvollziehbar begrün-
det und von den zuständigen Stellen genehmigt werden. Gründe könnten etwa zwischenmenschliche 
Probleme mit den Einwohnern, familiäre Änderungen oder Umstände ohne Einfluss des Verpflichteten 
sein. 

Zu § 4 — Auswahlverfahren  

Keine Anmerkungen 

Zu § 5 - Verordnungsermächtigung  

Als Kassenärztliche Vereinigung Thüringen begrüßen wir eine aktive Mitwirkung an der Umsetzung 
des ThürHSiG. Über unsere Verwaltungsstrukturen der ärztlichen Nachwuchsförderung ist eine Mitar-
beit an der Umsetzung des Gesetzes möglich und aus unserer Sicht sehr sinnvoll. Wir betreuen bereits 
unter anderem das „Kompetenzzentrum Weiterbildung Thüringen" gemäß § 75 a Abs. 7 Nr. 3 SGB V 
sowie das Projekt „Ärztescout Thüringen" und weisen daher eine langjährige Erfahrung und Betreuung 
von Medizinstudierenden und Ärzten in Weiterbildung vor. 

Die KV Thüringen ist bei der Erarbeitung der Rechtsverordnung zu beteiligen, insbesondere zu den 
konkreten Mitwirkungspflichten und zum Verfahren der Kostenerstattung. 

In anderen Bundesländern liegt zum Teil der komplette Bewerbungsprozess und die Auswahl der 
Studierenden über die Landarztquote bei der Kassenärztlichen Vereinigung. Weiterhin wünschenswert 
und wichtig wäre aus unserer Sicht eine aktive Begleitung der ausgewählten Medizinstudierenden 
während ihrer Studien- und Facharztweiterbildungszeit durch gezielte Fortbildungsangebote aus der 
ambulanten Versorgung, Mentoring und einer aktiven Unterstützung bei dem stetigen Aufbau eines 
regionalen beruflichen Netzwerkes. Somit könnte die Bindung der angehenden Mediziner in Thüringen 
schon frühzeitig auch „mental" erhöht werden. 

Unverzichtbar ist außerdem eine finanzielle Unterstützung der Medizinstudierenden durch ein 
besonderes Stipendium während der Studienzeit, welches durch unsere gemeinsame „Stiftung zur 
Förderung der ambulanten ärztlichen Versorgung" angeboten und umgesetzt werden könnte. Eine 
Finanzierung durch den Freistaat Thüringen wäre allerdings die Voraussetzung. Zudem sollte überlegt 
werden, ob grundsätzlich weitere Stipendien in Anspruch genommen werden dürfen bspw. Thüringen 
Stipendium. 

Wir empfehlen außerdem, die Teilnahme während der Weiterbildung zum Facharzt für Allgemeinmedi-
zin an dem Seminar- und Mentoringprogramm eines Kompetenzzentrum Weiterbildung für min. ein 
Jahr zu verpflichten. Dies fördert sowohl die Qualität der Weiterbildung und unterstützt die essentielle 
Netzwerkbildung. 
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Zu § 6 — Evaluation 

Für die Evaluation sollen Daten erhoben werden, die eine Bewertung der Umsetzung und Wirksamkeit 
des Gesetzes ermöglichen. Wir empfehlen, im Gesetz eine Konkretisierung zu den Daten vorzu-
nehmen, die eine Bewertung der Umsetzung und Wirksamkeit ermöglichen. Dies könnte z. B. die Ent-
wicklung der Bedarfsgebiete, die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber, die Einhaltung der ver-
traglichen Verpflichtungen und die Steuerung der Bewerbungen um Vertragsarztsitze sein. 

Die Kommentierung zum Gesetzentwurf ergeht auch im Namen der Landesärztekammer Thüringen 
und der Landeskrankenhausgesellschaft  Thuringen.  

Bei weiteren Fragen können Sie sich gern an uns wenden. 

Fr ndlic e  Grüße  

Hauptgeschäftsführer  
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Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend 
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte auf leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu weichem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

1. 

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z, B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstatt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThtlrBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann  welter  mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 33 

Name Organisationsform 

44:4' tia.ii. -C$1̀  61i 4Kai't W?. 1/&tt .  14,  des 1 (10°10 te I 
Geschäfts- oder Dienstadresse  

Straße, Hausnummer (oder Postfach)  
--rh e 0 —44,4 444  ti  - SY),  /CI  

Postleitzahl, Ort 

2 . 
Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürEletelidokG) 

Name Vorname 

I Geschäfts- oder Dienstadresse I Wohnadresse 

(Hinwels: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 

1 



3.  Was Ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs, 1 Nr. 3 ThürBetelldokG) 

Sert4.4 ve.,r+rie ( gi‚e 7 71t e Vki 

;74 tif kt Ci 4f14  C,  g 1  ' .3 ' W 4 

4.  

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen Insgesamt eher 

I befürwortet, 
, abgelehnt, 
< ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr, 4 ThürBeteildokG) 

er i6 6 fri . 1':.4( r / 11 (.7 A.  V 

16 4 7 ,9 ti(af,  Y cipi
t
yy.ci 

5.  
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThUrBeteildokG) 

i ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) A nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

4 utiete e 
 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

J\--' per E-Mail 

i per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürtileteildokG) 

1 ja nein (weiter mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

2 



7. 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Betelligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThOrBeteildokG) 

(- ja  
nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. 
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss 
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

1,0 i , M ., x . apz_3 

3 



Landes- 
zahnärztekammer  

Thüringen  
Kassenzahnärztliche Vereinigung 

THÜIRINGEN 

Thüringer Ministerium für 
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 

Werner-Seelenbinder-Straße 6 
99096 Erfurt 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht Unser Zeichen, Unsere Nachricht Ansprechpartner  Datum 

16.02.2023  

Stellungnahme im Anhörungsverfahren 

Entwurf eines Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetzes - ThürHSiG 

Sehr geehrter Herr , sehr geehrter Herr , 

die Landeszahnärztekammer Thüringen und die Kassenzahnärztliche 
Vereinigung Thüringen geben folgende gemeinsame Stellungnahme im o. g. 
Anhörungsverfahren ab. 

Der vorgelegte Entwurf des ThürHSIG berücksichtigt die zahnmedizinische 
Versorgungssituation nicht. Dies ist aufgrund der als bekannt vorauszusetzenden 
kritischen Situation nicht zu akzeptieren. 

Die zahnmedizinische Ausbildung an der FSU Jena ist ebenfalls in den 
Gesetzentwurf aufzunehmen! 

Die Gewinnung approbierten Nachwuchses für die Versorgung aller Patientinnen und 
Patienten Thüringens ist eine der größten aktuellen Herausforderungen für das 
Gesundheitswesen in Thüringen. Aufgrund der deutschlandweiten demographischen 
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Rahmenbedingungen steht Thüringen dabei in einem immer härter werdenden 
Wettbewerb zu den anderen Bundesländern. 

Insoweit sind Maßnahmen, die den in Thüringen ausgebildeten Nachwuchs an den 
Freistaat hinsichtlich einer anschließenden Berufsausübung, insbesondere in 
versorgungskritischen Gebieten, binden, notwendig und geboten. Hierzu bleibt auch 
weiterhin unabdingbar, die Studienplatzkapazität in Thüringen sofort auszuweiten. In 
Anbetracht und Kenntnis der notwendigen zeitlichen und sächlichen 
Herausforderungen, die hierfür erforderlich sind, ist die Nutzung in- und ausländischer 
Kapazitäten für die notwendig schnelle Erhöhung umzusetzen. 

Dies vorausgesetzt, unterstützen wir den mit dem Entwurf vorgenommenen Ansatz, 
dass Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf einen Studienplatz für das 
Medizinstudium an der Friedrich-Schiller-Universität Jena (FSU Jena) bewerben, über 
Vorabquoten zugelassen werden, die an ein Vergabesystem gebunden sind, welches 
sich an der Versorgungssituation im Freistaat orientiert. 

Jedoch muss deutlich darauf hingewiesen werden, dass dies lediglich eine 
flankierende, nicht aber eine, die Grundproblematik des Mangels lösende Maßnahme 
darstellt. 

Für uns jedoch völlig unverständlich ist, dass dieses System für ein Medizinstudium 
eingeführt, für ein Zahnmedizinstudium aber nicht einmal in die Diskussion gebracht 
wird. 

Grundsätzlich entsteht insoweit der Eindruck, dass der Gesetzgeber nicht zwischen 
Medizin und Zahnmedizin unterscheidet und die Zahnmedizin im Begriff der Medizin 
inkludiert sieht. Dies ist jedoch nicht zutreffend. Die Hochschulen differenzieren 
zwischen beiden Studiengängen. Sollte der Gesetzentwurf die Zahnmedizin bereits als 
erfasst betrachten, dann bedarf es in jedem Fall einer Klarstellung durch Aufnahme 
des Begriffes Zahnmedizin. 

Dies gilt umso mehr, als sich die Ausführungen zu „Problem und Regelungsbedürfnis" 
im vorliegenden Gesetzentwurf wortgleich auch für die Skizzierung der zukünftigen 
Entwicklung im zahnärztlichen Bereich übernehmen lassen. 

Die Versorgungssituation bei Zahnärztinnen und Zahnärzten wird sich in den nächsten 
5 - 10 Jahren einschneidend verschlechtern. Ca. 30 % aller tätigen Zahnärztinnen und 
Zahnärzte wird bis dahin in den Ruhestand gehen und ein Großteil davon findet keinen 
Praxisnachfolger. Diese Situation muss zu vielfältigen gegensteuernden Maßnahmen 
führen. Eine solche kann die Vergabe von Studienplätzen an Bewerberinnen und 
Bewerber sein, welche sich verpflichten, in Gebieten mit absehbarer oder bereits 
vorliegender zahnärztlicher Unterversorgung tätig zu sein. 

Unsere Auswertungen zeigen, dass aktuell von den jährlich ein Zahnmedizinstudium 
aufnehmenden Studierenden lediglich  ca.  35 - 40 % eine dauerhafte zahnärztliche 
Tätigkeit nach ihrem Studium in Thüringen aufnehmen. Bei einer 
Studienplatzkapazität von 60 Studienplätzen pro Studienjahr reicht dies schon jetzt 
bei weitem nicht aus, um zukünftig den Bedarf an Zahnärztinnen und Zahnärzten zu 
sichern. Maßnahmen, um noch mehr Studierende nach ihrem Studium in Thüringen zu 
halten, sind daher kurz- und mittelfristig von zwingender Notwendigkeit. Diesem 
vordergründigen Ziel wäre auch durch die Maßnahme einer „Landzahnarztquote" - wie 
im vorliegenden Gesetzentwurf - näherzukommen. Ergänzend dazu müssen auch 
finanzielle Anreize -wie im Beschluss 7/4628 zu Drucksache 7/1124 
(Niederlassungsförderung für Zahnärzte und Apotheker)- endlich umgesetzt werden. 
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Bei der Erarbeitung eines entsprechenden Gesetzentwurfes wie auch bei der 
tatsächlichen Umsetzung der Vergabe von Studienplätzen können wir Ihnen die 
Unterstützung unserer beiden Körperschaften zusichern. 

Freundliche Grüße 

Landeszahnärztekammer Kassenzahnärztliche Vereinigung 
Thüringen Thüringen  

Präsident Vorsitzender des Vorstands 
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Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend 
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte auf leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu weichem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

1. 

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z, B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstatt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThtlrBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann  welter  mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 33 

Name Organisationsform 

cs  gc,a,,---a(0, ,  kw, P" .74 (-7,4  

I 
Geschäfts- oder Dienstadresse  

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 
'44 e.giel ‘4 leo 444 /4  

Postleitzahl, Ort 9  go  V.  ay,,  

2 . 
Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürEletelidokG) 

Name Vorname 

I Geschäfts- oder Dienstadresse I Wohnadresse 

(Hinwels: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 

1 



3.  Was Ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs, 1 Nr. 3 ThürBetelldokG) 

Sert4.4 ve.,r+rie ( gi‚e 7 71t e Vki 

;74 tif kt Ci 4f14  C,  g 1  ' .3 ' W 4 

4.  

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen Insgesamt eher 

I befürwortet, 
, abgelehnt, 
< ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr, 4 ThürBeteildokG) 

er i6 6 fri . 1':.4( r / 11 (.7 A.  V 

16 4 7 ,9 ti(af,  Y cipi
t
yy.ci 

5.  
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThUrBeteildokG) 

i ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) A nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

4 utiete e 
 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

J\--' per E-Mail 

i per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürtileteildokG) 

1 ja nein (weiter mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

2 



7. 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Betelligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThOrBeteildokG) 

(- ja  
nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. 
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss 
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

1,0 i , M ., x . apz_3 
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Landes- 
zahnärztekammer  

Thüringen  
Kassenzahnärztliche Vereinigung 

THÜIRINGEN 

Thüringer Ministerium für 
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 

Werner-Seelenbinder-Straße 6 
99096 Erfurt 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht Unser Zeichen, Unsere Nachricht Ansprechpartner  Datum 

16.02.2023  

Stellungnahme im Anhörungsverfahren 

Entwurf eines Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetzes - ThürHSiG 

Sehr geehrter Herr , sehr geehrter Herr , 

die Landeszahnärztekammer Thüringen und die Kassenzahnärztliche 
Vereinigung Thüringen geben folgende gemeinsame Stellungnahme im o. g. 
Anhörungsverfahren ab. 

Der vorgelegte Entwurf des ThürHSIG berücksichtigt die zahnmedizinische 
Versorgungssituation nicht. Dies ist aufgrund der als bekannt vorauszusetzenden 
kritischen Situation nicht zu akzeptieren. 

Die zahnmedizinische Ausbildung an der FSU Jena ist ebenfalls in den 
Gesetzentwurf aufzunehmen! 

Die Gewinnung approbierten Nachwuchses für die Versorgung aller Patientinnen und 
Patienten Thüringens ist eine der größten aktuellen Herausforderungen für das 
Gesundheitswesen in Thüringen. Aufgrund der deutschlandweiten demographischen 
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Rahmenbedingungen steht Thüringen dabei in einem immer härter werdenden 
Wettbewerb zu den anderen Bundesländern. 

Insoweit sind Maßnahmen, die den in Thüringen ausgebildeten Nachwuchs an den 
Freistaat hinsichtlich einer anschließenden Berufsausübung, insbesondere in 
versorgungskritischen Gebieten, binden, notwendig und geboten. Hierzu bleibt auch 
weiterhin unabdingbar, die Studienplatzkapazität in Thüringen sofort auszuweiten. In 
Anbetracht und Kenntnis der notwendigen zeitlichen und sächlichen 
Herausforderungen, die hierfür erforderlich sind, ist die Nutzung in- und ausländischer 
Kapazitäten für die notwendig schnelle Erhöhung umzusetzen. 

Dies vorausgesetzt, unterstützen wir den mit dem Entwurf vorgenommenen Ansatz, 
dass Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf einen Studienplatz für das 
Medizinstudium an der Friedrich-Schiller-Universität Jena (FSU Jena) bewerben, über 
Vorabquoten zugelassen werden, die an ein Vergabesystem gebunden sind, welches 
sich an der Versorgungssituation im Freistaat orientiert. 

Jedoch muss deutlich darauf hingewiesen werden, dass dies lediglich eine 
flankierende, nicht aber eine, die Grundproblematik des Mangels lösende Maßnahme 
darstellt. 

Für uns jedoch völlig unverständlich ist, dass dieses System für ein Medizinstudium 
eingeführt, für ein Zahnmedizinstudium aber nicht einmal in die Diskussion gebracht 
wird. 

Grundsätzlich entsteht insoweit der Eindruck, dass der Gesetzgeber nicht zwischen 
Medizin und Zahnmedizin unterscheidet und die Zahnmedizin im Begriff der Medizin 
inkludiert sieht. Dies ist jedoch nicht zutreffend. Die Hochschulen differenzieren 
zwischen beiden Studiengängen. Sollte der Gesetzentwurf die Zahnmedizin bereits als 
erfasst betrachten, dann bedarf es in jedem Fall einer Klarstellung durch Aufnahme 
des Begriffes Zahnmedizin. 

Dies gilt umso mehr, als sich die Ausführungen zu „Problem und Regelungsbedürfnis" 
im vorliegenden Gesetzentwurf wortgleich auch für die Skizzierung der zukünftigen 
Entwicklung im zahnärztlichen Bereich übernehmen lassen. 

Die Versorgungssituation bei Zahnärztinnen und Zahnärzten wird sich in den nächsten 
5 - 10 Jahren einschneidend verschlechtern. Ca. 30 % aller tätigen Zahnärztinnen und 
Zahnärzte wird bis dahin in den Ruhestand gehen und ein Großteil davon findet keinen 
Praxisnachfolger. Diese Situation muss zu vielfältigen gegensteuernden Maßnahmen 
führen. Eine solche kann die Vergabe von Studienplätzen an Bewerberinnen und 
Bewerber sein, welche sich verpflichten, in Gebieten mit absehbarer oder bereits 
vorliegender zahnärztlicher Unterversorgung tätig zu sein. 

Unsere Auswertungen zeigen, dass aktuell von den jährlich ein Zahnmedizinstudium 
aufnehmenden Studierenden lediglich  ca.  35 - 40 % eine dauerhafte zahnärztliche 
Tätigkeit nach ihrem Studium in Thüringen aufnehmen. Bei einer 
Studienplatzkapazität von 60 Studienplätzen pro Studienjahr reicht dies schon jetzt 
bei weitem nicht aus, um zukünftig den Bedarf an Zahnärztinnen und Zahnärzten zu 
sichern. Maßnahmen, um noch mehr Studierende nach ihrem Studium in Thüringen zu 
halten, sind daher kurz- und mittelfristig von zwingender Notwendigkeit. Diesem 
vordergründigen Ziel wäre auch durch die Maßnahme einer „Landzahnarztquote" - wie 
im vorliegenden Gesetzentwurf - näherzukommen. Ergänzend dazu müssen auch 
finanzielle Anreize -wie im Beschluss 7/4628 zu Drucksache 7/1124 
(Niederlassungsförderung für Zahnärzte und Apotheker)- endlich umgesetzt werden. 
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Bei der Erarbeitung eines entsprechenden Gesetzentwurfes wie auch bei der 
tatsächlichen Umsetzung der Vergabe von Studienplätzen können wir Ihnen die 
Unterstützung unserer beiden Körperschaften zusichern. 

Freundliche Grüße 

Landeszahnärztekammer Kassenzahnärztliche Vereinigung 
Thüringen Thüringen  

Präsident Vorsitzender des Vorstands 
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Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Hausärztesicherungsgesetz 

1.  

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBetelidokG; Hinwels: Wenn nein, dann  welter  mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

Thüringer Hausärzteverband e.V. Eingetragener Verein 

Geschäfts- oder Dienstadresse 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 
Krusewitzstrasse 12A 

Postleitzahl, Ort 
99867 Gotha 

2.  Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) 

Name Vorname 

E] Geschäfts- oder Dienstadresse E Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 



3.  Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBetelldokG) 

Hausarzt 

4.  

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

nx befürwortet, 
D abgelehnt, 
Ex ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

5.  
Wurden Sie von der Landesregierung gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum 
Gesetzgebungsvorhaben einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeteildokG)  

DX ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) D nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert?  

CI per E-Mail 

0 per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG) 

0 ja GX nein  (welter  mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 



7. 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteildokG)  

DX ja  ii nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

Kranichfeld 17.02.2023 



THÜRINGER 
HAUSÄRZTEVERBAND e. 

TMASGFF 

Pf 90 03 54 

99106 Erfurt 

Vorstand, 1. Vorsitzender  

Mitgliederverwaltung 

Donnerstag, 16. Februar 2023 

Anhörung zum „Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz" 

Sehr geehrter Herr  

der Thüringer Hausärzteverband begrüßt den Gesetzentwurf der Landesregierung zum 
Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz und bedankt sich für die Möglichkeit der 
Anhörung. 

In Punkt A, Problem und Reglungsbedürfnis, greifen Sie in Absatz 6 und 8, auf den 
Masterplan 2020 vom 31.03.2017 zurück, zu dem wir anmerken, dass dieser weiterhin 
auf die Umsetzung und die Implementierung in das Studium wartet. Der Thüringer 
Hausärzteverband vertritt den Standpunkt, dass dieser Masterplan 2020, mit 
verändertem Studium, in die hausärztliche Versorgung der Zukunft sehr positiv wirken 
wird. Dies nicht nur durch die Studienplatzvergabe, sondern insbesondere auch durch 
Praktika und verpflichtende Prüfungen im Fach Allgemeinmedizin. 

Die in Absatz 11 beschriebene und vom Thüringer Landtag beschlossene „Haus-und 
Facharztquote" von 6% der Medizinstudienplätzen begrüßen wir, empfehlen allerdings, 
sich alleinig auf zukünftige hausärztliche Tätigkeit zu beschränken. Allein in den letzten 
6 Monaten ist die Anzahl der freien Hausarztsitze von 68 auf 78 gestiegen. 

In Punkt B, Lösung, bemerken Sie, dass die zukünftig über diese Quote ausgebildeten 
Arzrinnen einen nicht unbeachtlichen Zeitraum in einem von unterversorgten 
betroffenem oder bedrohtem Gebiet tätig sein werden. Wir gehen sogar davon aus, 
dass diese Ärzrinnen dort ihren Lebensmittelpunkt aufbauen, Familien gründen und 
sich dauerhaft dort ansiedeln. 

In Punkt D, Kosten, Ansatz 1, können wir feststellen, dass wir, sollte ein von uns 
entsandtes hausärztliches Mitglied in die Auswahlkommission aufgenommen werden, 
die Kosten für Schulung und Entschädigung dieses Mitgliedes als maßgeblicher 
Berufsverband übernehmen werden. 



unsere Empfehlungen zum Gesetzentwurf 

§1 Zulassung 

(/)2 c) für die Dauer von mindestens 5 Jahren eine hausärztliche Tätigkeit in Vollzeit, 
oder äquivalenter Teilzeit mit mindestens 30 Wochenstunden, in einem 
Bedarfsgebiet nach § 2 Absatz 1 in Thüringen auszuüben. Die Zeiten für Mutterschutz 
und Elternzeit sind nicht anzurechnen, die Tätigkeit darf hierfür aber 
unterbrochen werden. 

Begründung:  

Teilzeit, Mutterschutz und Elternzeit werden nachgefragt werden und sind somit vorab 
zu regeln. 

In der Weiterbildung zur Fachärztin/ zum Facharzt durchlaufen die Kolleginnen bereits 
stationäre und ambulante Abschnitte (5 Jahre), wovon mindestens 2 Jahre in einer 
Hausärztinnen -Praxis zu absolvieren sind. Dies oft zwischen dem 25.-32. Lebensjahr. 
Der hier zur Anhörung beratende Gesetzentwurf bezieht sich auf die verpflichtende Zeit 
nach der Facharztprüfung. 

Werdegang zur Hausärzein: Mindestens 6 Jahre Studium, mindestens 5 Jahre 
Facharztausbildung, dann Beginn der hier besprochenen Verpflichtung. 

Folgen weitere 5 verpflichtende Jahre, so ist der Lebensmittelpunkt oft räumlich 
festgelegt. Eine dauerhafte Ansiedlung somit wahrscheinlich und der von uns 
vorgeschlagene Zeitraum von 5 Jahren ausreichend. 

(2) Eine Öffnung für weitere Facharztrichtungen, die nicht an der hausärztlichen 
Versorgung teilnehmen, befürworten wir nicht. Hier schlagen wir folgendes vor. 

Zusätzlich werden 4% der Medizinstudienplätze für eine Förderung der 
fachärztlichen Niederlassung in fachärztlich unterversorgten Gebieten nach 
einem gesonderten Gesetzentwurf vorgehalten. (Wir besprechen gerade die 
Anhörung zum  Hausärztesicherstellungsgesetz ThürHS1G) 

§ 2 keine Anmerkungen 

§ 3 Vertragsstrafe 

(1) Die Bewerberinnen und Bewerber verpflichten sich in einem öffentlich-rechtlichen 
Vertrag zu einer Vertragsstrafe in Höhe von bis zu 108.000E, für den Fall, dass... 

Begründung: 

Es sind nicht die gesamten Kosten des Studiums zu zahlen (250.000E), da aus den 
jungen Bürgern ja Humanmediziner erwachsen sind, die an der Versorgung in 
irgendeiner Weise teilnehmen. Ausreichend, um dem Ziel der dauerhaften Ansiedlung 
nahe zu kommen, erscheinen die veranschlagten Studiengebühren der neuen HMU-
Universität Erfurt (1.500E/pro 72 Monate). 



§ 4 Auswahlverfahren 

(1)Satz 2: Zur Vorbereitung der Auswahlentscheidung setzt sie eine fachkundig 
besetzte Auswahlkommission ein, zu der auch mindestens eine erfahrene 
Hausärztin oder ein erfahrener Hausarzt mit aktueller hausärztlicher Tätigkeit in 
Thüringen gehört. Dieses Mitglied der Auswahlkommission wird vom Thüringer 
Hausärzteverband e.V. entsandt. 

Begründung:  

Neben der Kassenärztlichen Vereinigung hat der Thüringer Hausärzteverband e.V. die 
größte Expertise in der hausärztlichen Versorgung, den Sorgen und Nöten in den 
Regionen Thüringens und verfügt über einen Pool von engagierten, thüringenweit 
agierenden Kolleg*innen, welche die Landesregierung in Ihrem Vorhaben und die 
Universität Jena im Auswahlverfahren unterstützen können. 

(2) 

1. bis zu 30 Punkte für die in der Hochschulzugangsberechtigung ausgewiesenen 
Duchschnittsnote, 

2. bis zu 30 Punkte für das Ergebnis eines standardisierten und strukturierten 
fachspezifischen Studierfähigkeitstests, 

3. (mit 4 alt) bis zu 20 Punkte für eine einschlägige angeschlossene Berufsausbildung 
in einem medizinnahen Bereich, oder einer Berufstätigkeit in einem medizinnahen 
Bereich, von der maximal 2 Jahre berücksichtigungsfähig sind, 

4. (neu) bis zu 10 Punkte für gemeinnütziges, ehrenamtliches Engagement. 

5. bis zu 10 Punkte.... 

keine Änderungsvorschläge 

Begründung: 

Abiturnote und positives Testergebnis erachten wir als sehr gute Prediktoren, der Test 
ist aber nicht überzubewerten. 

Abgeschlossene Berufsausbildung oder Berufstätigkeit erachten wir als gleichwertig. 
Ein abgeschlossenes Studium betrachten wir nicht als auswahlfähig in diesem Rahmen. 

Wir gehen davon aus, dass ehrenamtlich engagierte Bürgerinnen auch eher in 
Thüringen bleiben werden. 

5 Verordnungsermächtigung  

keine Änderungsvorschläge 



§ 6 Evaluation 

keine Änderungsvorschläge 

§ 7 Gleichstellungsbestimmung 

keine Änderungsvorschläge 

§ 8 Inkrafttreten 

keine Änderungsvorschläge 

Mit freundlichen Grüßen  

Vorsitzender des Thüringer Hausärzteverbandes e. V. 



Mitteilung nach § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG über angehörte Stellen außerhalb der Landesverwaltung zum Gesetzentwurf ... 

§ 5 Abs. 1 ThürBeteildokG: 
In der Beteiligtentransparenzdokumentation sind folgende Informationen zu vermerken: 
1. die Namen der natürlichen und juristischen Personen unter Angabe ihrer Organisationsform, 
2. die Geschäftsadresse juristischer Personen sowie die Geschäfts- oder Dienstadresse natürlicher Personen; Wohnadressen natürlicher Personen werden nur verlangt, wenn 

keine andere Adresse vorliegt, und werden nicht veröffentlicht, 
3. Schwerpunkt der inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit der natürlichen oder juristischen Personen, 
4. Zusammenfassung der wesentlichen Inhalte des Beitrags zum jeweiligen Gesetzgebungsverfahren, 
5. für den Fall einer Eigeninitiative der natürlichen oder juristischen Person Angaben zu Anlass, Form und Inhalt der Eigeninitiative, 
6. beteiligte Anwaltskanzleien haben ihren Auftraggeber zu benennen. 

Mit Angabe der Informationen nach den Nummern 1 bis 6 haben die Beteiligten zu erklären, ob sie ihre Zustimmung 
zur Veröffentlichung ihrer Beiträge im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens geben; auch bei Nichtveröffentlichung 
der Beiträge mangels Zustimmung werden die Informationen entsprechend den Nummern 1 bis 6 als verpflichtende 
Mindestinformationen veröffentlicht. 

Die Angaben geben die von den Beteiligten übermittelten Informationen wieder. Eine Gewähr für deren Richtigkeit kann von der Landesregierung 
nicht übernommen werden. 

Name und ggf. Organisationsform  gem.  Zi. 1: 

Landesseniorenrat Thüringen 

Gremium im Verein zur Förderung von 
Mitwirkung und Teilhabe älterer Menschen in 
Thüringen e.V. 

Adresse  gem.  Zi. 2: 

Schillerstraße 36 

99096 Erfurt 

des Landes  

Tätigkeit  gem.  Zi. 3: 

Gremium der Meinungsbildung, der 
Interessenvertretung und des 
Erfahrungsaustausches auf dem Gebiet der 
Seniorenpolitik für die Seniorinnen und Senioren 

Zusammenfassung des Inhaltes  gem.  Zi. 4: 

Der Landesseniorenrat stimmt dem Gesetzentwurf zu 
Die Zustimmung zur Veröffentlichung des gesamten Beitrags  gem.  § 5 Abs. 1 S.2 im Internet: 

+ wird erteilt. X wird nicht erteilt. (Zutreffendes bitte ankreuzen) 



Mitteilung nach § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG über angehörte Stellen außerhalb der Landesverwaltung zum Gesetzentwurf ... 

§ 5 Abs. 1 ThürBeteildokG: 
In der Beteiligtentransparenzdokumentation sind folgende Informationen zu vermerken: 
1. die Namen der natürlichen und juristischen Personen unter Angabe ihrer Organisationsform, 
2. die Geschäftsadresse juristischer Personen sowie die Geschäfts- oder Dienstadresse natürlicher Personen; Wohnadressen natürlicher Personen werden nur verlangt, wenn 

keine andere Adresse vorliegt, und werden nicht veröffentlicht, 
3. Schwerpunkt der inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit der natürlichen oder juristischen Personen, 
4. Zusammenfassung der wesentlichen Inhalte des Beitrags zum jeweiligen Gesetzgebungsverfahren, 
5. für den Fall einer Eigeninitiative der natürlichen oder juristischen Person Angaben zu Anlass, Form und Inhalt der Eigeninitiative, 
6. beteiligte Anwaltskanzleien haben ihren Auftraggeber zu benennen. 

Mit Angabe der Informationen nach den Nummern 1 bis 6 haben die Beteiligten zu erklären, ob sie ihre Zustimmung 
zur Veröffentlichung ihrer Beiträge im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens geben; auch bei Nichtveröffentlichung 
der Beiträge mangels Zustimmung werden die Informationen entsprechend den Nummern 1 bis 6 als verpflichtende 
Mindestinformationen veröffentlicht. 

Die Angaben geben die von den Beteiligten übermittelten Informationen wieder. Eine Gewähr für deren Richtigkeit kann von der Landesregierung 
nicht übernommen werden. 

Name und ggf. Organisationsform  gem.  Zi. 1: 

Thüringischer Landkreistag 

Eingetragener Verein  

Adresse  gem. Zi. 2: 

Richard-Breslau-Straße 13 

Tätigkeit  gem. Zi. 3:  

Interessenvertretung der Thüringer Landkreise 

Zusammenfassung des Inhaltes  gem.  Zi. 4: 

  

Der Gesetzentwurf wird begrüßt, es wird eine Erweiterung auf den Bereich des öffentlichen Gesundheitsdienstes gefordert 

Die Zustimmung zur Veröffentlichung des gesamten Beitrags  gem.  § 5 Abs. 1 S.2 im Internet: 

+ wird erteilt. X wird nicht erteilt. (Zutreffendes bitte ankreuzen) 



3. Im Rahmen des parlamentarischen Anhörungsverfahrens eingebrachte Beiträge

Die folgenden natürlichen und juristischen Personen haben sich im Rahmen des parlamentarischen
Anhörungsverfahrens beteiligt.

Thüringer Hausärzteverband e.V.
Kassenärztliche Vereinigung Thüringen
Verband der Privatkliniken in Thüringen e.V.
Friedrich-Schiller-Universität Jena
Berufsverband Deutscher Internistinnen und Internisten
Universitätsklinikum Jena Ärztescout Thüringen
Verband der Ersatzkassen e.V.
Fachschaftsrat Medizin der FSU Jena
Bundesvertretung der Medizinstudierenden in Deutschland e.V. (bvmd)
Stiftung für Hochschulzulassung
AOK Plus
Landesseniorenrat Thüringen
Universitätsklinikum Jena
Landeskrankenhausgesellschaft Thüringen e.V.
Gemeinde- und Städtebund Thüringen e.V.
Thüringischer Landkreistag e.V.
Wirtschaftsrat der CDU e.V., Landesverband Thüringen
Landeszahnärztekammer Thüringen, Kassenärztliche Vereinigung Thüringen

Die Beiträge der Beteiligten sind in der Beteiligtentransparenzdokumentation nur enthalten, wenn die
Zustimmung zur Veröffentlichung erteilt wurde.



Formblattzur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtenfransparenzdokumentatlonsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichteE, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fail als verpfiichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiiigtentransparenzdokumentatlon
veröffentlicht, ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Infernetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut ieserlich ausfüHen und zussmmen mH der Stellungnahme sendent.

2y;we)chem\Gesetzenfwürf-habenSiö.siGh schn^ ;.":

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausärztesicherstellungsgesetz-ThürHSiG")
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549 -

^""-•l

2.1::^i

Habeh.Sje^sich 3ls^fertreter;ejh^rjuristischen Person ;geäußert, d.,h-^als Vertretereine^
VereinJgung^türljcher^Pei^onen:öd@r Sachen ;(z< B, Vere|n^GmbH;;AGreihget^
ßer^ssenschaftjQäer.öffentiichö Anstalt,: Körperschaft
öffentliche n- Rechts)? : " .;::;;^''^;;1.'' '•~::^:'^:^:Y- ;:^:;.''ü':;l^:-^:^L\:-:^.^^:;:.:^'l^ll'.^":^':;\'" ^'^^/•y:'

(§5 Abs.-l Nr. 1,2 ThürBistelldokG; Hinweis: Wenn ne!n^

Name:;..:-:-';:"—.:'i.;:: -^":'." '1: •^:'";.;-'---' :/--^..^'-„:

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Üi^anjsatjotisfömri. ^:- ^.r ^: /^^ °^^^

Thüringer Hausärzteverband e.V.

Krusewitzstraße 12A

99867 Gotha

H9Üen5i^iGh^lQ;09turIJche:P&rson geäußerte ä;:hr]alspri^ ::^;:
(§5ÄÜ3.'1:Nn.^.2^hürBeteHdc^Q)T:^.-''^;L'-;/--,7;\;j^'^:-^:^^ ;'';.^ ^ :,-1^ :;,:'-

Name Vorname

a Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis; Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. DieWotinadresse
wird In keinem Fall veröffentticiit.)

Straße, Hausnummer



Postleitzahl, Ort

[3..^
W9s:istder SGh:werpunkt:lhrer:inhait|ichen;od6r;,berüflichenTäti
.(§;5-Abs.1 Nr. S.ThtirBeNdoKG) .•:-':.~^:'- •^;:1 :":.:^ .'•'- •'.' ":•'. '••••~'\ ;^.^'^1::. ;-•:.'-

Vorsitzender des Th. Hausärzteverbandes e.V.

Haben Sie In Ihrem,schrifflichen\Beitrag.die entWQrfenen:Regeluhg^^

? befürwortet,
D abgelehnt,
D ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!

(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteifdokG)

Wir sehen konkreten Anderungsbedarf in §§ 1, 3 und 4

!5^'
Würde>n:S!e vom Landtag gebeten, einenschriftHehen Beitrag zum Gesetzgebungsyprhaben
einzüretGheh?^';,..,,-.;-'..^ •:/ :•:','"..". •-^. '^.:- ^".^ -:-."/' "^;;. '.^ ', •.'. .•:••:::'. ;..^ -^ ^.-1'1';:;;';.^;^:

<§^Abs."1;Nr.:5.ThürBetelldokG)::": ••',:. ;-:-::• "'••• ^. ;",. ;.^.-.'.:1';.?;'•. ,;;\,^ •- '.;; -'.'..::;:' ';. r:"-".^;

ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) a nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben; Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

per E-Mail

D per Brief

1'6.'?':'

Haben.Sie^ich als Anv^ltskanziei:im Auftrag .einesAuftraggebe
9 m Gesetzg eby ngsverfahren7 bete11 igt?
<§ SAbä;:rNn:eThür@eteH<Jol<G)./

D Ja D nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggebert



7,.

Stimmen Sie einer yeröffentlichunglhresschrift)^^^
Beteiiigtentränsparenzdokumeritatjppzu? :-:: .^ , \: ,1^ '^ /. Y •; \,
(§5;Abs;:1Satz2Thür0eteildo!<G) ^ ;:; - ; : :- ! - ; ^, ;:-

ja nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
In den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschiuss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

|:.Ort,Datum.;, ; :, : : - -;:':. ,: ".:. ^"','.:.:""

Kranichfeld, 22.11.2023

Unterschrift':.'" '^;; "1:\.. '. 1-.1;;:1:;'\'1\';.. -::'v;:";1.^';.. ;'.^1
' '• '• '•' • •' .'.'."'.'.! '/ . /

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



' Vors and, f, Vorsitzender

, THÜRINGE ülf
*. lYlHglieüerven

HAUSÄRZTEVERBAND e
Krusewitestr. 12a

Thüringer Landtag S^o36

fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung
Mittwoch, 22, November

^ürgen-Fuchs-Strasse l 2023" ""*>

99096 Erfurt
Thüringer Landtag

Zuschrift
7/3066

zu Drs. 7/8549

Anhörungsverfahren gemäß §79 zum „Gesetz über die Unterstützung der
Sichersfellung der hausärzflichen Versorgung in Gebieten mit besonderem
öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesichemngsgesetz -ThürHSiG)

Sehr geehrte Frau Baierl,

der Thüringer Hausärzteverband begrüßt den Gesetzentwurf der Landesregierung zum
„Thüringer Hausärztesichersteilungsgesetz" und bedankt sich für die Möglichkeit der
Anhörung. Gern verweisen wir auch auf unsere Stellungnahme vom 16. Februar 2023.

In Punkt A, Problem und Re0lungsbedürfnis, greifen Sie in Abs, 5 und 7, auf den
Masterplan 2020 vom 31.03.2017 zurück, zu dem wir anmerken, dass dieser weiterhin
auf die Umsetzung und die Implementierung in das Studium wartet. Der Thüringer
Hausärzteverband vertritt den Standpunkt, dass dieser Masterpfan 2020 in die
hausärztiiche Versorgung der Zukunft sehr positiv wirken wird.

In Abs. 2 kann noch die Versorgung in Hospizen hinzugefügt werden, die ebenfalls
überwiegend in hausärztlicher Betreuung liegt.

In Abs, 12 empfehlen wir folgende Formulierung am Ende des Absatzes; „Die
Kassenärztliche Vereinigung Thüringen kann sich hierzu der Expertise des Thüringer
Hausärzteverbandes bedienen.

Punkt B, Lösung: Keine Anmerkungen

In Punkt D, Kosten: Aufgrund der "seit Gründung- guten Zusammenarbeit des
Thüringer Hausärzteverbandes mit der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen
empfehlen wir, die vorgesehene personelle Besetzung für die Durchführung der
Bewerbungs- und Auswahlverfahren, sowie der administrativen Aufgaben bei der
Umsetzung des Gesetzes, bei der Kassenärztllchen Vereinigung Thüringen
anzusiedeln.



unsere Empfehlungen zum Gesetzentwurf

§1

2 b) ... und für die Dauer von mindestens zehn Jahren eine hausärztliche Tätigkeit in
Vollzeit, oder äquivalenter Teilzeit mit inincfestens hälftiger Tätigkeit, in den
Gebieten auszuüben, für die ....

Die Zeiten für Mutterschutz und Eliernzeit sind nicht anzurechnen, die Tätigkeit
darfhierfüf aber unterbrochen werden.

Es fehlen generell Regelungen zur Unterbrechung der Tätigkeit

Begründung:

Teilzeit, Mutterschutz und Elternzeit werden nachgefragt werden und sind somit vorab
zu regeln.

fn der Weiterbildung zur Fachärztin/ zum Facharzt durchlaufen die Kolleginnen bereits
stationäre und ambulante Abschnitte (5 Jahre), wovon mindestens 2 Jahre in einer
Hausärzt*innen -Praxis zu absolvieren sind. Dies oft zwischen dem 25.-32. Lebensjahr.
Der hier zur Anhörung beratende Gesetzentwurf bezieht sich auf die verpflichtende Zeit
nach der Facharztprüfung. Es werden Familien gegründet werden.

(2) Eine Öffnung für weitere Facharztrichtungen, die nicht an der hausärztlichen
Versorgung teilnehmen, widerspricht der Intention mit dem Gesetz die hausärztliche
Versorgung zu verbessern.

Nach der (im Vergleich zur Berechnungsgrundlage der Kassenärztiichen
Bundesvereinigung abgeänderten Thüringer Berechnung der Bedarfsplanung mit
Stärkung der Päcfiater und vermidertem „Bedarf" an Aligemeinmedi2!ner*innen)
jährlichen Bedarfsplanung fehlen immer zahlreiche Hausärzte, (derzeit ca. 90)

Auch die geförderten Sicherstellungsmaßnahmen betreffen nach unserer Kenntnis
ausschließlich Haus- und Augenärzte.

Im Gebiet Gera erleben wir bereits, was geschieht, wenn die hausärztliche Versorgung
nur noch von wenigen Kolle(finnen geschultert werden muss. Die Notlage dort ist
sicher auch bis in den Landtag gedrungen.

Sollte sich nun zufällig im ersten Jahr nach der Approbation für eine beliebte
Facharztgruppe ein kleines Fenster einer vorübergehenden Notiage Öffnen, so kann der
Absolvent oder die Absolventen in das Jeweilige Fach wechseln, obwohl bereits nach
wenigen Monaten wieder genügend Bewerber für diese Fachrichtung vorhanden ist.

!m augenärzttichen Bereich sehen wir die gleichen Probleme wie in der hausärztlichen
Versorgung. Hier ist es der Kassenärztlichen Vereinigung aber durch eine bereits
erfolgte Entbudgetierung gelungen, die Versorgungszukunft zu verbessern.

§2 keine Anmerkungen



§ 3 Vertragsstrafe

(1) Wir befürworten eine Vertragsstrafe von bis zu 108.000€.

Begründung:

Es sind nicht die gesamten Kosten des Studiums zu zahlen (250.000€), da aus den
jungen Bürgern ja Humanmediziner erwachsen sind, die an der Versorgung in
irgendeiner Weise teilnehmen. Ausreichend, um dem Ziel der dauerhaften Ansiedlung
nahe zu kommen, erscheinen die veranschlagten Studiengebühren der neuen HMU-
Universität Erfurt (1.500€/pro 72 Monate).

§ 4 Auswahlverfahren

(1)Satz 2: „Zur Vorbereitung der Auswahlentscheidung setzt sie eine fachkundig
besetzte Auswahlkommission ein", ist in unseren Augen nicht ausreichend
konkretisiert.

Unser Vorschlag:

Zur Vorbereitung derAuswahlentscheidung setzt die zuständige Stelle eine fachkundig
besetzte Auswahlkommission ein.

Diese besteht aus mindestens drei Personen und setzt sich aus

mindestens einer Hochschullehrerin oder einem Hochschullehrer auf Vorschlag
der medizinischen Fakultät der FSU,

einer Ärztin oder einem Arzt aus der hausärztlichen Versorgung

und einem weiteren Mitglied mit ärztlicher Sachkunde zusammen.

Die Tätigkeit in der Auswahikommission ist vertraulich zu behandeln, insbesondere
dürfen Inhalte desAuswahiverfahrens nicht an Dritte weitergegeben werden,

Die Berufung erfolgt für das jeweilige Auswahlverfahren und kann wiederholt
ausgesprochen werden, Für die Tätigkeit in der Auswahlkommission wird eine
angemessene Vergütung nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz
geleistet. Reisekosten ersetzt.

Begründung:

Es ist im Gesetz auszuschließen, dass die Auswahl ohne entsprechende Expertise
erfolgen kann. Die Entschädigung ist zu regeln.



Weiterhin fehlen Regelungen zu den zu machenden Angaben der Bewerberin, des
Bewerbers.

Unser Vorschlag:

Die Bewerbung muss neben den Angaben zur Person der Bewerberin oder des
Bewerbers folgende Unterlagen enthalten;

1. beglaubigte Kopie der für den Studiengang Humanmedizin berechtigenden
Hochschuizugangsberechtigung,

2. tabellarischer Lebensiauf einschiEeßlich eines Anschreibens mit Darstellung der
persönlichen Beweggründe für die Bewerbung im Rahmen der Vorabquote

3. beglaubigte Kopie des Personalausweises oder Reisepasses und

4. Mitteilung, dass der Prüfungsanspruch im Studiengang der Humanmedizin nicht
verloren wurde und dass keine sonstigen Immatrikulationshindernisse voriiegen,

§ 5 Verordnungsermächtigung

keine Anderungsvorschläge

§ 6 Evaluation

keine Anderungsvorschläge

§ 7 GIeichsteliungsbestimmung

keine Anderungsvorschläge

§ 8 inkrafttreten

keine Anderungsvorschläge

Zu den Fragen der Fraktion der CDU:

Ltd Nr): Ja

Ltd Nr 2: Nein

Eine Antwort bedarf einer strukturierten Analyse der Probleme der Jeweiligen
Fachbereiche. Zu den Protesttagen der ambulanten Medizin vernahm ich keine
Andeutungen zu Vorabquoten. Es ist mir auch nicht klar, wie in den Bereichen -und ob
überhaupt" Unlerversorgung definiert ist.

Mit freundlichen Grüßen

Vorsitzender des Thüringer Hausärzteverbandes e. V,

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datonerhübung

nach § 6 Abs, 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder Juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag en einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hgt, ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildoRG) verptilchtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben " soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden !n jedem Fall g!s verpflichtende
Mtndestlnfonnationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteiidokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr Inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut iesQt-fich ausfallen und zusammen mit der Stellungnahme sendQnl

! Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesetz Über die Unterstützung der Sfcherstellung der hausärztlichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem Öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausärztesicherstellungsgesetz-ThÜrHSIG-)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549 -

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. a)s Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene

Genossenschaft oder Öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffenllichen Rechts, Stiftung des
Öffentlichen Rechte)?
(§ 6 Abs, 1 Nr. 1»2 ThÜi'BetelldokG; Htnweis; Wenn nein, dann wölter mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name

Geschäfts- oder Dtenstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Orgsmisationsform

Körperschaft des öffentlichen Rechts

Kassenärzttiche Vereinigung Thüringen

Zum Hospitalgraben 8

99425 Weimar

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson?
[g 5 Abs, 1 Nr. 1,2 ThürBetslldokG)

Name Vorname

Geschäfts- oder Dienstgdresse ^ Wohnadresse

tilnwejs: Abgaben zur Wohnacfresse sind nur erforderllBhi wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
vird In ((einem Fall veröffentiicht.)

Straße, Hausnummer



3.

4.

5.

3.

Postleitzahl, Ort

Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhallfichen oder beruflichen Tätigkeit?
[§ 5 Abs, 1 Nr. 3 ThürBetelldokG)

Hauptgeschäftsführer der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

[>; befürwortet,
abgelehnt,

:X ergänzungs- bzw. änderungsbedürftlg eingeschätzt?

Bitte fassen Siö kurz die wesötitlichen Inhalte (Kemaussage) Ihres schriftliche n Beitrages zum
3esetzgebungsverfahren zusammen!

;§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteKdokO)

Das ThürHSiG Ist ein sehr wichtiges Vorhaben, um auch zukünftig die Slcher-
Stellung der ambulanten Versorgung insbesondere im ländlichen Raum zu

jnterstützen. Es stellt eine wertvolle Ergänzung der bereits In Thüringen auf den

/Veg gebrachten Instrumente der NachwuchsgewEnnung dar.

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben
iinzureichen?
§5Ab5.1Nr,5ThürBeteifdokG)

K Ja (Hinweis; weiter mit Frage 6) nein

Venn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

n welcher Form haben Sie sich geäußert?

per E"Mail

< per Brief

iaben Sie steh als Anwattskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen
im Geset^gebungs verfahren beteiligt?
i 5 Abs. 1 Nr. 6 ThÜrBeteitdokG)

ja ^ nein (weiter mit Frage 7)

Venn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



7.

ätimrtneft Sie einer yeröffenfllchung Ihres sohrlftHchen Beitrages In der
BeteiHEilentrahsparehzdökumentattöhxu?
(§ 8 Aha. 1 Satz: 2 TTiürBetäHdokO)

ix ja C nein

Mit meiner Unterschrift versichere Ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
In den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mltteifen,

Ort, Datum

Weimar, 21. November 2023

Untersc

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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7/3073

zu Drs. 7/8549

KassenSfrilcha VefBlröBURg'niürinsanlPoslfach Z0f9|flfl40t Weimar

Thüringer Landtag
Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit
und Glelchsteilung
Jürgen-Fuchs-Str. 1
99096 Erfurt

per E"Mail; poststell8@thuerfnger-landtag.de

Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Unterstüteung der Slcherstellung der
hausärztllchen Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf

Thüringer Hausärztesicherstelfungsgesetz - Anhörung

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns für die Übersendung des Gesetzentwurfes „Thüringer Gesetz
zur Unterstützung der Slcherstellung der hausärzfllchen Versorgung in Gebieten
mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesichersteifungsgesetz
ThürHSiG)".

Zunächst möchten wir auf die Fragestellungen zum Beratungsgegenstand durch
die Fraktion der CDU eingehen;

1. Halten Sie es für richtig, nur Bewerber im Rahmen der Vorabquote zu
akzeptieren, die sich zu einer hausärztlichen Tätigkeit verpflichten und
keine Bewerber, die sich eventuell für eine fachärztliche Niederlassung
entscheiden würden?

Die KV Thüringen plädtert weiterhin dafür, dass eine Vorabquote auch für die
ambulante fachärztliche Versorgung zielführend ist. Mit Blick auf die Entwicklung
der offenen Vertrags arztsitze im fachärztfichen Versorgungsbereich empfehlen wir
neben den Hausärzten mindestens folgende weitere Fachgruppen in die
Quotenregelung aufzunehmen:

- FacharztfürAugenheilKunde
- Facharzt für Dermatologie
- Facharzt für Neurologle/Psychiatrie

Facharzf für Innere Medizin und Rheumatofogie

Darüber hinaus ist die Aufnahme einer Regelung sinnvoll, wonach bei Bedar
aufgrund sich neu ergebender Unterversorgungen weitere Fgchgebief
perspektivisch möglicherweise aufgenommen werden können.

2. Hielten Sie eine Ausweitung des Gesetzentwurfes und der vorliegende
Regelungen im Rahmen der Vorabquote auch auf die Fachbereich
Zahnmedfzin und Pharmazie für zielführend? Wäre diese Ausweitung i
Rahmen dieses Gesetzes möglich und wie könnte eine Regelung aussehen

Auch fn den Fachbereichen der Zahnmedizln und Pharmazie zeichnet sich ein
Fachkräftemangel ab und gezielte Maßnahmen zur Sicherung diese
Fachbereiche sind notwendig. Wir gehen davon aus, dass die einzelne
Fachbereiche zum Teil andere Rahmenbedingungen haben und vor anderen
Herausforderungen stehen und daher dieses Gesetz nicht ohne Weiteres für die

Haupfgeschäflsftlhrer

Zum Hospllalgraboft 6
99425 Weimar
tnlömef; v/wwMda

Sachb8arbeitef( -Iti);

Te!
Fa
E-Ma
Vorgangs-Nr

DaEum: 24,11,2023
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entsprechenden Fachbereiche übertragen werden kann. Um das Gesetz zeitnah durchzusetzen und
nicht weiter zu verkompllzieren, empfehlen wir davon abzusehen, Regelungen für diesen Fachbereich
hier mitaufeunehmen, sondern diesem Thema gesondert Beachtung zu schenken.

Zu den einzelnen Regeiungsinhaiten wird im Folgenden kommentiert.

Kommentierung;

l Allgemeines

Aus Sicht der KV Thüringen wird der vorliegende GeseizenhA/urf begrüßt. Aus unserer Sicht ist das
ThürHSiG ein sehr wichtiges Vorhaben, um such zukünftig die Sjcherstellung der ambulanten
Versorgung insbesondere im (ändiichen Raum zu unterstützen. Es stellt eine wertvoHe Ergänzung der
bereits !n Thüringsn auf den Weg gebrachten Instrumente der Nachwuchsgewinnung dar.

Das übergeordnete Ziel ist die Sicherstetlung von den unterversorgten ländlichen Regionen. Nicht,
dass die Arztinnen und Arzte nach der verträglichen Verpflichtung den Standort wechseln, oder das
Bundesland verlassen. Aus diesem Grund sehen wir es als essentiell auch die Regionen (Landkreise)
miteinzubezlehen, um den Arztinnen und Ärzten die ärztliche Tätigkeit unter gßgebenen Umständen so
angenehm und somit auch möglichst langfristig zu gestalten. Dies könnte etwa in Form von
Beschäftigung des Partners, Kita- und Schulplätze für die Kinder, Unterstützung bei Immoblllen- oder
Grundstückssuche sowohl privat als auch beruflich sein.

il Kommentierung im Einzelnen

Zu § 1 -Zulassung

Bei sechs Prozent von derzeit 286 Studien pl ätzen an der Medizinischen Fakultät der FSU Jena stehen
für die Vorabquote lediglich 17 Studienplätze zur Verfügung. Um die ambulante Versorgung weiter zu
stärken empfehlen wir, dass die Mögiichkelten, die der Gesetzentwurf bietet, genutzt werden, So sollte
die Vorabquote auf 10 Prozent eines Jahrgangs ausgeweitet werden und deren Geltungsbereich auch
die fachärztliche Grundversorgung umfassen,

Weiterhin sehen wir die verpflichtende Dauer von mindestens zehn Jahren als unverhältnismäßig. ,Mit
Blick auf die Pflichten etwa beim Thüringen Stipendium (A Jahre) oder der Niederlassungsförderung
des Ministeriums (5 Jahre) empfehlen wir die Dauer auf fünf Jahre zu reduzieren. DLirch den Trend der
Teilzeitarbeit bei Nachwuchsärzten kann die Bindung an Thüringen über die fünf Jahre hinaus
verlängert werden ohne mit einer zu langen zeitlichen Verpflichtung abschreckend auf potentielle
Bewerber zu wirken.

Zu S 2 - Besonderer öffentlicher Bedarf. Bedarfsaebiete

Die Feststellung eines besonderen öffentlichen Bedarfs wird gemäß § 2 Abs. 1 in dem Entwurf auf die
Planungsbereiche bezogen, für die der Landesausschuss der Ärzte und Krankenkassen gemäß § 90
Abs. 1 Satz 1 SGB V eine Feststellung nach § 100 Abs, 1 Satz 1 oder Abs, 3 SGB V getroffen hat.
Eine Einschafczung, ob auch in Zukunft ein besonderer öffentlicher Bedarf an hausärztlicher Versor"
gung besteht, wird durch das Gesundheitsministerium regelmäßig auf der Grundlage einer Prognose"
berechnung der KV Thüringen überprüft. Wir empfehlen für die Prognose be rech n u n gen einen Zeitab-
stand zwischen drei und fünf Jahren zu veranschlagen. Hintergrund ist die Tatsache, dass sich jähr-
liche Abgänge und Zugänge auf die Feststellung nach § 100 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 SGB V auswir-
ken und somit die Prognoseberechnungen beeinflussen,

Zu S 3 - Vertragsstrafe

Die Höhe der Vertrag sstrafe sollte hinterfragt werden, Vor allem in Hinblick darauf, dass bisher keine
finanziellen Unterstützungen an die Verpflichtenden während des Studiums gezahlt werden und sollte
dann ins Verhältnis zur Höhe des gezahlten Stipendiums gesetzt werden.

Saite 2
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Wir empfehien außerdem zu überlegen, wie mit einem Wechselwunsch des Tätigkeitsortes derVer-
pflichteten während der Pflichtzeit umgegangen wird. Dsr Ortsweohsel muss nachvoilziehbar begrün-
det und von den zuständigen Stellen genehmigt werden. Gründe könnten ehwa zwiechenmenschliche
Probleme mit den Einwohnern, familiäre Änderungen oder Umstände ohne Einfluss des Verpflichteten
sein,

Zu § 4 - Auswahlverfahren

Keine Anmerkungen

Zu § 5 - Verordnungsermächtigung

Als Kasse n ärztliche Vereinigung Thüringen begrüßen wir eine aktive Mitwirkung an der Umsetzung
des ThürHSSG. Über unsere Verwaltungsstrukturen der ärztlichen Nachwuchsförderung Ist eine Mitar"
beit an der Umsetzung des Gesetzes möglich und aus unserer Sicht sehr sinnvoli. Wir betreuen bereits
unter anderem das „Kompetenzzentrum Weiterbildung Thüringen" gemäß § 75 a Abs, 7 Nr. 3 SGB V
sowie das Projekt „Ärztescout Thüringen" und weisen daher eine langjährige Erfahrung und Betreuung
von MedizinsEudierenden und Ärzten in Weiterbildung vor.

In anderen Bundesländern liegt zum Teil der komplette Bewerbungsprozess und die Auswahl der
Studierenden über die Landarztquote bei der Kassenärztllchen Vereinigung, Die KV Thüringen kann
sich vorstellen, als zuständige Steile zum Vollzug dieses Gesetzes zu agieren.

Weiterhin wünschenswert und wichtig wäre aus unserer Sicht eine aktive Begleitung der ausgewählten
Medizin studierenden während ihrer Studien- und Facharztweiterbiidungszeit durch gezielte
Fortbiidungsangebote aus der ambulanten Versorgung, Mentoring und einer aktiven Unterstützung bei
dem stetigen Aufbau eines regionalen beruflichen Netzwerkes. Somit könnte die Bindung der
angehenden Mediziner in Thüringen schon frühzeitig auch „mental" erhöht werden.

Unverzichtbar ist außerdem eine finanzielle Unterstützung der Medizin studierenden durch ein
besonderes Stipendium während der Studienzeit, welches durch unsere gemeinsame „Stiftung zur
Förderung der ambutanten ärztlichen Versorgung" angeboten und umgesetzt werden könnte. Eine
Finanzierung durch den Freistaat Thüringen wäre allerdings die Voraussetzung. Zudem sollte überlegt
werden, ob grundsätzlich weitere Stipendien in Anspruch genommen werden dürfen bspw. Thüringen
Stipendium,

Wir empfehien außerdem, die Teilnahme während der Weiterbiidung zum Facharzt für Allgemeinmedi-
zin an dem Seminar- und Mentoringprogramm eines Kompetenzzentrum Weiterbildung für min. ein
Jahr zu verpflichten. Dies fördert sowohl die Qualität der Weiterbildung und unterstützt die essentlelle
Netzwerkbildung,

Zug 6-Evaluatlon

Für die Evaluation sollen Daten erhoben werden, die eine Bewertung der Umsetzung und Wirksamkeit
des Gesetzes ermöglichen. Wir empfehlen, Im Gesetz eine Konkretisierung zu den Daten vorzu"
nehmen, die eine Bewertung der Umsetzung und Wirksamkeit ermöglichen. Dies könnte z. B. die Ent-
wicklung der Bedarfsgebjete, die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber, die Einhaltung der ver-
traglichen Verpflichtungen und die Steuerung der Bewerbungen um Vertragsarztsitze sein.

Die Kommentjerung zum Gesetzentwurf ergeht auch im Namen der Landesärztekammer Thüringen,

Bei weiteren Fragen können Sie sich gern an uns wenden.

F?diiQfie Grüße

lauptgeschäftsführe

Seite 3

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung
nach § 6 Abs. 1 des Thüringer BeteUigtentransparenzdokumentatlonsgesetzes

Jecfe natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftflchen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, Ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen,

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden In jedem Fall als verpflichtende
Mlhdestlnformationen gemäß § 6 Abs. 1 ThürBeteEidokG in der Beteillgtentransparenzdokumentatfon
veröffentlicht, ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut feserlich ausfütlw und zussmmGn mit dor Stelfungnahme sendBn! "

'Zu^lehem^ösie^htvvMrth^enSie'sfc^^ch

Thüringer Gesetz Über die Unterstützung derSicherstelIung der hausärztlichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem Öffentlichen Bedarf (Thüringer
HausärztesicherstelIungsgesetz^ThürHSiG-)
'Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549 -

'•f.^l

. . •••\\'< ;1;-.

^..'.T.'-:l\.

:2,^'^!

-'-^•'^

^^\

lti^en;Sje ^chjajs IVej^öir^nßrJürl^lfsc^
^^Iniäüng/hätPrllcherPerso^h bder;S^chep;(z.,@;-Ve?
^epö^sensäliaft ^ör ^ffsnt Ijche'Äns^a^iK^rperech^fticies Öffenfl iojien^Recl-its,;; Stlfti^,des^ ~^ ^
,<^tilcher|^b?.!^^^.l-^^^^IH'^^
(§^5'Abis-T;Nr'1 >^hürBöteliyoKG;-H(n\V6!s;.Wenii.he^,.dann^JtBF nnjtFi^g6^^VVenaJ^ ((önn.y/eltermlt' Ffage ,^;)^ ^^

Name

Verband der PrivatKliniken in Thüringen (VPKT)

Geschäfts" oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisatfonsform

e.V.

c/o Helios Fachkliniken Hlldburghausen GmbH

Elsfelder Straße 41

98646 Hitdburghausen

Ha|en;S^Jcf:rals^atürltch9;Persoo^e^^-^^
(§.5^bs.1\N^1;^^fB8tet(ci(^)./:; ,^1:'/'•,;''';;:^.^^

Name Vorname

a Geschäfts- oder Dlsnstadresse a Wohnadresse

(Hinweis; Angaben zurWohnadresse sind nur eriorderilch, wenn Keine anders Adresse benannt wird, Die Wohnadresss
Afird In keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer



Postleitzahl, Ort

E? ^a6:ist;yer;Schiw6rpunKt1hrer;Inh9]Pichen;ücie^b@ruf^
1(§ 5L^bs,,l^t^ir|i|)rß6t9iiÜoK(^:;^^':^;; ^'^

Interessenvertretung der Akut- und Rehakliniken in privater Trägerschaft In Thünn9en'
Mitwirkung an der Gestaltung guter Prozesse zur gesundheitl. Versorgung der Thüringer
Bürgerinnen

^^iri^Jn^hrern'sohFJfticlSn^ v^

\^ a befürwortet,
D abgeiehnt,
^ ergänzungs- bzw. änderungsbedürftlg eingeschätzt?

Bitte fassen Sie Kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) ihres schriffilchen Beitrages zum

Gesetzgebungs verfahren zusammenl

(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBe(eildokG)

?en vor, die konkreten Regelungen zur "zuständigen Stelle" sowie zum 'Äuswahl-
verfahren" nicht im Gesetz, sonder In elnsr oder mehreren Verordnungen entsprechend der In
§5 des Gesetzentwurfs gerogelten VO-Ermächfigung vorzunehmen. Grund: ggf. zukünftig not-
wendlge Anpassungen dieser Regelungen sind in einer VO leichter und insbesondere schneller
umsetzbar als im Gesetz.
Der Inhalt des Gesetzes soiite auf die hausärztllche Versorgung ausgerichtet bleiben.

?^:
•VVL^^Ste wm^l-ändjEggjgebel^n^einjsn^hf'ifflfchen iB^ftrag/zym^ Gfes€sfögehüng svot:hal)en
^^r^ic^h^^^:'^;;-;^^ ^^S^^'^ ;^)l'^'^S::''^;%.:^'i^:'
(§^6^,^r.^1T^^8fe){(ioKQ) 4

% ja (Hinweis; weltsr mit Frage 6) nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben; Ans welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

per E"Mall

per Brief

i'e.;i
^Hat^^sN^)SAin^lt|S^!T^|pi^^uftrg^ '^ine^uft ragiefce^; |n^sc^r!ft!ff!|i:6t^^e|träg^n
^ G ^et^^bu^\/0rfahi;6n^betel| gt7;t:^ ^ ^ -^ ^^: •l^^ ^ ^ ^, ^^:.^ ^ w^^^i^S-::
^ft^N^i^Thl^olöjÜo^)^;^^i\:'^

5t nein (weiter mit Prags 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggsberl

•^ l/--,



^t[mrn^n^ie^ni6^r?ntlichuri^!^
'Beteljfgteinrtr^pajre^zcfbfujimeinNtiöh^u?^^^
'^^^S^2^rB@te!ido^:j}^:;;,//^^^-^^

7^

W^ 4( Ja a nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde Ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mltteflen.

V^.<'h?.nri,dprPri.vfitl<ltnit<en.,. .., ..
,Ort,D^tur|i. 'Unte^hrlfttgjyg^^

Hildburghausen, den 23.11.2023

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Verband der Privatkliniken in Thüringen e.V.
Thüringer Landtag Geschäf
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Gfelchsteltung
Frau MRin Baierf Telefon: 03685/ 
Referatstelterfn Telefax: 03685/ 
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99096 Erfurt | -, ..^ _ ,_ ...r /" I Internet; www.vpkt.de
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Z u sc

Landtag
hrift
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zu Drs. 7/8549
21. November 2023

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherste! l u ng der hausärztllchen Versorgung in Gebieten
mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz -ThürHSlG-)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549 -

Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags

Sehr geehrte Frau MRin Baierl,
sehr geehrte Damen und Herren,

der Verband der Privatkliniken In Thüringen e,V. (VPKT) bedankt sich für die Möglichkeit/ zu dem im
Betreff genannten Gesetzentwurf Stellung nehmen und unsere Expertlse einbringen zu können. Dem
kommen wir gern nach.

Unserer Stellungnahme zu einzelnen Regelungen im Gesetzentwurf und/oder den zugehörigen
Erläuterungen bzw. Begründungen wollen wir vorausschicken:

Die Initiative des Landtags/ auf die der vortiegende Gesetzentwurf zurückgeht, wird von uns ausdrücklich
begrüßt. Die Sicherung der hausärztlichen Versorgung ist eines der zentralen Themen In der zukünftigen
Gesu n dhelts Versorgung der Thüringer Bevölkerung. Ohne diese j$t nicht nur mit einer deutlichen
Verschlechterung des Versorgungsgrads der Bevölkerung, sondern auch mit efnem Anwachsen der
Gesundheftsausgaben zu rechnen, well als Auswelchlösung wieder vermehrt Krankenhäuser In Anspruch
genommen werden, deren Strukturen für die in Rede stehende fehlende hausarztliche Versorgung vtel zu
teuer sind,

Der Umsetzung im Gesetzestext können wir grundsätzlich zustimmen. Im Hinblick auf die Lage der
öffentltchen Haushalte/ darunter auch des Haushalts des Freistaats Thüringen/ geben wir nachfolgend
AnreeunRen, deren Berücksichtigung zur Einsparung von Ausgaben sowie zur Vereinfachung
bürokratischer Verfahren beitragen könnte;
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l. Der Gesetzentwurf sieht die Einrichtung einer zuständigen Stelle vor. Während in § 5 geregelt Ist:
„Das... zuständige Ministerium bestimmt ... durch Rechtsverordnung

l. Die für den Vollzug dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verordnung
zuständige Stelle..//

Dies täs$t den Schfuss zu, dass die Zuordnung der zuständleen Stelle noch offen Ist und durchaus
auch die ßeauftragung einer bereits bestehenden Organisatlon/lnstltutfon beinhalten kann. Diese
Möglichkeit scheint eingeschränkt durch bereits Jetzt konkrete Vorstellungen zur Ausstattung und
Besetzung dieser zuständigen Stelle. Wir schlussfolgern dies aus den Aussagen auf Seite 4 der
Drucksache 7/8549 des Thüringer Landtags,
Die Zuordnung der Aufgaben der zuständigen Stelle zu einer bereits bestehenden
Organlsation/lnstitution (Z.B. LÄKT, UKJ) schlagen wir v.a. deshalb vor, well die prognostizierten
Kosten für die personetle Besetzung mit zunächst knapp 200 TEUR für die Auswahl von 17
Stu die nan fangen pro Jahr sehr hoch erscheinen.

2. Das in § 4 des Gesetzentwurfs geregelte Auswahlverfahren geht aus unserer Sicht in seinem
Detaitlierungsgrad an dieser Stelle (also im Gesetz) zu weit Wir verweisen auch hier auf dte in § 5
des Gesetzentwurfs geregelte Verordnungsermächtlgung, die unter Pkt. 2. b)auch die „formelleft
und inhaltlichen Ausgestaltung des Auswahlverfahrens nach §4 Abs. 2 Nr. l" dem ..„zuständigen
Ministerium ... im Einvernehmen mit .„ Ministerium anheim gibt.

Die konkrete Regelung des Auswahlverfahrens sollte aus unserer Sicht unbedingt in eine
Verordnung verwiesen werden, um notwendige Anpassungen in der Zukunft schneller
vornehmen zu können.

Konkret zum Gesetzestext möchten wir zu §4(11 folgenden HEnweis geben:

Im Entwurf des Gesetzestextes heißt es:
„Die zuständige Stelle trifft die Auswahl unter den Bewerberinnen und Bewerbern, falis die Anzahl von
Interessenten die Zahl der Studienplätze, die aufgrund der Quote nach § l Abs. l zur Verfügung stehen/
übersteigt,"

Dies heißt im Umkehrschluss; Falls die Anzahl der Bewerber gleich oder kleiner der Zahl der Studienpfätze
ist, gilt automatisch jeder dieser Bewerber a!s geeignet, Ist das gerechtfertigt?

BeantwortunR der Fraeen des Ausschusses für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Glelchstelluns

l. Halten Sie es für richtig, nur Bewerber Im Rahmen der Vorabquote zu akzeptieren/ die sich zu
einer hausärztlichen Tätigkeit verpflichten und keine Bewerber, die sich eventuell für eine
fachärztllche Niederlassung entscheiden würden?

Ja/ die aktuelle Orientierung auf Hausärzte halten wir für richtig ~ zumal in § l (2) de facto eine
ÖffnungsRlausel hin zu einer anderen Facharztrichtung in den Gesetzentwurf aufgenommen
wurde.

2, Hielten Sie eine Ausweitung des Gesetzentwurfes und der vorliegenden Regelung im Rahmen der
Vorabquote auch auf die Fachbereiche Zahnmedizin und Pharmazie für xielführend? Ware diese
Ausweitung im Rahmen dieses Gesetzes möglich und wie könnte eine Regelung aussehen?

Uns liegen keine Daten vor, um zu dieser Frage der Ausweitung auf die Bereiche Zahnmedizin und
Pharmazle Stellung zu nehmen. Sofern es hierfür Bedarf gibt/ würden wir dies nicht in dieses
Gesetz aufnehmen/ sondern separat regeln.
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Wir hoffen, dass wir unsere Gedanken nachvollziehbar darlegen konnten. Ergänzend stehen wir gern für
einen persönlichen Austausch zur Verfügung.

Geschäftsführer! n
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Anlage 4

Formblatt zur Datenerhebung

nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall ais verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr Inhaitllcher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Intemetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leserfich ausfüiien und zusammen mit der Sieftungnahme senden!

^u lichem ^O^etzenl^rfha^en Sie s

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem Öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausarztesicherstellungsgesetz-ThürHSiG-)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549"

•^'^:\

2.":.- .

. '.. "'-'i

:Häbeh:Sie^iGb;alsyertretereinerJür[sti?chen Pereon.geäüßert/d. h. a^
Vereinigüng.natürlicher Personen oderSachen^ (z.: B, Verein,^
:GenössensGtiä^;-Qder-:offentlicheAn^ . :
offentiiähen.Rechfs)?^ :7 -".^-^.•i-,^"^^1.";^^.;.-:'.-/';./;,'^..l:'. ^ ^- ^ //;;".:. •.::-.L:':;.".-'^::1\.':1^''

(§i5Abs>;1 Nr, :1, 2 ThürBeEeifdokG; Hinweis: Wenn:neSn,\dapn^

Name

Friedrich-Schiller-UmversitätJena

Geschäfts- oder Djenstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Körperschaft des öffentlichen Rechts

Fürstengraben 1

07743 Jena

Haben^ie^sichaJs natür(iche^Person'^eäußert/d^h.^ ^:: ': ^-:::^;V/
(§;6^s;1:,Nr;.'1.2:ThürBete!ldokG)^/;.;,,.,;;.:\'' •:••:-•••• ••\-::-:^".:; ^:., •;-.:/'.;, ^' ."'.";::'. -:.-;; .•':^ •:,'.; ::\': -';'.:;^'^^

Name Vorname

a Geschäfts-oder DEenstadresse D Wohnadresse

(Hinweis; Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird, DleWohnadresse
kWird in keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer



Anlage 4

3.^

^.•.;"

5, -^

Postleitzahl, Ort

Wss: ist der^Schwerpunkt Ihtennhaltöchen oder berufli^
(§'5At;(S.1.Nr.-3.ThürBeteildoKG)':^.,;.":- ••.'; ^-;;\ ;..,:•, ••/;.; "•:','. •",.^..;-. :.1'1:... ;;;:,-.'.' ''•"•,'•/ ;. -••.;'.',:._.•./-.

Wissenschaft

Haben^Sje in Ihrem, schnftlichen Beitrag dEe;entwörfenen;Regelung^^ ^ :;

0 befürwortet,

a abgelehnt,
a ergänzungs" bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) ihres schriftlichen Beitrages zum
3esetzgebungsverfahren zusammen!

:§ 5 Abs, 1 Nr. 4 ThürBeteildokG)

- Zustimmung zum Entwurf

- Beantwortung derAusschussfragen

Wurden Sie vom Landtag gebßten/elnen schriftlicher GesetzgebüngsvQrhaben::^ ;
iinzureichen?/.:'^:.^ ^A. :".i. ^'.^'-- ./';\1-'-.^:-''.'.^-1"..^1-::^:.:-^...;^ -:;--.;.1;'::.";:;'; ^<:~.^';'^'-"'-.-^:'""'-y,'y

§SÄÜs;.-l,Nr;:5:'?ürBQtetldp)<G):..:1.1;^",',-l':'-.:". ::"". :,;':"-..1.': :':-:..:^ ^.•:.:1'.: -',:-.• • ;'^?--:•::'.. •Y. '::Y^^';;-,-''-:',1--'

3 ja (Hinweis; weiter mit Frage 6) a nein

Nenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

n weicher Form haben Sie sich geäußert?

ä per E-Mai!

] per Brief

laben Sie sich als Anwaltskanzlei
:m Gesetzgßbungsyerfahren beteiijgt? ..^•^'';'^^^/^::^-:^^\:^:.\'/.'^^:\.,':'^^

),5Abs,l'f..Nr,6.ThÜr8eteildohG) -, : —:_..-• :.,-:.. •.',',/-./'.-"^ ^.'..' ' ~:: "•'--.•• ~. ^:-:". ^,:^:^'^^ ^.-^

] ja D nein (weiter mit Frage 7)

Venn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggebefl



Anlage 4

?.'.;;'llll

StimrnenSle^merVeröffentlichung Ihres schnftljchen Beitrages incler ; ^ ;, ^-:;Y :i^ -: :';
Beteiligtentransp^renzdokumsntatjonzu?: ;^:i : / ^ :-';^'^"^::\,^^
,(§^Abs.'lSatz5:ThürBeteHdokG)'1'•"^:,.:;:^ :;""^:;[: ^•:.::1 :' ;;'.;--::'., •:•,." .^ ': --;.;•:; ^-:. ^^. :,'.:':' '•^.^••^••^

B ja D nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und VoHständigkeEt der Angaben. Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteiSen.

Ort, Datum: ^ ^.::.:-;'-'^. ::1.'..: .'•.' "•-:;' ^:..:',' :^:'.;^:-;.|

Jena, den 23. November 2023

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Per E-Mail: poststelie@thueringer-landtag.de

Rechtsamt

FUrstengraben 1
07743 Jena

Telefon: 036419-402080

Jena, 23. November 2023

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung in
Gebieten mit besonderem Öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz -
ThürHSiG-)
Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags zu Drs. 7/8549

Sehr geehrte Damen und Herren,

für die Möglichkeit, zu dem Entwurf eines Thüringer Hausarztesicherstellungsgesetzes sowie den
vom Ausschuss beschlossenen Fragen Stellung zu nehmen, darf ich mich bedanken und für die
Frledrlch-SchlUepUnjversilät Jena dazu folgendes mitteilen:

1. Zu dem Gesetzentwurf hat dfe Universität keinen Anmerkungen. Die darin enthaltenen Regularien
sind transparent aufgeführt und das vorgesehene besondere Gewicht der Auswahlgespräche wird
mit den ausgewogenen Kriterien der Vorstufe und dem hier besonders berücksichtigten
strukturierten fachspezffischen Studierfähigkeitsfest (sog. Medizinertest) sowie dem reduzierten

Elnfiuss der Note der Zugangsberechtigung auch dem politisch artikulierten Willen gerecht

2. Zu den vom Ausschuss beschlossenen Fragen nehmen wir wie folgt Stellung:

Frage 1: Die alleinige ARzeptanz von Bewerbungen für eine hausärztfiche Tätigkeit wird unter
mehreren Gesichtspunkten als zielführend angesehen.

Zum einen ist die Anzahl der Studien p (ätze, die fm Rahmen dieser Vorabquote für Medizin verteilt
werden können " mit derzeit 17 - begrenzt und „überschaubar". Eine fachliche Erweiterung dieses
Kreises würde daher wahrscheinlich zu einer Reduzierung von Bewerberinnen und Bewerbern für
die hausärztliche Versorgung führen und damit dem politischen Willen einer besseren
hausärztlfchen Versorgung widersprechen. Zum anderen bestehen Zweifel, ob zu einem Zeitpunkt
vor Studjenbeginn seitens der Bewerberinnen und Bewerbern eine Vorab-Festlegung auf eine
Fachrjchtung bereits objektiv und seriös möglich wäre. Der Studienablauf beinhaltet erst im
klinischen Bereich eine stärker neigtingsorientierte Ausprägung. Da neben dem eigentiichen
Studienabschfuss dann auch noch im Anschluss die fachärztfiche Weiterbildung erfolgreich
absofviert werden soll/muss, würde man hier möglicherweise efne Auswahl unter den
Bewerberinnen und Bewerbern anhand einer „Zuordnung" vornehmen, die erst mehrere Jahre
später überhaupt erst relevant ist, Es wird daher ein Belassen der Verpflichtung auf eine

hausärztl!che Tätigkeit nachdrücklich empfohlen.



FRIEDRICH-SCHILLER"
UNIVERSITÄT

JENA

Frage 2: Eine Ausweitung des Gesetzesentwurfs und der Regelung im Rahmen der Vorabquote auf
die Sludiengänge Zahnmecfizin und Pharmazie Qeweils Abschlussziei Staatexamen) wird als nicht
zjelführend eingeschätzt.

Aus Sicht der Universität stünde ein hoher finanzielier Aufwand für ein solches fachspezifisches
Auswahlverfahren eine nur sehr begrenzte Anzahl an potentielien Platzen gegenüber. Unter der
Annahme der gleichen Quotierung wären dies für die Zahnmedizin gerade einmal drei bis vier
Studienplätze und für die Pharmazie ungefähr fünf Sludienplätze. Hier sollten vieimehr andere
Anreizsysteme geschaffen werden, um Studierende bzw. potentielle Absolventinnen und
Absolventen (frühzeitig) an Thüringen und einen zahnärztlichen bzw. pharmazeutischen Einsatz
hier vor Ort zu binden.

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatf zur Datenerhebung

nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
IViindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Betejligtenfransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den InternetseEten des Thüringer
Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut fesertich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

2u welchem :Gesetzentwürf:haben;Sie:sich schriftlich geau Gesetzentwurfs)'?^ ,^^^^^\

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sichersfellung der hausärztlichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem Öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausärztesfcherstellungsgesetz -ThürHSiG-)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549

1;':::,1

.2,:v':^|

tiäben.Sie^icbials yertretereiher Juristischen Person .geäußert, d^h^
Vereinigung :natpr!icher Personeh;oder-Sächen (z, B^::Verein^GmbH,:AG,^!ngetragene ^:; ,;, ;\;. .
Genbssßnsc,häft:oderöffentliche Anstalt, :Körpers<;h8ft des Öffentli^
öff?ht|icheh;Rechts)?.::;: •;' •:';;;';. ,1:;:^,';:.-^.:1;^' /^".":;-::,1 :: :^:,' '•1'1.';;'.';^^::^;:^::-.:"':;.1,': ;^J;;:?::,.

.{§i5'^bs.1:Nr/1, 2 JhürBeleSldokG;.Hinweis; Wenn nein, äann.yreiter mit Frage 2/Wenn Ja, dann weiter mit Frage.3.). .;.^„

Name

3erufsverband Deutscher Intermstinnen und tnternistenl
ä.V. (BDI)

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Eingetragener Verein

Berufsverband Deutscher Inte m isti n nen und
Intemistene.V. (BD!)

Schöne Aussicht 5

35193 Wiesbaden

H^b^ Sie sjdh^ natürliche Pei^qp^eaMßert^h^^^^ <; ^::; l^^.
(§•5 Abs;[1 Nr/1,3ThürBetejldokG)<;:;;^". ,. [\ .: ::'1^:...j:;.1^.1" ;: ;^",:::' ,, . :• ^.:'':'::;. • -^;;,:'"-',.:'..;:/1:'^ ::';-:".'-;

Name Vorname

D Geschäfts-oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderiich, wenn Keine andere Adresse benannt w!rd. Die Wohnadresse
wird in keinem Fall veröffentltehl.)

Straße, Hausnummer



Postleitzahl, Ort

Wäs.ist der Schwerpunkt Ihrerinhaltiichen oder be
.(§:5:Abs,^Nr..3ThÜrB@telldokG) ."•,:;'"••.:: ::".'., ". :-'• .•.•";'.1.:;^ •:.11' '•'•: .: :- "••• ,;„1::.:.:1

Interessensvertretung der Internistinnen und Internisten in Deutschland sowie die Förderung der beruflichen
Aus- und Weiterbildung.

Haben Sie m Ihrem schriftlichen Beitrag :die:entWQrfenen RegelLingeh insgesamt eher:

x befürwortet,

D abgelehnt,
D ergänzungs" bzw. änderungsbedürftlg eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!

(g 5 Abs. 1 Nr, 4 ThürBetelldokG)

|Der BDI stimmt dem Gesetzesentwurf in der Fassung vom 11. August 2023 zu und stellt für
[Auswahlgespräche nach §4 Internistinnen und Internisten aus der hausärztiichen Versorgung in
[Thüringen als Jurorinnen und Juroren gerne zur Verfügung.

51.
Wurden $ie;vom Landtag gebeten, einen schriftljcheh Beitrag zum Gesetzget?uhgsvorhaben
ejnzureicheri?;.'"'""/ :\''.: .-.••"".'•;, ^': 1:..; '}:"/^,..,.;:; ^. ,'-:^".'.'-'.'- ••.•''•:;:1^:;\ ^:

(§5Abs,t:Nr,'5-ThürBeteildat<G),l'l.^:'.-'':.;. .;.'7 .•:,', . :..:.,"•'^:-'': :.•'.;.;:.„; ."'•..•.: '""••1:

Ja <Hlnwels; weiter mit Frage 6) nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

!n welcher Form haben Sie sich geäußert?

X per E-Maii

D per Brief

ö;

HäÜoh^Sie'sich als Anwaitskanzleijm Auftrag eiries Auftraggebers^ ^^^^^^
^mGesetzgebungsverfahren beteiligt?:;, ,..'•'.1,.';::":.::1:"1:-. :'•'.;:• .•-'-::''::.^^\-!'\..^-^ ;>:::-.^:;

,(§,5:AÜs.1 Nr. 6'fThürBetelldokG).,'.1,.,;•;; . '•[:. ,•; ',•;„: •.; : •'•' \':, .",:"":' ,;• ^,:.";: ^::" :::,':V:', \ .V •;..': ;

Ja nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie ihren Auftraggeberl



7.:

;StimmehSie:einerVeröffent(jchuh9lhres:schrjftijchen
3etei!igtentransp£irenzÖQkumentation:zu?. ^:;:; : ; ::^ ' : ;: ^ ,
(§S;Abs;1.ISg(zl2'ThürBete!ldokG):. " : ' ' .':;;'1'/;1..";:.'; .:.":!.^ :'..;".:;'; .^•'. ::.'.:;1 :.

ja nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben, Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

^Qrt,:Datum^ •: - , , ..'\.,' ..':':'.: V:. .;•:.."•:. ;

Wiesbaden, 23.11.2023

.Unterschrift: "."-"-..... '. "•^..:-'.:.-1;;:':':....,;1:.'1::^":.\;

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet. 



BerufswbgfKf Deufsctiar fDlarnlsilnngn und htamlaten e.V,
Postfach •JS68 • ßSüOSWieabadan

Thüringer Landtag
Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit
und GfeichsteHung
Jürgen-Fuchs"Straß>e 1

Thüringer Landtag
Zuschrift

7/3079

zu Drs. 7/8549

Wiesbaden. 23.11.2023

Stellungnahme des Berufsverbandes Deutscher Internistinnen und
Internisfen (BDI) zum Gesetzentwurf für das Thüringer Gesetz über die
Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung in Gebieten
mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausär^tesichersfellungsgesetz - ThürHSiG)

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Berufsverband Deutscher (nternisfinnen und internistinner» e.V. (BDf) begrüßt
den Gesetzes entwurf der Landesregierung für das ThürHSiG.

Die Ausgestaltung der Vorabquote, die eine fachärzEIiche Weiterbildung in allen
Fachgruppen ermöglicht, die gern. § 73 Abs. 1a Satz 1 SGB Van der hausär^tfichen
Versorgung teilnehmen, findet die uneingeschränkte Zustimmung des BDI.

Positiv hervorzuheben ist ebenfalls, dass die zehnjährige Mindestdauer der
verpflichtenden hausärzttichen Tätigkeit nach § 1 Abs. 1 Nr. 1b ThürHSiG nicht mehr
ausschljeßfich in VollzeJt abzuleisten ist Des Weiteren enthält § 3 Abs. 4, ThürHSiG
eine Erläuterung der „besonderen Harte", mit deren Vorliegen es zu einem Verzicht
auf RÜckzahlungen der Förderung im Rahmen einer Vertragsstrafe kommen kann.
Damit wurde die Stellungnahme des BDI vom 16. Februar 2023 angemessen
berücksichtigt.

Gerne stellt der BDI für die Auswahigespräche nach § 4 ThürHSjG qualifizierte
Internistinnen und Internisten, die an der hausärztiichen Versorgung in Thüringen
teilnehmen, als Juronnnen und Juroren zur Verfügung.

Die vom Ausschuss beschlossenen Fragen der CDU-Fraktion beantworten wir, wie
folgt:

1. Halten Sie es für richtig, nur Bewerber im Rahmen der Vorabquote zu
akzeptieren, die sich zu einer hausärztlichen Tätigkeit verpflichten und
keine Bewerber, die sich eventuell für eine fachärztliche Niederlassung
entscheiden würden?
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Mit Blick auf die formulierte Zielsetzung des Gesetzentwurfes halten wir eine
Quotierung ausschließlich für Bewerberinnen und Bewerber, die sich für eine
hausärztliche Tätigkeit verpfiichten, für angemessen.

Eine Ausweitung der Vorabquote auf Fachgruppen, die die fachärztliche Versorgung
sicherstellen, erscheint im Rahmen des bestehenden Entwurfes nicht zielführend,
Dafür bedarf es aus Sicht des BDI einer gesonderten Regelung Z.B. im Rahmen
eines „Thüringer Fachärztesicherstellungsgesetzes" oder - alternativ - eine

grundsätzliche Umwidmung des vorliegenden Entwurfes in ein „Thüringer
Ärztesicherstellungsgesetz". Beide Alternativen müssten jedoch zwingend mit einer
Erhöhung der Studienplatzkapazitäten einhergehen.

Eine umfassende Quotierung aller Fachgruppen erscheint bei der Bekämpfung des
Ärztemangels zudem nicht zieiführend. Quotierungen Em fachärztlich ambulanten
Versorg u ngsbere ich sollten eine Ausnahme für ausgewählte Fachgruppen
darstellen. Stattdessen müssen gesetzliche Regelung struktureile Verbesserungen
ärztlicher Arbeitsbedingungen fördern, wie zum Beispiel eine umfassendere
finanzielle Förderung der ambulanten Weiterbiidung.

2, Hielten Sie eine Ausweitung des Gesetzentwurfes und der vorliegenden
Regelung im Rahmen der Vorabquofe auch auf die Fachbereiche
Zahnmedizin und Pharmazie für zielführend? Wäre diese Ausweitung im
Rahmen dieses Gesetzes möglich und wie könnte eine Regelung
aussehen?

Der BDI befürwortet grundsätzlich die Ausweitung der Vorabquoten auf die
Zahnmedizin und die Pharmazie mit Blick auf die gesundheitliche
Versorgungssicherheit der Bevölkerung in Thüringen. Diesbezügliche Regelungen
würden den vorgegebenen Rahmen des ThürHSiG jedoch deutlich überschreiten.

Eine denkbare Lösung wäre ein zusätzliches Zahnärzte" und Pharmazeuten-
Sicherstellungsgesetz oder die Umwidmung des vorliegenden Entwurfes in ein
„Thüringer Heilberufe-Sjcherstellungsgesetz".

Mit Blick auf den akuten Bedarf in der hausärztlichen Versorgung empfiehlt der BD1
das ThürHSiG zunächst in seiner vorliegenden Form zu verabschieden, zu
evaluieren und erst im Anschluss über die Notwendigkeit ähnlicher Vorabquoten in
der Zahnmedjzin und Pharmazie zu befinden,

Für Rückfragen und weitere Erläuterungen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Zada Ba
Vorsitzende, Landesverband Thüringen Stellv. Geschäftsführer

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung

nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftiEchen Beitrag an einem

Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer

BeteEligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteEldokG) verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende

Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation

veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Intemetseiten des

Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie ihre Zustimmung hierzu erteiien.

Bitte gut leserfich ausfüllen und zusammen mit der Steliungnahme senden!

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztiichen
Versorgung in gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausärztesichersteliungsgesetz - ThürHSiG")
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene

Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
(§5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein,dannweiter mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name

Studiendekanat der Medizinischen
Fakuität/Arztescout

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Kooperation KUT und UKJ

Carl-Zeiss-Straße 12

07743 Jena

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1,2 ThürBeteildokG)

Name Vorname

D Geschäfts" oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis; Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird in keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort



3.

4.

5.

6.

Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBeteildokG)

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

D befürwortet,

D abgelehnt,
a ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) ihres schrift!ichen Beitrages zum

Gesetzgebungsverfahren zusammen!

(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG)

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben

einzureichen?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeteildokG)

D ]ä (Hinweis: weiter mit Frage 6) D nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

in welcher Form haben Sie sich geäußert?

Q per E-Mai!

Q per Brief

Haben Sie sich als Anwalts kanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen

am Gesetzgebungsverfahren beteiligt?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG)

D ja D nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



7.

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der
Beteiligtentransparenzdokumentafionzu?
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteildokG)

a ja D nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss

des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

Ort, Datum Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet,



Formbiatt zur Datenerhebung
nach §5 Abs. 1 des Thüringer Beteillgtenfransparenzctokumentatlonsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag sn einem

Gesetzgebungsverfahren beteiligt haii Ist nach dem Thüringer
Beteillgtenlransparenzdokumentationsgesetz (ThÜrBetelidokG) verpflichtet, dfe nachfolgend erbetenen
Angaben " soweit für sie zutreffend " zu machen.

Die Informafionen der folgenden Felder 1 bis 6 werden (n Jedem Fall als verpflichtende
Mindestinfomiationen gemäß g 5 Abs, 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparetizdokumentation

veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den IntemetseHen des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie thre Zustimmung hierzu erteilen.

Bifte gut teserlicli susfüllen uncf zusammen mit der Steilungnahme senden!

; Zu welchem Geseteentwurf haben Sie steh schrfftlich geäußert (Titel des Geselzentwurfs)?

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Siohorstellung der hausärztlichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem Öffentliohen Bedarf (Thüringer
Hausärztosicherstellungsgesetz-ThürHSiG-)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549 -

1.

z.

Hgben Sie sich als Vertreter einer jurislischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z, B, Verein, GmbN, AG, eingetragene

Genossenschaft oder öffentliche Anstati, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des

öffentlichen Rechts)?
(§ 5 Abs, 1 Nr. 1,2 ThOrBetelldokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2, Wenn ja. dann weiter mit Frage 3.)

Name

o^v J^3^^t^>^\

Geschäfts- oder Dlenstadresso

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

OraanisaUonsform

.fc.L/ (l/&4<^

6a^^^</mü-t/i- % te. 2

3303;? ^^i.
-laben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson?
:§ 5 Abs. 1 Nr. 1,2 ThürBetetldokG)

^ame Vorname

3 Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

Hinweis; Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn kslne andere Adresse benanntwirö. Die Wohnadresse
i/frd fn fcetnem Fafl veröffenllicht)

itraße, Hausnummer



3,

4,

5.

6.

Postieitzahl, Ort

/\/as Ist der Schwerpunkt Ihrer inhaitlichen oder berufiichen Tätigkeit?
:& 5 Abs. 1 Nr. 3 ThÜrBeteildokG)

\^t[ri^i{^ ^^^[^HA^i^ {

-laben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

^ befürwortet,
3 ^ abgelehnt,

ergänzungs- bzw. ändern n gsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kemaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebung s verfahren zusammen!

§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThßfBetelldokG)

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben

ilnzureichen?
g 5 Abs. 1 Nr. 5 ThtirBsteildokG)

^ Ja (Hinwe!s:weitermitFrage6) i nein

/Venn Sie die Frage 5 yernelnt haben: Aus welchem Aniass haben Sie sich geäußert?

i welcher Form haben Sie sich geäußert?

i per E-Mail

^ per Brief o^ A^&^C ^<^ /t/^t/< ^J^^<A(-(.

laben Sie sich als AnwaKskanzlei im Auftrag slnes Auftraggebers mit schrlfliichen Beiträgen
im Gesetzgebungsverfahren beteiligt?
> 5 Abs. 1 Nr, 6 ThÜfBeielldokG)

ja ^ nein (weitermiiFrage?)

/enn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!

(l

J



J.

Stimmen Sie einer Voröffentlichung Ihres schrifllichen Beitrages in der

BeleiligtentransparenzdokumentatEon zu?
(§5 Abs. 1Sat?2ThürBeleildol<G)

7 ^ 0 nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Rlohtig!<eit und Vollständigkeit der Angaben, Änderungen

In den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungs Verfahrens mitteilen.

Ort, Dgtum

^A, 2^.^702^

Unterschrift^

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Landesvertretung
Verband der Ersatzkasscn e. V. . Postfach 90 04 16 . 99107 Erfurt Thüringen

Per Mali Ambutante Versorgung

Thüringer Landtag
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Gesundheit und Cieichstellung 99Q9?wwt
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Ansprechpartner;

G 24. November 2023

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sich erste! l un g der hausärztlichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichem Bedarf
CThüringer Hausärztesicherstellungsgesetz -ThürHSiG-)
Gesetzentwurf der Landesregierung

Drucksache 7/8549
hier: Steffungnahme im Anhörungsverfahren gemäß § 79 der GO des Thüringer

Landtags

Sehr geehrte Frau Ministerialrätin Baierl,
sehr geehrte Damen und Herren,

wir möchten als Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) die Gelegenheit nutzen, uns
im Rahmen des Anhörungsverfahren zum Gesetzesentwurf „Thüringer Gesetz über
die Unterstützung der Sicherstellung der hauärztlichen Versorgung in Gebieten mit
besonderem öffentlichem Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz -
ThürHSiG-)" zu äußern.

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) unterstützt die Bestrebungen der Landes-
regierung ausdrücklich, Hausärzte über Vorabquoten für die Niederlassung in (dro-
hend) unterversorgten Planungsbereichen im Freistaat Thüringen zu steuern. Auf-
grund dessen, dass diese Maßnahme erst in einigen Jahren ihre Wirkung entfalten
kann, ist zu prüfen, ob durch den Einsatz bspw. telemedizinischer Leistungen, Defe"

gation, koordinierte sektorenübergreifende Versorgung kurz- und mittelfristig erste

Schritte zurSjchersteliung der hausärztlichen Versorgung in Thüringen umgesetzt
werden können.

Ehrenamtficher Verbandsvorsitzend s • Hauptamtllche Vorstandsvorsitzend



Seite 2

Der Hochschulstaatsvertrag erlaubt eine Vorabquote von bis zu 10 Prozent der Stu-

dienplätze (=28), die in den Ländern per Landesgesetz für Studierende reserviert
werden können, die beispielweise verträglich eine Pflicht zur Niederlassung imje-
weiligen Bundesland eingehen. Diesen Weg beschreitet Thüringen nun per Gesetz.
Der Thüringer Landtag empfiehlt hier allerdings nur eine Quote von 6 Prozent (17
Studienplätze). Der Gesetzentwurf sollte an dieser Stelle korrigiert werden. Eine Er-
höhung der Vorabquote auf den Maxlmalwert von 10 Prozent sollte verbindlich im
Gesetz festgelegt werden. Dies ist aufgrund der aktuellen Versorgungslage in Thü-
ringen ebenso notwendig wie im Interesse einer verwaltungsökonomischen Umset-

zung des Gesetzes.

Zu den einzelnen Paragrafen:

S 1 - Voraussetzung für die Zulassung:
Die Studierenden verpflichtet sich per Vertrag für 10 Jahre nach Studium in die
hausärztliche Niederlassung zu gehen. Eine Änderung der Fachrichtung ist nur
möglich, wenn efn Antrag gestellt wird und entsprechende fachärztiiche Bedarfsge-
biete bestehen. Andernfalls droht eine empfindliche finanzielle Vertragsstrafe.

U.E. ist die Priorisierung auf die Ailgemeinmedizin sinnvoll, da aktuell und auch per-
spektivisch der Bedarf an Hausärztinnen und Hausärzten besonders groß sein wird,
denn Hausärzte dienen als Lotsen im Cesundheitssystem und können dazu beitra-
gen, die Versorgung effizienter zu gestalten. Mit Blick auf die zu erwartende Ambu-
lantisierung der Kliniken ist die Problematik in derfachärztlichen Versorgung weni-
ger akut.

.^ 2 - Definition von Bedarfsgebieten:
Diese werden nach § 90 und § 1 00 SGB V vom Landesausschuss der Ärzte und
Krankenkassen festgelegt.

Das Gesetz sieht keine feste Quote vor. Die vom Landtag empfohlene Richtgröße
(dann 10 Prozent) soii laut Begründungstext in der Thüringer Studienpiatzvergabe-
Verordnung festgelegt werden. Auf Basis einer Bedarfsprognose der KV Thüringen
kann die Höhe jedoch regelmäßig angepasst werden.

^ 5 - Verordnunasermächtiauna:
Eine „zuständige Stelle" für das gesamte Verfahren soil erst per Rechtsverordnung
benannt werden.

Davon ausgehend, dass der KV Thüringen die Aufgabe übertragen werden soll, ist
nicht nachvollziehbar, warum diese Zuordnung nicht bereits im Gesetz verankert
wird.



§ 6 - Evaluation:

Der Landtag wird alle 3 Jahre über die Wirksamkeit des Gesetzes informiert.

Nach unserer Auffassung ist die Evaluation öffentlich zugänglich zu machen. Zu-
mindest sollten aber die Krankenkassenverbände eingehende Informationen erhal
ten, da diese für die Gremien nach § 90a SGB V und dem Zuiassungsausschuss
Ärzte von wesentlicher Relevanz sind.

Zu den Fragen der Fraktion CDU (Anlage 3);

Ein Umschwenken auf eine fachärzdiche Weiterbildung sowie Niederlassung ist
möglich, sofern der Bedarf besteht. Wichtig bleibt jedoch, dass diel 0 Prozent Vor-
abquote für Hausärzte reserviert werden sollte. Alle anderen Studierenden (90 Pro-
zent) können sich fürjede beliebige Fachrichtung entscheiden. Aus Befragungen
und Erfahrungen ist bekannt, dass die meisten Studierenden eine fachärztliche Rich-
tung einschlagen - wodurch der Mangel an Hausärzten mitbegründet wurde. Es ist
demnach eine maßvoli lenkende Wirkung des Gesetzes.

Vorabquoten auch für Pharmazeuten und Zahnärzte befürworten wir hingegen nicht.
Diese sind nicht sinnvoll, da in diesen Bereichen (anders als im vertragsärztlichen
Bereich) keine Bedarfsplanung in Kombination mitZulassungssteuerung erfolgt.
Pharmazeuten können sich in jedem Bereich Thüringens niederlassen, auch wenn
diese bereits statistisch überversorgt sind. Sofern hierzu Änderungen angestrebt

wird, wären auch Vorabquoten eine flankierend sinnvolie Maßnahme.

Bei Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung,

Mit freundlichen Grüßen

Leiter der
Landesvertretung Thüringen

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Fomnblatt zur Datenerhebung

nach § 5 Abs. 1 des Thüringer BeteiHgtentransparenzdokumentafionsgesetzes

Jede natürliche oder Juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an ejnem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteiidokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mindestinformatlonen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der BeteiiigtentransparenzdoKumentatSon
veröffentlicht, ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den l nternef Seiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leseriich ausföifen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

;2ü .welchem Gesetzentwurf hgben;S [e sich schriftlichigeäü^

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztiichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausarztesicherstellungsgesetz-ThürHSiG")
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549"

^i:^\

2^'j

Habe^]ejsjcba!s;yerti^er/eine]\jurigtisch©n:Per^
yei^inig(üng:natüi1icher-Persohe^QderSachen,(2.}B.iV^
<^noss@hschaft.c)cieroffent]iche Anstalt, Kärpersc^
^ffentfichen-Rechts)?'^^:^^ :;^: ^;,.:^Y;;^. ^;1 '•;;.^ ;:-'^1 -:-^^:Y'. '•::—:'','l.;'iL.' ?;^1^:^^"';;;^':'.:'-:

(§^:^bs.'l Nr. '<» 2 ThürBetelldokG; Hinweis; Wenn nefn;:dann Weiter mit Fr^ge 2, Wenn Jai^danpwelter mit Frage 3;^^

Name

Fachschaftsrat Medizin der Friedrlch-Schiller"
Universität Jena

Geschäfts" oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahi, Ort

Organ is atjonsform

Körperschaft des öffenllkshen
Rechts

Nonnenplan 4

07743 Jena

Habßn;Sje^iGh:9!^nafüdicrtePerso^geäußeri,d^h.ais^Priy9tpers
[§^IA^..;('.Nn^,^TbürBet6JldokG)^:\\.;.;^.'/;:;;::;^^Y^-''^^ •^'.^..:::-^ ::^:^:'-''::-.i;. •:;''^:^::^-:^:I<

Name Vorname

D Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

;mnwefs: Angaben zurWohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. DieWohnadresse
i/irird in keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer



3,1.1;

:4.:.::

5.'"

Dost(eitzahi, Ort

^asJst der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen^ ;; ,. :' i'; ;: J;
^.6Al3s^'Nr..3ThürBeteUdpttG)',,:„.'„':;;;' "•:.-:, .••;. ^;:1;^:':'"^^.;" -."•,-. •'.":':; ::^:': :'.'•''. \-:ii-;' :'•..:. ^^:'1'

Vertretung der Interessen der Studierenden dsr mQdlzlnischen FaKultät an der FSU Jena

Fällen Sie in lhr@mschrfftlichen.Beitrgg die entwo^

3 befürwortet,
3 abgelehnt,
i^ ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

3itte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
3 esetzgebung s verfahren zusammen!
§ 5 Abs. •( Nr. 4 ThürBeteildokG)

Den Gesetzentwurf bewerten wir Insgesamt als positiv, sehen allerdings einige Lücken In den
beschriebenen Regelungen der Verträge und Verpflichtungen für die Studierenden.

Weiterhin möchton wir betonen, dass neben dorn Gesetzentwurf eine intensive Untersuchung
der Gründe erfolgen sollte, weshalb so wenige Studierende eine Niederlassung in Thüringen
anstreben und wie man diese Faktoren verbessern kann.

Vurderi Sie vorn Landtag gebeten, einen schrjftlichen BeitraQ zum.Gesetzgebüngsvprhaberi,< ".
tinzyr^ichen?'.,^; :' •.:,.••".'• J-::::1- •^:.:;"'.^';:'^','. :, :::""1''1.;1-;.J;...,. ;• '"'.:::<'1/\'.\.';::... "-'/.• :1.'':";;--':^.

^Abs.ltNr,5:ThürBßtelfdokß)i.1. /•';"'.' .::;' :,,;, .;'::.; •;:;.:"':\':;,;-•::,"-„;..: ;';• 1""1"; :-1^'.—':;::.-:, •:•"'•..•:.1-^..^. -

^ ja (Hinweis; weiter mit Frage 6) a nein

Venn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

i welcher Form haben Sie sich geäußert?

{ per E-Mail

l per Brief

laben Sie s|ch als:Anw^ttskanzlei im Auftrag eines Au
m:Gesetzgfebüngsverfahröri:böteillgt? ;^ :r\^ ^^:,;, ''•:::: ^ '•;: ^ :; < ^^;
.^Ab3,1,Nr;6'iFhÜreeteildökG)::-':::;''..:.[.;f:',^-,,\-^ ,:';,:. -;:-, ^,.;-1:'::-. 1..-1 ;::,/" ;,..-; • .1".^^ .;..:•.;1. ^... :^ • ^.:. •..''•;

ja nein (weiter mit Frage 7)

/enn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeberl



7:.:'

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der
Bet^!J!gtentransparen2dpkumenfalfohzu?^C::^:^^ /•^:: ,:; \;: :
(§6:Abs,1Satz2ThürBeteil(|o)<G) ; ; , :' : ^ ^ ; , :: / : ,: : ; ^

Ja nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

Ort, Datum^ ^ ,:.1^^: •.:•' '..•'•."'^ :"^:':.l:i..^:':••

Jena, den 19. November 2023

üntersclirift ^ {:;::;
 _• _" ' -L _ •:__'_"'.'

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Thüringer Landtag
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zu Drs. 7/8549

Telefon +49 (3641) 9 396 020
Telefax +49 (3641) 9 396 022

fachschaftsrat@med,uni"jena.de

Jena, 19. November 2023

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Thüringischen Landesregierung „Thüringer
Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung in

Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausärztesicherstellungsgesetz-ThürHSiG")

Sehr geehrte Damen und Herren,

gerne möchten wir unseren studentischen Standpunkt zum Gesetzentwurf der Landesregierung zur
Sicherstellung der hausärztiichen Versorgung in Thüringen mit Ihnen teilen.

Insgesamt sehen wir den von Ihnen erläuterten Ansatz einer Hausärzt;innenquote als sinnvoll und
plausibel an, jedoch gibt es einige Punkte, die unserer Ansicht nach kritisch betrachtet werden sollten.

Die Idee, junge Medizineninnen für die Tätigkeit in strukturschwachen Regionen zu gewinnen, ist
grundsätzlich verständlich. Allerdings sollte auch generell in Betracht gezogen werden, warunn die
ambulante Versorgung, insbesondere auf dem Land, als unattraktiv empfunden wird. Die
Ursachenforschung, warum junge Medizinerinnen nicht in Thüringen bleiben möchten, sollte intensiver
stattfinden und könnte mit als Hauptansatzpunkt für eine bessere ambulante Versorgung gedacht
werden. Eine generelle Verbesserung der Attraktivifät des Standortes Thüringen, vor allem in ländlichen
Regionen, könnte insgesamt zu einer nachhaltigen Verbesserung der ambulanten Versorgung
beitragen. Eine umfassende Aufklärung über die Vorteile und Möglichkeiten der Unterstützung zur
Niederlassung in diesen Regionen würde sicherlich einigen Studierenden den Einstieg in die ambulante
Versorgung erleichtern und eventuelle Hürden aus dem Weg räumen. Allgemein lässt sich jedoch
festhalten, dass eine ganzheifliche Attraktivitätssteigerung und Aufwertung des ambuianten Systems -
sowohl hausärztlich als auch fachärztlich - unvermeidbar scheinen, wenn man die vorliegende
Problematik gesamtheitlich läsen möchte. Denn insbesondere zu Niederlassungsbeginn stehen junge
Ärzt:innen oft vor großen Herausforderungen hinsichtlich Kostendeckung, wirtschaftiichem Arbeiten,
Bürokratie und Personalfragen, die den Einstieg und den Arbejtsalltag im ambulanten System oft
erschweren und langfristig ein Arbeiten in diesem System vermehrt unattraktiv gestalten. Nicht zuletzt
sind auch die mit regionaien Unterschieden durchaus schwierige politische Lage seitens starker
Unterstützung derAfD sowie rechtsextreme poiitische Einstellungen zu beachtende Punkte; Gerade für
zukünftige Kolleginnen, die teils selbst einen MigratEonshintergrund haben oder sich einer Minderheit
zugehörig fühlen, ist es schwer vorstellbar, sich überhaupt möglicher Anfeindungen bzw.
Diskriminierungen zu exponieren, was eine Niederlassung im ländlichen Gebiet zusätzlich erschwert.

Weiterhin wurden in den uns zur Verfügung gestellten Unterlagen wiederholt weitere
Studienplatzerhöhungen im Fach Medizin der Friedrich-Schiller-Universität Jena erwähnt. Wir möchten
dahingehend betonen, dass die Medizinische Fakultät bereits jetzt große organisatorische
Schwierigkeiten mit den erhöhten Studienplatzzahlen hat und sich diese bei weiterer Erhöhung immer
mehr auf die Qualität der Lehre auswirken wird. Sollte eine solche Erhöhung also vorgesehen sein,
sollte dabei auch dringend auf die Beibehaltung einer guten Lehre geachtet werden, welche bei
erhöhten Studierendenzahlen auch mehr Mittel für Räumlichkeiten, Material und Personal benötigen!

UniVERSITÄTS
KumKum
Jena

\AAA/w.fsr-medizin.uni-jena.de Seite 1 von 3
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Auch mächten wir unsere Bedenken hinsjchfIEch der 6%-Quote äußern, Wir können den Erläuterungen
des Gesetzesentwurfs nicht klar entnehmen, warum die durch den Masterpfan zur Verfügung stehende
10%"Quote nicht ausgereizt wird. Eine genaue Darlegung, aufweichen Überlegungen und Rechnungen
dieser Prozentsatz beruht, wäre wünschenswert. Weiterhin möchten wir uns kritisch gegenüber der
Verpflichtungsdauervon zehn Jahren äußern, da uns diese, zusammen mit der Studiendauervon sechs
Jahren und der FachärzUnnenweiterbildung von weiteren fünf bis sechs Jahren, als sehr lang
erscheint.

Auch haben wir die Sorge, dass es Bewerberinnen gibt, die die Vertragsstrafe von Beginn ihres
Studiums an in Kauf nehmen, um sich einen Studienplatz zu "erkaufen".

Aus den von Ihnen zur Verfügung gestellten Dokumenten stellten sich uns einige Fragen, die nicht oder
nur wenig ausführlich beantwortet wurden. Dazu gehört zum Beispiel die Frage, ob die
Fachärzt:innenweiterbildung ebenfalls in Thüringen absolviert werden muss. Eine Verpflichtung zur
Weiterbildung in Thüringen wäre auch bereits ein Schritt, um die ambulante Versorgung zu fördern. Als
weitere Unklarheit empfinden wir etwaige Unterbrechungen beziehungsweise Verzögerungen des
Studiums beispielsweise durch Promotionen, Eiternzeit oder Ausiandssemester. Sind diese erwünscht
oder muss das Studium in der RegelstudEenzeit absolviert werden? Was passiert bei endgültig nicht
bestandenen Staatsexamina und gilt ein Abbruch des Studiums als ein nicht nachkommen der
verträglichen Verpfiichtungen und führt somit zur Vertragsstrafe? Diese Fragen erscheinen uns im
vorliegenden Gesetzentwurf nicht ausreichend präzise beantwortet.

Die in den beigefügten Fragen aus Anlage 3 vorgeschlagene Ausweitung der Quote auf Fachärzte
erscheint uns grundsätziich sinnvoll, da auch im Bereich derambulanten Facharztversorgung ein großer
Mangel besteht. Wir sehen hierbei allerdings Probleme in der Umsetzung, da die Facharztausbildung
als attraktivere Option der Weiterbildung zum Allgemeinmediziner Konkurrenz machen könnte, weshalb
wir uns dafür aussprechen würden, bei der Debatte um den aktuellen Gesetzentwurf, die Hausärzt: innen
Im Vordergrund zu behalten. Die Einteilung einer Quote nach Bedarf einzelner Fachrichtungen stellt
eine weitere Schwierigkeit dar. Daher wäre hier zu en/vägen, eine separate Fachärztinnenquote
einzurichten, wobei die Studierenden, die auf diese Weise einen Studienplalz erhalten, nach
Studienabschtuss nach Bedarf in Fachgebiete zugeteilt werden könnten.

Bezüglich der zweiten Anfrage nach Ausweitung auf Zahnmedizin- und Pharmaziestudierende sehen
wir uns nicht in der Lage adäquat zu beurteilen, ob hier ein Mangel besteht. Sollte dies der Fall sein, so
würden wir entsprechende Maßnahmen ähnlich denen der Hausärztinnenquote für sinnvoll halten.
Eine genauere Einschätzung dieses Themenkomplexes ermöglichen vermutlich die Stellungnahmen
der betreffenden Verantwortlichen und Studierenden derZahnmedizin und Pharmazje.

Schlussendlich begrüßen wir den Ansatz der Thüringer Landesregierung, eine Hausärzt:innenquote
einzurichten, würden uns allerdings für Überarbeitungen in Details insbesondere der Größe der Quote
und der Dauer der Verpflichtung aussprechen. Zudem mächten wir die Wichtigkeit betonen, diese
Maßnahme als Teil einer größeren Strategie zu betrachten, die insbesondere eine Verbesserung der
Ausbildung und Arbeitsbedjngungen für Ärztinnen auf dem Land vorsehen sollte.

Mit freundlichen Grüßen

Vertreter des Fachschaftsrates Vertreter des Fachschaftsrates Vertreterin des Fach seh aftsrates

'UniVERSlTÄTS
KLinsKum
jena

www.fsr-medizin.uni-jena.de Seite 2 von 3
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Vetreterin des Fachschaftsrates Vertreterin des Fachschaftsrates Vertreter des Fach seh aftsrates

Vertreter des Fachs chaftsrates Vertreterin des Fachschaftsrates Vertreterin des Fachschaftsrates

Vertreter des Fachschaftsrates Vertreter des Fachschaftsrates

UmVERStTÄTS
KuniKum
jena

www.fsr-medizin.uni-jena.de Seite 3 von 3

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Anlage 4

Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesefzes

Jede natürEiche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiiigtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend -zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Faii a!s verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. I ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut ieserlich ausfüllen und zusammen mit der StelfungnahmQ senden!

2ü\ve!iChemj<^ä^ehtwiurfh9beri^ie^ich;schrtft]^^ ,'^ •'^:\..^

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausärztesicherstellungsgesetz »ThürHSiG-)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549 -

l-'^i

^'~^\

^ab^;Sie:sichäisVeftreter^nerJuristischen;Pqrsongeä^
Vereinigung ngtLjrlicher Personen ^der$achen^z,/8/Verä^
Geriossenscl^::oderöfferit|[ch^Anstalt,;Körp8rsqhaft^e^
Öffentlichen: F^hts)?'^^^::;^/^Y:^/^(^ ,^^^:-;;^^^:;;;.;,:.^-;,:'^1\-.:'-;:.;''7^^^,:^^

(§;5Abs.1Nr.1j2ThürBetelldokG;Htnwe]s;:Wennn6[n,dannweiterm[t:Frage2,^ ::'-,

Name

Bundesvertretung der Medizinstudlerenden
in Deutschland (bvmd)

Geschäfts- oder Dienstadrssse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsfom^

Eingetragener Verein

Robert-Koch-Piatz 7

10115 Berlin

Mab6n:Sjelsich.J9|sinatürti(?lw:Pers^n^e^ß^
(§:5A^'(:?:;l,>:2-Thüi-Betel^ot<G).' ^'l'.;';'"^';':''-':^.:!: '1^^1^;.''-':,'-^^'-^'.^^';\^-.;;:,^^^

Name Vorname

Q Geschäfts" oder Dienstadresse a Wohnadresse

(Hinweis; Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird, DleWohnadresse
wird In keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer



Anlage 4

.3.,^;:

4?

6^^

6.^

Postleitzahl, Ort

Was;ist,der Schwerpunkt Ihrermhaltlichen'oderberuflichert Tätigkeit^ ^ ^: ; ; ":^'i"^^i:::'
<§;5.Abs:lNr.:3..ThürBeteildoKö);-'l'l.;;,-^7^ ••.:;1. ;-.,:-.'.' .:':.-^ ^^::, \'- :';,;^5-;/;.;^::.':1:..

Infceressensvertretung der Medizinsfcudlerenden in Deutschland

}^aben^SieJn1htBmschriftlEch@n:Be)trag^die:i8ntWQrfenehBe^ insgesamt eher ^ :^;: : ^

a befürwortet,
ig abgelehnt,
a ergänzungs- bzw. ändern n gs bedürft ig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!

{§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBetelldokG)

Wir als bvmd lehnen die Einführung einer "Landarztquote"/ wie sie Em ThürHSiG gefordert wird,
vehement ab. Die Bundesvertretung der Medlzinstudlerenden in Deutschland Ist überzeugt/ dass
hochqualiflzierte Ärzt*innen für die Versorgung auf denn Land benötigt werden/ die diesen Beruf
bewusst und aus freien Stücken wählen. Die bvmd sieht in einer Verpflichtung, sich bereits während
des Studiums auf einen späteren Lebensart und Beruf festzulegen, eine zu starke Einschränkung
der freien Entfaltung und persönlichen Entwicklung während des sechsjährlgen Medizinstudlums.

Wurcleri-S^vorn^andt^gebeten, einen ächriftlEcheh Beitrsg zum.GesetzgebLingsvörti^beri: ^; :';
eihzütöEclien?;,^'/- -•:;..:".;..".' ;.^.^.....':-;:^l.:f:''::'--:^:7';;.-' \^:..^ '-: '•:1";',1;-;;.^.1'.1-:; ^.'••;-^:''L.^::^:::^;

(§:5°Abs^::Nr,-15;ThürBetelidoS<0)"';.Y .;'';\-;--;''•::'-;-v'.!l.y,..:l<^'^^:': ;.^.::./'^;l':f;/:-^\;;;^

8 Ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) D nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

in weicher Form haben Sie sich geäußert?

R per E-MaiI

D per Brief

H al3ßn^S1ej?)c)i;al!S.Ahwaltel<anzleiJm Aüftrag.eines:^uftraggebersm^^rifflichen,Bisjtr^gen ^;::
am^e^zgebürigsvQt1^hr^nÜeteUigt?^:,^;^\;^ \:.':'.' '•', '-^!'-^ :y. •:.^Y\^ ;z'\

(§-5Äbs,^Nr,:6.TUete»dol<G}.,-^-^''.;^^.:^^^^^^^ ^-:'._.•:'.:• „-:•::•;: ••;^. -.•;:;i^l;^:^Y^.":

a ja M nein (weiter mit Frage 7)

A/enn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie ihren Auftraggeber!



Anlage 4

1\ ^
Stimmen^i&einetVeröffentljchung Ihres seh riftlichen:Be^^
Bete!ligte|itj^ns|räreh2dpkumehtätiorizu? . - \:;:;/; :^^^ :; ;r;. •".^ ::-.;•: :: : /;,;'i

,(§:6'Abs.1:^ätz2-ThÜrBete]!dpkG)' ...;1'^1.' .,.^, ...'..'::„^:' :Y;7.' ':•:-. ..'::?:^.". '^.::^i:'-''-: '-• ^ ^^.r.'? ^.^-:;::;,;;.;;^

g ja D nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteiiten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Ges sfzgebu n gs Verfahrens mitteilen.

fprf,;Dätüm"-:":.^"^:::^.^.:;'-"/ -.;/•;; 1-">:^\-^,:1.''1:";';!

München, 24.11.2023

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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München, den 18. November 2023;;;;-,';^
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Sehr geehrte Damen und Herren/
f).

•".'l i •;'j)ltl-l l -tl

l-. i!'''--i! ifnt i • •••- •• '~i!j-'(l,i!^

'.::..:-m i'/f.iHr •••.:;. ,r'.,: r^i'""

hiermit nehmen wir als Bundesvertretung der Medizinstudierenden • :}: •t: 1< 1;[" '

in Deutschland e,V. (bvmd) Stellung zum Gesetzentwurf des
Thürfnger Landtages zum Thüringer Hausärztesicherstellungsgesefcz
(ThürHSiG):

Wir als bvmd lehnen die Einführung einer "Landarztquote"/ wie sie

im ThürHSiG gefordert wird/ vehement ab. Die Bundesvertretung
der Medizinstudierenden in Deutschland ist überzeugt/ dass
hochquaiifizierfce Ärzt;f<innen für die Versorgung auf dem Land
benötigt werden/ die diesen Beruf bewusst und aus freien Stücken
wählen. Die bvmd sieht in einer Verpflichtung/ sich bereits während
des Studiums auf einen späteren Lebensart und Beruf festzulegen/
eine zu starke Einschränkung der freien Entfaltung und
persönlichen Entwicklung während des sechsjährigen
Medizinstudiums,

Eine derartige Verpflichtung über einen Zeitraum von mehr als elf
Jahren im Voraus begrenzt nicht nur das individuelle
Entscheidungsrecht stark, sondern birgt auch das Risiko/ dass

Europäische Integration Forschungsaustausch

^amulaturaust'ausch GesundheitspollUk

ProjekhA/esen

Medizin und Menschenrechte

Medizinische Ausbildung

Training

Public Healfri

Sexualltöt und Prävention

Oifl bvmd ial au? Kitei'iuiMonr-il^i' fihäirm Tßil F)or IE;:Mt^A" uitd nM^rt-No;:zuyof(<o
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l3t:fm:in M(;cl!c.iiSluif:nls' Amdalioil^

'Sfe^

Studierende ohne authentisches Interesse an der Landarzttätigkeit sich lediglich einen
Studienplatz erkaufen/ um dann später die Verpflichtung zu umgehen/ sei es durch das
Absitzen der Zeit oder durch die Zahlung von Konventionalstrafen,

Die Quote konterkariert die Versuche/ ein positives Berufsbild zu vermitteln und
erweckt den Eindruck/ die landärztliche Versorgung sei so unattrakfciv/ dass nur noch

Zwangsmaßnahmen helfen.

Wir plädieren stattdessen für flexible Modelle und Wahlmöglichkeiten/ die es
Ärzt*innen ermöglichen/ ihren Arbeitsplatz in Deutschland auch in Zukunft frei wählen
zu können. Die bvmd ist davon überzeugt/ dass eine positive Darstellung des Berufs
des Landarztes, unterstützt durch Anreize schaffende Maßnahmen/ dazu beitragen
können/ dass Medizinstudierende den Beruf als erfüllende Herausforderung sehen und
sich bewusst dafür entscheiden/ ohne erzwungene Verpflichtungen.

Vom Ausschuss beschlossene Fragen der Fraktion der CDU:

Anlage 3

Ltd. Mr,

l.

Halten Sie es für richtig, nur Bewerber im Rahmen der Vorabquote zu akzeptieren, die
sich zu einer hausärztilchen Tätigkeit verpflichten und keine Bewerber die sich
eventuell für eine fachärztffche Niederfassung entscheiden würden?

Die bvmd hält es allgemein für nicht zielführend/ Bewerber;Kinnen im Rahmen einer
Vorabquote zu verpflichten. Die Organisation vertritt die Ansicht/ dass die
Entscheidung für eine bestimmte ärztliche Fachrichtung eine individuelle und
persönliche Wahl sein sollte/ die nicht bereits Em Vorfeld des Studiums verbindlich
festgelegt werden sollte. Die bvmd betont die Wichtigkeit von Flexibilität und
Wahlmöglichkeiten für Medizinstudierende/ um ihre berufliche Laufbahn entsprechend
ihren Interessen und Fähigkeiten gestalten zu können. Eine einseitige Verpflichtung
zur hausärztlichen Tätigkeit schränkt das Prinzip der freien Berufswahl ein und hält
Studierende von anderen/ möglicherweise besser zu ihren Neigungen passenden

bvmil 'i !!un/!^->v-ur!r"',unD d^r Mridi^fn^r;U!JI(-'n?-ii[ii:^t in i;u-!tit.',.:,hS<>i!!? t^.V. ) l iM!^ >',<^ "H. ^MME-^ yvy'/" !(•!, Ndvftttiliflr <>i..^3
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Gr;rfntiM('ilfc:ii<;tf]i!:'nk'A';;ocb!jut)^

Fachrichtungen ab. Stattdessen spricht sich die bvmd dafür aus/ dass Maßnahmen
ergriffen werden/ um die Tätigkeit als Landärzt*in attraktiver zu gestalten/
unabhängig von der spezifischen ärztlichen Fachrichtung, Dies könnte dazu beitragen/
dass Medizinstudierende bewusst und aus freien Stücken den Weg zum Landarzt

wählen/ ohne durch verbindliche Vorabquoten In Ihrer Entscheidungsfreiheit
eingeschränkt zu werden.

2.

Hielten Sie eine Ausweitung des Gesetzentwurfes und der vorliegenden Regelung im

Rahmen der Vorabquote auch auf die Fachbereiche Zahnmediz/n und Pharmazie für
zfelführend? Wäre diese Ausweitung im Rahmen dieses Gesetzes möglich und wie
könnte eine Regelung aussehen?

Nach Rücksprache mit dem Bundesverband der Zahnmedizinstudierenden und dem
Bundesverband der Pharmazlestudierenden ergab sich/ dass in keinem der beiden

Studiengänge vergleichbare Quofcen oder Verpflichtungen existieren/ sich aufs Land zu
begeben. Darüber hinaus gibt es in beiden Studiengängen keinerlei Bestrebungen/
derartige Quoten einzuführen. Die Pharmaziestudierenden sehen die Notwendigkeit
der Einführung einer solchen Vorabquote bisher nicht. Der Zahnmedizinstudierenden

stehen diesem Vorhaben ebenfalls skeptisch gegenüber.

Mit freundlichen Grüßen

bvmd [ l!uii-;!r"i'i.^Tf.r-PHji-i4 i:)-::'f t''ir-.:ii/lnsl.iJi.)lftn:s:t:!.iT--n hi l:i^ul-l-:'til.)iii,t u-V. | i j'Mf- \^ 1(i. M'MMh-'' yvy'/" IH. NaVdrnl'i^r '^(\~.^

SdK; s^AGE: \;f A^b^ \'" M^RGi:rORMAT s / NUMPAtXS \{- M^Rti^rORMM 2

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Anlage 

Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen 
Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer 
Hausärztesicherstellungsgesetz -ThürHSiG-) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 7/8549 - 

1.  

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

- , ,'  
"APe, 

Geschäfts- oder Dienstadresse 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 

Postleitzahl, Ort /1-) 9 

2.  Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) 

Name Vorname 

El Geschäfts- oder Dienstadresse 0 Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 



3.  Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBeteildokG) 

/AAi o 
. 

re-glai 
0 

4.  

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

befürwortet, 
0 abgelehnt, 
11 ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

8-e-4,4e, 

- /1/1)241/‚* , 

5.  
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThtirBeteildokG) 

,..„..-- ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) El nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

J' per E-Mail 

1:1 per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG) 

D ja nein (weiter mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 



Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteildokG) 

7.  

nein ja 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

.9.3 



Landtag   

Von: @hochschulstart.de> 
Gesendet: Freitag, 24. November 2023 16:43 
An: Landtag Poststelle  
Cc: 

Betreff: AW: Entwurf eines Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetzes  Drs.  7/8549; 
Schriftliche Anhörung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

THOL  LANDTAG  POST 
27.11.2023 07:39 

3 el 043/  

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 8. November 2023 zum Entwurf des Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetzes. 

Ich kann Ihnen mitteilen, dass der Entwurf aus Perspektive der Stiftung für Hochschulzulassung keine 
diskussionsbedürftigen Punkte enthält; von einer Stellungnahme wird daher abgesehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

thif)ch chul 

Leitung Team Grundsatzfragen der Vergabeverfahren 

Stiftung für Hochschulzulassung 

Sonnenstraße 171 

44137 Dortmund  
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Formblatt zur Datenerhebung

nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Betelligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThÜt'BefeildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
MindestEnformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht, Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leserfich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

Zu^A/elchern'Gesetzentwurf haben ^Sie.sich schriftlich, geäuß^

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sichersteilung der hausärztlichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer
HausärztesicherstelIungsgesetz-ThürHSiG-)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549 -

'1^:';1

.•' l- ; '.'

2.:-^1

HahfeH:SJ6'$ich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d h. QlsVertretQr einer:: \

Vereinigung natürlicher Personph oder Sachen (z/B.:Verejn,.Gmbl-i,/AG, eingetragene', ^^:^ '•;;, "^

G@nossensQhaftc^er öffentliche Anstalt/Korpä^
öffßntliGh@^Rechts)?;'v\:.-'.:^..^ :..;.^^;.-:^^"1;L-:1:^. •'^,\.'^:.::::;-^-;1.--:'-1:::;;;:1^\',":"-;''^\'1-;^-^^

(§:5Abs.,1 Nr/1,2 ThürBetelIdokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mllFrage 2,^

Name

AOK PLUS - Die Gesundheitskasse für
Sachsen und Thüringen.

Geschäfts" oder DEenstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Körperschaft des öffentlichen Rechts

Sternplatz 7

01067 Dresden

HäÜenS|e;&Ec^!al@'n9türIiGheper^pngeäyßert(^hi. a ;\ ' ':: <: ;:'::
[§5Abs^:1 Nr.1,.2.thürBete|ldol<Gr:.- ; :;. ;\.: ..:,,'':;'„^:„.. :.7.:;;:'.;.,..;;;^.;-:;.^ .';';^': ; ^:::\'.^:" :.1 r':. '„-;;;.'^•;:::'1

Name Vorname

3 Geschäfts- oder Dienstadresse a Wohnadresse

^Hinweis; Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
Mrd in keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer
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3;: :

4;::;.

5.'-." '

).- ;.•'..

PostSeiteahl, Ort

^s Ist d^rSchwerpunktlhrer inhaltlichen :öd@r;b0rüffi^ ^ • ::^ 1^ ^^;\
:§5:Abs;;1.Nr.:3ThÜrBeteildokG)_':^. •;..--':;,,:1:.: :;/..,.•:•;.':•':.:'. ;•; '•" .. „••• "•:""".:-;:'\:..",. ::/.::Y ;:;'y,^

Gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung

^abeh Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen ipsges^

3 befürwortet,
3 abgelehnt,
3 ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
3esetzgebungsverfahren zusammenl
§ 5 Abs, 1 Nr. 4 ThürBeteiidokG)

V\e AOK PLUS begrüßt die Intention des Gesetzgebers, zukünftig eine gewisse
\nzahi derStudienplätze der Humanmedizin an der FSU Jena nach einer
»estimmten Vorabquote zu vergeben. Die rechtlich mögliche Quote solite jedoch
mgesichts der Fachkräfteentwicklung ausgeschöpft und weitere Maßnahmen
feprüft werden. Auch im Bereich Pharmazie und Zahnmedlzin sollten weitere
/!aßnahmen zur Erhöhung des Fachkräftepotenziais für Thüringen angestrengt
/erden.

Vurden^Sle-vpnitandtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag
inzürelchen?-1.--..-,^-. •\:-::':!.'-: [:.. '-.::^.\::: :l':-';.;'l,;'"';':.:'i';"';.'.:-.1,':.'- - "•.-; :;—,',\"..:'.\ ;•"'.: '::^-,\~''-'-.:"::

).^Abs,.tNr..5'"rhürBeteildot<G):':.:;'::,:.':;;.^: .';^ i..:..^:.^':-.".-^ ;.\/'•"":., •.:-:^^ ::".1.:,'^,'.^.','-: ';-.'.^;:

i ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) a nein

\/enn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

l welcher Form haben Sie sich geäußert?

; per E-Mail

per Brief

aben,^ie^slch<alsAriwa!tskan2lei^m Auftrag :eines:Auftrogge^^
rp.Gesetzgebungsverfahren beteiligt? -;, ^^ :,: ^:;;; /:.;[ :1./;"- •'••.'/.:.::'-L •'.•; .-.:..'.^.'^:^^_'...^:;.;^.;^\

,5:Abs,:1^^6;ThürBetei(doKG):' ;:..^,: •.:•••:.'_/';; :^-': •;:,,:,;;:.^ -.'. '^'.^•:''<-.':''^ - •••-••: ^i:'i :'-''":^ :'^i,:^:^'--..^

ja St nein (weiter mit Frage 7)

fenn Sie die Frage G bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber]
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7^^,j
StjrnmenSi^einerVeröffentlichunglhres schriftlichen Bejtrsige^
Bieteiligtehtransparenzdokumentatipnzu'?::: ;::Y'./1^:'.-'',-''. "::i:.-^ ''•1:1:: -.; ..•^:"'i^. :: : :: ^^;^

•(§;eAbs.^-Q9tz2JhÜrBete!!dQkG) ,; •:.-';1. - ;.; •::.'-. •• •'•• ^-y'..,:1 •.''... :^' .... . ., -' : •:-:'..;:• . -1",:-:.^1:.::-;H;';

E Ja a nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteiiten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteöen.

;.Ort,^Datuiti ^':' k",:.:,-: ^^....'.•"v"'11.1": ••::;". ^,:.:;.\".'.^-1 :IL:-';-'

Dresden, 24.11.2023

^Unterschrift s ^; : ; :;.



AOK PLUS • 01058 Dresden Wählen Sie ein Element aus. 

Thüringer Landtag 
Ausschuss für Soziales, Arbeit, 
Gesundheit und Gleichstellung 
Frau  Baled  
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

Servicetelefon: 0800 1059000* 
Telefax: 0800 1059002-104 
E-Mail: service@plus.aok.de  
Internet: plus.aok.de  

Postanschrift: 01058 Dresden 

Datum 

24.11.2023  

THUR. LANDTAG POST 
27.11,2023 0735 

30016/2623 
AOK PLUS 

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstettung der hausarztlichen 
Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichem Bedarf (Thüringer 
Hausarztesicherstellungsgesetz -ThürHSiG-) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 7/8549 - 

hier: Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 

Sehr geehrte Frau Ministerialrätin  Baled,  

wir bedanken uns für die Anfrage zur schriftlichen Stellungnahme vom 08.11.2023 und 

übermitteln Ihnen die Positionierung der AOK PLUS zum oben genannten Gesetzesent-

wurf der Landesregierung sowie zu den vom Ausschuss beschlossenen Fragen der 

Fraktion der CDU. 

Die AOK PLUS und der ebenfalls angeschriebene Verband der Ersatzkassen e. V. 

(vdek), Landesvertretung Thüringen, setzen sich gemeinsam mit den weiteren gesetz-

lichen Krankenkassen in Thüringen seit längerem für die Nachwuchsgewinnung und - 

förderung medizinischen Personals in Thüringen ein. Gemeinsam mit der Kassenärzt-

lichen Vereinigung Thüringen (KVT) und der Kassenzahnärztlichen Vereinigung (KZV) 

Thüringen wurden in der Vergangenheit verschiedene Fördermöglichkeiten im Rahmen 

des Strukturfonds nach §105 Abs. la SGB V erarbeitet. Dadurch konnten bereits viel-

zählige Fördermöglichkeiten für die Ärzte- und Zahnärzteschaft in Thüringen umge-

setzt werden. 

Postanschriften: * deutschlandweit kostenfrei, und dass 

AOK PLUS • 01058 Dresden rund um die Uhr aus  alien  Netzen 
AOK PLUS • 99105 Erfurt • Postfach 900261 
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Beispielhaft konnten durch die Stiftung für Förderung der ambulanten ärztlichen Ver-

sorgung im Freistaat Thüringen (SAVTH) in der Vergangenheit 450 Thüringen-Stipen-

diaten für eine Tätigkeit als Haus- oder Facharzt gewonnen werden, insbesondere in 

schlechter versorgten, oftmals ländlichen Regionen. 

Angesichts einer sich verschärfenden demografischen Situation können die aktuell 

bestehenden Fördermaßnahmen den prognostizierten Nachwuchsmangel jedoch 

voraussichtlich nicht beheben und greifen zudem nur für Studierende bzw. Berufsein-

steigende, die bereits im Ausbildungssystem in Thüringen angekommen sind. Aktuell 

beobachten wir eine sprunghafte Entwicklung der offenen Hausarztstellen in Thürin-

gen. Nachdem sich diese Zahl über Jahre konstant bei  ca.  50 offenen Stellen be-

wegte, steigt die Zahl seit Januar 2022 von 60 auf aktuell 87,5 offene Stellen (Stand 

08.08.2023) an. Deren Verteilung ist heterogen, betroffen sind insbesondere die durch 

das Gesetz adressierten ländlichen Gebiete, aber auch weitere Regionen fernab der 

Städtekette Erfurt-Weimar-Jena. 

Die grundsätzliche Ausrichtung des Gesetzesentwurfs der Landesregierung, notwen-

digen ärztlichen Nachwuchs durch eine Erhöhung der Wahrscheinlichkeit zum Ver-

bleib in Thüringen sicherzustellen, wird von uns daher ausdrücklich begrüßt. Die vor-

geschlagene Regelung zur Einführung einer Vorabquote wird jedoch auch im Zu-

sammenspiel mit den bereits beschlossenen Maßnahmen, wie z. B. der Kapazitätser-

weiterung an der Friedrich-Schiller-Universität Jena, voraussichtlich nicht ausreichen, 

um den weiter anwachsenden Ersatzbedarf zu decken. 

Neben Maßnahmen zur Erhöhung der Studienplatzzahl und mittelfristig verfügbaren 

Absolventen in den medizinischen Berufen ist daher perspektivisch ein wesentlich 

stärkerer Fokus auf die Potenzialhebung möglicher Delegationsleistungen, telemedi-

zinisch erbrachter Leistungen sowie eine stärker sektorenübergreifende Versorgung zu 

legen. 

Angesichts der Fachkräfteentwicklung bei ausgewählten Facharztgruppen sowie im 

Bereich der Zahnärztinnen, Zahnärzte und Pharmazeuten halten wir eine Ausweitung 

der Regelung des Gesetzesentwurfs um diese Berufsgruppen für folgerichtig. Insbe-

sondere im Hinblick auf den Beschluss des Thüringer Landtags im Oktober 2020 

„Medizinische und pharmazeutische Versorgung in allen Landesteilen gewährleisten - 

Verteilung sinnvoll steuern, Digitalisierungschancen nutzen, Ausbildungskapazitäten 
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erhöhen"' und die durch den Thüringer Landtag Ende 2021 beauftragte Erweiterung 

der „Richtlinie zur Förderung der Niederlassung von Ärztinnen und Ärzten im ländli-

chen Raum"2  um Zahnärztinnen, Zahnärzte sowie Pharmazeuten. Wir schließen uns 

zudem der Einschätzung der KVT an, wonach die Aufnahme einer Regelung sinnvoll 

ist, dass bei Bedarf aufgrund sich neu ergebender Unterversorgungen weitere Fachge-

biete perspektivisch aufgenommen werden können.3  

Zu Frage 1: Halten Sie es für richtig, nur Bewerber im Rahmen der Vorabquote zu 

akzeptieren, die sich zu einer hausärztlichen Tätigkeit verpflichten und keine Be-

werber, die sich eventuell für eine fachärztliche Niederlassung entscheiden wür-

den? 

Die Ausweitung auf andere Facharztgebiete ist laut §1 Abs. 2 des Gesetzesentwurfs 

unseres Erachtens möglich und auch zu begrüßen. Die oder der Verpflichtete kann 

nach Erhalt der Approbation und bis zu zwölf Monate nach Beginn der Weiterbildung 

einen Antrag auf Änderung der Facharztrichtung bei der zuständigen Stelle stellen, 

wenn ein entsprechendes Bedarfsgebiet in Thüringen besteht. In diesem Fall gilt die 

Verpflichtung nach Abs.1 Nr. 2 für die fachärztliche Tätigkeit entsprechend. 

In diesem Zusammenhang gilt es unseres Erachtens auch zu prüfen, ob Bewerberinnen 

und Bewerber im Studiengang Humanmedizin an der privaten HMU  Health and 

Medical University  Erfurt parallel zu den bereits benannten Bewerberinnen und Be-

werbern im Studiengang Humanmedizin an der Friedrich-Schiller-Universität Jena im 

Gesetzesentwurf berücksichtigt werden können. Grundsätzlich sollten die neu ent-

standenen Studienkapazitäten in Erfurt zur Absicherung der ambulanten Versorgung 

in Thüringen genutzt werden. Angesichts der anfallenden Gebühren müsste dies durch 

eine entsprechende Förderung des Freistaats Thüringen flankiert werden. 

Drucksache 7/1829. Beschluss des Thüringer Landtags: Medizinische und pharmazeutische 
Versorgung in allen Landesteilen gewährleisten - Verteilung sinnvoll steuern, Digitalisierungschancen 
nutzen, Ausbildungskapazitäten erhöhen vom 02.10.2020, in: https://parldok.thueringer-
landtaq.de/ParlDok/dokument/78060/medizinische  und pharmazeutische versorgung in allen lande 
steilen gewaehrleisten verteilunq sinnvoll steuern diqitalisierungschancen nutzen ausbildung.pdf, 
Abruf am 20.11.2023. 
2  Drucksache 7/4628. Beschluss des Thüringer Landtags: Pharmazeutinnen und Pharmazeuten sowie 
Zahnärztinnen und Zahnärzte in die Niederlassungsförderung aufnehmen, um die pharmazeutische 
und (zahn-)medizinische Versorgung landesweit sicherzustellen vom 17.12.2021, in: 
https://parldok.thueringer- 
landtaq.de/ParlDok/dokument/84738/pharmazeutinnen  und pharmazeuten sowie zahnaerztinnen u  
nd zahnaerzte in die niederlassungsfoerderung aufnehmen um die pharmazeutische und zahn  
medizin.pdf, Abruf am 20.11.2023. 
3  Stellungnahme der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen vom 09.02.2023, in: 
https://beteiligtentransparenzdokumentation.thueringer-
landtaq.de/fileadmin/Redaktion/Beteiligtentransparenzdokumentation/Dokumente/7- 
8549/2 Vom Einbrinqer uebers Daten/Kassenaerztliche Vereinigung Thueringen/Kassenaerztl. Ve  
reinigung.pdf, Abruf am 20.11.2023. 
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Wir halten zudem eine Anpassung der per Vorabquote zu vergebenden Studienplätze 

im Gesetz auf den durch den Hochschulstaatsvertrag erlaubten Höchstwert von 

10 Prozent (28 Studienplätze) für geboten. Zwar wurde im Beschluss des Thüringer 

Landtags eine Quote von 6 Prozent (17 Studienplätze) gefordert, jedoch eine weiterge-

hende Prüfung in Auftrag gegeben. Der Gesetzesentwurf sollte daher an dieser Stelle 

die vorhandenen Möglichkeiten nutzen und angesichts der eingangs geschilderten 

Versorgungslage die Erhöhung der Vorabquote auf den möglichen Maximalwert 

schon jetzt verbindlich im Gesetz festlegen. 

Zu Frage 2: Hielten Sie eine Ausweitung des Gesetzentwurfes und der vorliegenden 

Regelung im Rahmen der Vorabquote auch auf die Fachbereiche Zahnmedizin und 

Pharmazie für zielführend? Ware diese Ausweitung im Rahmen dieses Gesetzes 

möglich und wie könnte eine Regelung aussehen? 

Um eine Ausweitung der Vorabquote auch für den Fachbereich Zahnmedizin zu er-

möglichen, bedarf es der inhaltlich-redaktionellen Anpassung des Gesetzesentwurfs, 

in dem die KVT mit aufgenommen und benannt wird. 

Eine Ausweitung auf das Studium der Pharmazie wäre im Rahmen dieses Ge-

setzesentwurfs in vorliegender Fassung kaum umsetzbar. Es fehlt für den Bereich der 

pharmazeutischen Versorgung ein bundesrechtlich geregelter äquivalenter Landes-

ausschuss (analog § 90 Abs. 1 Satz 1 SGB V) und folglich eine Möglichkeit der Fest-

stellung von Unterversorgung (analog § 100 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 SGB V). Das bun-

desrechtliche Apothekengesetz (ApoG) kennt die Feststellung einer Unterversorgung 

in der Arzneimittelversorgung nicht. Der behördliche Eingriff ist erst auf Ebene des 

„Notstandes der Arzneimittelversorgung" vorgesehen und in Folge des Apotheken-

urteils von 1958 und der darin entwickelten Drei-Stufen-Theorie des Bundesver-

fassungsgerichts auch erst dann möglich. Nachfolgend können Zweig- und Notapo-

theken errichtet werden (§ 16 und 17 ApoG). Auch bezieht sich die Regelung auf das 

Fehlen einer Apotheke - und damit nur indirekt auf das Fehlen eines Apothekers. 

Der Thüringer Gesetzgeber müsste folglich eine Möglichkeit finden, die Unterversor-

gung mit Arzneimitteln festzustellen, damit auch den Unterschied zum Notstand in 

der Arzneimittelversorgung definieren und plausibel begründen, dass die Vorzugsbe-

handlung bei der Vergabe von Studienplätzen das passende Mittel zur Behebung der 

Unterversorgung ist. 

Des Weiteren könnten die für die Zulassung zum Pharmaziestudium nach § 2 des vor-

liegenden Gesetzesentwurfes genannten Bedingungen nicht bestehen bleiben - hier 
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wäre die verfassungsrechtliche Umsetzung zu prüfen. Der Notstand in der Arznei-

mittelversorgung kann hingegen als Bedingung wie in § 2 genutzt werden. Dieser Not-

stand ist in Deutschland bisher zehnmal festgestellt wurden (10 Zweigapotheken, 

keine Notapotheke). Seit 2015 gibt es in Thüringen keine Zweigapotheke mehr und es 

Ist offen, ob der Notstand der Arzneimittelversorgung in Thüringen mit den vorhande-

nen Möglichkeiten von Rezeptsammelstellen, Versandhandel, Botendienst oder den 

künftigen Möglichkeiten der Digitalisierung wieder eintreten wird. Die Vertragsstrafe 

nach § 3 und das Auswahlverfahren nach § 4 wäre entsprechend der Gesetzesbe-

gründung für die Pharmazie anzupassen. 

Sonstige Anmerkungen: 

Die in § 3 ausgewiesene Strafzahlung i. H. v. 250.000 EUR erscheint unseres Erachtens 

zu hoch. Zur Einordnung wurden diverse Kostenkalkulationen und Fördersummen für 

Deutschland, Thüringen und Sachsen recherchiert: 

So beliefen sich laut Auskunft des Statistischen Bundesamtes die laufenden Ausga-

ben (Grundmittel) für ein Studium der Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften 

(ohne Lehramtsprüfungen) auf 170.500 EUR je Studierenden in Deutschland (Stand 

2017).4  Ein Medizinstudium an der nichtstaatlichen Universität „Medizinische Hoch-

schule Brandenburg" umfasst beispielsweise Studiengebühren I. H. v.125.000 EUR (ge-

samtes Studium).5  

Laut Statut der SAVTH zum Thüringen Stipendium ist für diese Förderung ebenfalls 

eine Rückzahlung bei „Vertragsbruch" festgelegt. Diese umfasst den gezahlten För-

derbetrag (250 EUR monatlich bei 60 bzw. 72 Monaten Laufzeit = 15.000 EUR bzw. 

18.000 EUR).6  In Sachsen existiert ebenfalls ein Hausarztstipendium, bei welchem auf-

grund von Nichteinhalten der Fördervoraussetzungen die Fördersumme zzgl. Verzin-

sung zurückgezahlt werden muss (1.000 EUR bei maximal 75 Monaten Laufzeit = 

75.000 €).7  Auch beim Förderprogramm „Studieren in Europa - Zukunft in Sachsen" 

müssen bei Nichteinhalten der Fördervoraussetzungen die Studiengebühren zzgl. Ver-

zinsung zurückgezahlt werden (12 Semester / 6 Jahre).8  

4  Wissenschaftliche Dienste des Dt. Bundestages: Einzelfragen zu den Kosten eines Medizinstudiums, 
in: https://wwvv.bundestad.de/resource/blob/702380/4582a586f8639efa3edf4a949b112c1f/WD-8-020-
20-pdf-data.pdf,  Abruf am 20.11.2023. 
5  Kostencheck.de:  Traumjob Arzt. Was kostet das Medizinstudium?, in: 
https://kostencheck.de/medizinstudium-kosten,  Abruf am 20.11.2023. 
6  Stiftung zur Förderung der ambulanten ärztlichen Versorgung im Freistaat Thüringen: Thüringen-
Stipendium, in: https://sayth.de/thueringen-stipendium.html,  Abruf am 20.11.2023. 
7  Nachwuchsärzte Sachsen: Sächsisches Hausarztstipendium, in: https://www.nachwuchsaerzte-
sachsen.de/fragen-zum-stipendium.html,  Abruf am 20.11.2023. 
8  Nachwuchsärzte Sachsen: Studieren in Europa - Zukunft in Sachsen, in: 
https://www.nachwuchsaerzte-sachsen.de/studieren-fraden.html,  Abruf am 20.11.2023. 
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Andernfalls bringen laut unserer Erfahrung zu geringe „Strafzahlungen" die Gefahr 

mit sich, dass diese von vornherein in Kauf genommen werden und bei einem Wechsel 

des Studienortes oder des Bundeslandes bereitwillig zurückgezahlt werden, so wurde 

beispielsweise das Studium in P6cs oftmals nur als „Sprungbrett" genutzt. Im Fall be-

sonderer Härten halten wir die vorgeschlagene Regelung nach § 3, Abs. 3 für ange-

messen und hilfreich. 

Hinsichtlich der in § 6 geplanten Regeln zur Evaluation sollte diese unserer Auffas-

sung nach öffentlich zugänglich gemacht werden. Am Zulassungsgeschehen betei-

ligte Akteure sollten dafür relevante Informationen zur laufenden Evaluation erhal-

ten. 

Das Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen 

Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichem Bedarf unter der Berücksichti-

gung unserer Ergänzungsbedarfe erachtet die AOK PLUS insgesamt als sinnvoll und 

begrüßenswert. Darüber hinaus möchten wir dafür werben, für das Studium der Zahn-

medizin und der Pharmazie zeitnah für Regelungen zu sorgen, um die Zahl der Studie-

renden und die in Thüringen verbleibenden Absolventen zu erhöhen. 

Freundliche Grüße 

Leiterin Politische Kommunikation 
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zu Drs. 7/8549

Erfurt, 24.11.2023

Stellungnahme zum Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der
hausärztllchen Versorgung in Gebieten mit besonderem Öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausärztesicherstellungsgesetz-ThUrHSiG")
Gesetzentwurf der Landesregierung

Drucksache 7/8549
Beantwortung der Fragen der CDU-Fraktion

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Ergänzungen, Streichungen und Präzisierungen des GesetzesentwurF bringen keine

substantiellen inhaltlichen Änderungen mit sich, sodass unsere Stellungnahme vom 10.02.2023
zum Gesetzesentwurf weiter Bestand hat. Wir haben Ihnen diese Stellungnahme im Anhang

angefügt.

Zu § l Abs. l Satz 26 ThürHStG
Wir begrüßen, dass die hausärztliche Tätigkeit nicht mehr in Vollzeit ausgeführt werden muss.

Denn auch e!n:eHausärzt:in» die in Teilzeit tätig ist, stellt einen Gewinn für die ländliche Region
dar. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass immer mehr Frauen den Ärztlnnenberuf ausüben
werden und Vollzeitstellen immer weniger dem Zeitgeist entsprechen, scheint es sinnvott nicht auf
eineVollzeitausübungzu beharren. DieVereinbarkeitvon Beruf, Familie, PRege und Freizeit

gewinnt für alle Menschen eine immerwichtigere Bedeutung.
Allerdings fragen wir uns, warum in der Begründung des Gesetzes zu § l Absatz l weiterhin von

Voltzeit als Grundsatz gesprochen wird.

Grundsätzliches:
Wie wir schon in unserer ersten Stellungnahme geschrieben haben, ist das ThÜrHSiG eine von
vielen anderen möglichen und notwendigen Maßnahmen, um die medizinische Versorgung auf

dem Land zu sichern. Um dem Ärztemangel zu begegnen, sind zahlreiche und weitreichendere
Maßnahmen notwendig. Im Folgenden möchten wirnochmal zwei Handlungserfordernisse

ergänzen bzw. hervorheben:
i* DerVerwaltungsaufwand und die Bürokratie sollten auf ein notwendiges Minimum

reduziert werden. Die ständig steigende BÜrokratisierung stellt die Ärzte und Ärztinnen vor
große Herausforderungen und stiehlt Ihnen Zeit, die sie für die Versorgungen von
Patientinnen gebrauchen können.
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2. Die Attraktivität der ländlich geprägten Regionen muss erhöht werden. Das betrifft den
Ausbau des ÖPNVs, gut ausgestattete Betreuungseinrichtungen und vieles, vieles mehr.

Zu den Fragen derCDU-Fraktion; *

i. Wir können den Ansatz des Gesetzes, insbesondere Hausarzt:innen an ländliche Regionen
zu binden gut nachvotlziehen, Hausarztpraxen sind die zentrale Anlaufstelle für alle

medizinische Belange und haben für Patientinnen eine besondere Relevanz.
Nichtsdestotrotz sollte der bestehende und weiter anwachsende Facharztemanget die

gleiche Aufmerksamkeit bekommen und mit entsprechenden IVIaßnahmen bekämpft
werden. Die langen Wartezeiten auf einen Arzttermin und die langen Anfahrtswege fürviele
Menschen aus ländlichen Regionen sind nicht hinnehmbar. Aber auch hierwürdeein
entsprechendes Gesetz wahrscheinlich nur marginale Verbesserungen mit sich bringen.
Spätestens bei der Evatuation des Gesetzes im Jahr 2026 sollte eine Entscheidung darüber

gefällt werden, ob auch 8ewerber:innen, die eine fachärzttiche Niederlassung anstreben,
mit einer Vorabquote angeworben werden sollten.

2. Die Beantwortung der Frage, inwieweit der Gesetzesentwurfauch aufZahnmedizin und
Pharmazie ausgeweitet werden soll, orientiert sich wesentlich an der Antwort zur ersten

Frage. Auch in den Fachbereichen Zahnmedizin und Pharmazie sind bereits jetzt eklatante
Missstände zu beklagen, die wahr- und ernstgenommen werden müssen und mit
entsprechenden Regelungen und Maßnahmen begegnet werden müssen. Eine mögliche
Maßnahme wäre die Ausweitung des vorliegenden Gesetzes.

Ob und wie das im Rahmen des Gesetzes möglich Ist, vermögen wir nicht zu beantworten.
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Thüringer Landtag

Landesseniorenrat
Thüringen

Trägerverdn; Verein zur Förderung

von Mitwirkung und Teilhabe älterer

Menschen in Thüringen e.V,

Freitag, 10. Februar 2023

Stellungnahme des Landesseniorenrates
zum Gesetzentwurf des Thüringer Ministeriums fürArbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen

und Familie Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der
hausärztlichen Versorgung in Gebieten mit besonderem Öffentlichen Bedarf

(Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz " ThürHSiG)

l. Grundsätzliche

Der Landesseniorenrat stimmt dem Gesetzentwurf zu. Er teilt die in der Begründung zum

Gesetzentwurf getroffene Einschätzung, dass es eine besondere Verantwortung des
Staates zu Absicherung der medizinischen Versorgung und dass es vor dem Hintergrund
des demografischen Wandels, des hohen Altersdurchschnltts von Hausärzten und einer
sinkenden Bereitschaft, sich in ländlichen Gebieten niederzulassen einen besonderen

Handtungs- und Regelungsbedarfgibt,

2. Problembeschreibung, Regelungsbedarf

Der Landesseniorenrat stimmt der Probtembeschreibung zum Gesetzentwurf zu,
gleichfalls eines notwendigen Regelungsbedarfs.
Die Situation der haus- und fachärztlichen Versorgung ist in TeiEen und in bestimmten

Regionen Thüringens für alte Menschen dramatisch. Wenn Haus" oder Fachärzte in den
Ruhestand treten, ist eine Nachfolge häufig nicht geklärt. Für alte Menschen bedeutet
das, dass sich die Entfernungen zu Haus- und Fachärzten deutlich vergrößern können und
dass Praxen keine neuen Patienten mehr aufnehmen.
Die haus- und fachärztliche Versorgung in Pftegeeinrichtungen bleibt im Gesetzentwurf
unberücksichtigt. Die Unterversorgung ist hier eklatant. Insofern sollte die
Problembeschreibungaufdie besondere Situation von in Pflegeeinrlchtungen lebenden
Menschen eingehen, für die wir gleichermaßen einen Regelungsbedarf sehen. Auch die
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besondere Situation für immobile Menschen und Menschen mit Behinderungen sollte
adäquat beschrieben werden*

In der Problembeschreibung fehlen u, E. Aussagen über die Motivation und Anzahl der

Studienbewerberfürein Medizinstudium, überAbbrecherquoten und Zugangswege zum
Arztberuf. Solche Aussagen würden möglicherweise weitere Lösungsansätze generieren,
um dem Ärztemangel im ländlichen Raum zu begegnen.

3. § i Zulassung

Die Anwendung einer Vorabquote für das Medizinstudium ist sinnvoll. Allenfalls müsste

geprüft werden, inwiefern dieVorabquote in Thüringen tatsächlich angewendet wird und
Wirkung entfaltet. Unter Umständen müsste im Staatsvertrag eine Priorisierung der
Bewerber*innen erfolgen, die sich verpflichten, ihren Beruf in einem Bereich mit
besonderem öffentlichen Bedarf auszuüben.

Die Bewerber, die auf der Grundlage einer Vorabquote studieren, sollten dennoch die
Wahl haben, in welchem Bedarfsgebiet sie praktizieren wollen, weil es unzweifelhaft auch
Heimatbezüge geben wird.

4* § 3 Vertragsstrafe

Die Vertragsstrafe wirkt für viele Ältere zunächst abschreckend und sie kann auf
Studienbewerber ebenfalls abschreckend wirken. Allerdings sehen wir die Notwendigkeit,
bei Vertragsverletzungen adäquat zu mtervenieren. Die Anwendung von Härte" und
AusnahmeregeEungen wirken hier dämpfend.

5. Weitere Vorschläge

Unseres Erachtens sollten weitere Regelungen und Maßnahmen zurAbsicherungder
haus- und fachärztlichen Versorgung getroffen werden, die über den Gesetzentwurf
hinausgehen. Das betrifft:

die Überprüfung und EvaluierungderVorabquote und unter Umständen eine

Verschärfung der Regelungen im Staatsvertrag im Sinne einer Priorisierung von

StudJenbewerbern, die ihre Bereitschaft für Bedarfsgebiete in Thüringen erklären,

d. h. eine wesentliche Erhöhung derVorabquote zugunsten von Bewerbern, die

sich bereiterkEären, in ländlichen Gebieten Thüringens zu praktizieren,

eine weitere Erhöhung der Anzahl der Studienplätze für das Medizinstudium,

die Lenkung von Fachärzten und der fachärztlichen Ausbildung,

die Studienlenkung an Schulen,

die Studienlenkungfürden Freistaat Thüringen»
den weiteren Ausbau von Anreizen, sich in ländlichen Räumen Thüringens als

Ärztin/als Arzt niederzulassen. Das Stipendium fürMedizinstudierende, das der

Landkreis Schmalkalden-Meinigen vergibt, ist hier ein Beispiel,



die Verbesserung von mfrastrukturellen Leistungen in den Regionen, die für

Ärzt*innen und deren Familien und andere Berufsgruppen relevant sind, was die

bessere Anbindung an den städtischen Raum,

eine besondere Betrachtung der medizinischen Versorgung in stationären

Einrichtungen der Pflege,

die Etablterung alternativer ärztlicher Behandlungssettings in Hausarztpraxen,

Ausbau derTelemedizin u. a. m.

6. Schlussbemerkungen
Die zu erwartende breite Zustimmung zum vorliegenden Gesetzentwurf sowie der
Handlungsdruck mögen darüber hinwegtäuschen, dassderMotivierungs" und
Rekrutierungsansatz des Gesetzentwurfes unmodern, um nicht zusagen, antiquiert Ist.
Schulabsolventen, die, aus welchen Gründen auch immer, die hohen Hürden einer
regulären Zulassung für ein Medizinstudium nicht schaffen, erhalten eine
Zulassungschance um den Preis einer Zwangsverpflichtung für eine Bedarfsregion bei
Androhung und Anwendung einer hohen Vertragsstrafe beiVerfcragsbruch. Die guten und
leistungsstarken Schulabsolventen haben freie Wahl, während den vermeintlich

schlechteren die Provinz bleibt. Unabhängig von den grundsätzlich problematischen
ethischen Implikationen dieses Rekrutierungsansatzes verhindert er, sich mit der
Lebenswirklichkeitund den Lebenswünschen Junger Menschen und JungerÄrzte und
Ärztinnen auseinanderzusetzen Junge Menschen der Gegenwart wollen sich nicht
rekrutieren lassen undVerpflichtungszusammenhängen dieserArt aussetzen. Stichwort:
„Work-Life-Blinding."

Kommunen müssen sich, wenn sie junge Menschen fürArbeitsfelder gewinnen wolien, mit
deren familiären Lebenszusammenhängen, mit Wünschen nach Privatheitund Freizeit,
mit aEternattven Arbeitszeit- und Arbeftsortmodetlen sowie einer guten

Infrastrukturanbindung beschäftigen.

Für Fragen stehen wir ihnen gerne zur Verfügung.

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend 
erbetenen Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Entwurf 
Versorgung 
- Thür-ISiG) 

eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen 
in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz 

1.  

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinwels: Wenn nein, dann  

geäußert, d. h. als Vertreter einer 
B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 

des öffentlichen Rechts, Stiftung des 

welter  mit Frage 2. Wenn Ja, dann weiter mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

Universitätsklinikum Jena 
Medizinische Fakultät 

Teilkörperschaft der Friedrich-Schiller-
Universität Jena 

Geschäfts- oder Dienstadresse Universitätsklinikum Jena 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) Kastanienstraße 1  

Postleitzahl, Ort 07747 Jena 

2.  Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) 

d. h. als Privatperson? 

Name Vorname 

C Geschäfts- oder Dienstadresse E Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 

1 



3. 
Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr, 3 ThürBetelidokG) 

Krankenversorgung; Ausbildung in den Studiengängen Human- und Zahnmedizin 

4. 

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen Insgesamt eher 

X befürwortet, 

L abgelehnt, 

L ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

- §1 Abs. 1 Nr. 2: die zwingende Verpflichtung auf eine hausärztliche Versorgung erscheint gerechtfertigt, Jedoch 
ist die Festlegung auf eine Fachrichtung im Bewerbungsverfahren verfrüht und mindert die Flexibilität auf 
geänderte Bedarfe zu reagieren 
- die Ausweitung des Gesetzentwurfes auf die Vorabquote der Zahnmedizinstudierenden erscheint aktuell nicht 
zielführend 

5. 
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThOrBetelldokG) 

X ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) r nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

IX per E-Mail 

X per Brief 

6. 
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG) 

j:. ja IX nein  (welter  mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

2 



Ort, Datum 

Jena, 06.12.2023 

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
7. Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 

(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBetelldokG) 

Ix ja 1 nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. 
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgeford1 bis zum Abschluss 
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

  

Unterschrift
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UnIVERSITÄTS 
KLMIKUM 
Jena  

Universitätsklinikum Jena • Dekanat • Postfach • 07740 Jena 

Thüringer Landtag 
Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 
Gleichstellung 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt  

THOR LANDTAG POST 
24112023 15:55 

3o crYt(2c23 

Medizinische Fakultät/ Dekanat 
Kastanienstraße 1 
07747 Jena 

Das Universitätsklinikum Jena ist zertifiziert 
nach DIN EN ISO 9001. 

Jena, 24.11.2023  

Stellungnahme der Medizinischen Fakultät der Friedrich-Schiller-Universität Jena und des 
Universitätsklinikums Jena 
zur Drucksache 7/8549 

Entwurf eines Thüringer Gesetzes über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen 
Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer 
Hausärztesicherstellungsgesetz — ThürHSiG) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir begrüßen die Spezifizierung der Kosten im Entwurf und der Kommentierung im Vergleich zum 

vorherigen Entwurf. Zum eigentlichen Gesetzestext und in Beantwortung Ihrer Fragen nehmen wir wie 

folgt Stellung. 

Kastanienstraße 1 • 07747 Jena • Telefon 03641 93 00 
Internet: www.uniklinikum-jena.de  

Die in §1 Abs. 1 Nr. 2 zwingende Verpflichtung auf eine hausärztliche Versorgung erscheint gerechtfertigt 

und zielführend. Eine Festlegung der Fachrichtung bereits im Bewerbungsverfahren ist aus unserer Sicht 

verfrüht. Studierende orientieren sich zumeist fachlich erst während des Studiums. Gleichfalls würde eine 

Auswahl der Bewerbenden anhand einer Fachdisziplin die Flexibilität nehmen, auf geänderte Bedarfe zu 

reagieren. 

Eine Ausweitung des Gesetzesentwurfs auf die Vorabquote der Zahnmedizinstudierenden erscheint unter 

Anbetracht der aktuellen Rahmenbedingungen von Zulassungszahlen und Quotenhöhe als nicht 

zielführend. Der Kosten-Nutzenaufwand für die geringe Anzahl an potenziellen Zahnärztinnen und 

Zahnärzten steht nicht im Verhältnis. Hier möchten wir vorschlagen, anderweitige Fördermöglichkeiten 



nach dem Studium zu eruieren, um Anreize für Absolventinnen und Absolventen der Zahnmedizin für die 

Niederlassung im ländlichen Raum zu schaffen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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THÜR' UNDTA6 P08J ^X:S:.>
27.11 .2023 14;15 LANDESKRANKENHAUSGESELLSCHAFT<?S-<
^Ä^O { Z-OZ& THÜRINGEN e.V. -y

Den Mitgliedern des
U(Hö Thüringen &V. • Fi-tedfich-Ebert-Str. 63 • 99036 Erfurt

Verband der Kranken hausträger
Thüringer Landtag inThürfngen'

Ausschuss für Soziales/ Arbeit, Gesundheit und Glefchstellung
Jürgen-Fuchs-Straße l ^Trf^Tt'straRe63

99096 Erfurt

Per E-Mail: poststelle@thuermßer-landtaß.de

Thüringer Landtag
Teiefon:

Zuschrift
7/3093

Telefax:

zu Drs. 7/8549

+49 (0) 361558300

+49(0)3615583019

 Name Datum www.lkhg-thuerlngen.de

1,2023
st@lkhg-thueringen.de

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zum Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung
der hausärztlichen Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausärztesicherstellungsgesetz-ThürHSiG")

AnhÖrungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags

sehr geehrter Herr Linse,

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 8. November 2023, eingegangen bei unsannl3.11.2023/mitdemSie
uns im Rahmen des o.g. Anhörungsverfahrens Gelegenheit geben, Stellung zu nehmen.

Die Landeskrankenhausgeseflschaft Thüringen schließt sich der gemeinsamen Stellungnahme von der
Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen und der Landesärztekammer Thüringen in der Fassung vom
22.11.2023 an.

Die Landeskrankenhausgesellschaft Thüringen bittet darum, die vorgenannten Punkte In die Beratung
des Gesundheitsausschusses am 30.11.2023 einzubeztehen.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung,

Mit freundlichen Grüßen

:
ß
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Thüringer Landtag
Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit
und GleEchstelfung
Jürgen-Fuchs-Str. 1
99096 Erfurt

per E-Mail: poststeUe@thueringer-fandtag.de

Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Unterstützung der Sichersteilung der
hausärztlichen Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf

Thüringer Hausärztesicherste!lungsgeset2 - Anhörung

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns für die Ubersendung des Gesetzentwurfes „Thüringer Gesetz
zur Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung In Gebieten
mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer HausärztesEchersteliungsgesetz
ThürHSlG)".

Zunächst mächten wir auf die Fragestellungen zum Beratungsgegenstand durch
die Fraktion der CDU eingehen:

1. Halten Sie es für richtig, nur Bewerber im Rahmen der Vorabquote zu
akzeptieren, die sich zu einer hausärztlichen Tätigkeit verpflichten und
keine Bewerber, die sich eventuell für eine fachärztliche Niederlassung
entscheiden würden?

Die KV Thüringen plädiert weiterhin dafür, dass eine Vorabquote auch für die
ambuiante facharztliche Versorgung zielführend ist. Mit Biick auf die Entwicklung
der offenen Vertragsarztsitze im fach ärztlichen Versorgungsbereich empfehlen wir
neben den Hausärzten mindestens folgende weitere Fachgruppen in die
Quotenregelung aufzunehmen:

- Facharzt fürAugenheilkunde
- Facharzt für Dermatotogie
- Facharzt für Neurofogie/Psychiatrie
- Facharzt für Innere Medizin und Rheumatologie

Darüber hinaus ist die Aufnahme einer Regelung sinnvoll, wonach bei Bedarf
aufgrund sich neu ergebender Unterversorgungen weitere Fachgebiete
perspektivisch möglicherweise aufgenommen werden können.

2. Hielten Sie eine Ausweitung des Gesetzentwurfes und der vorliegenden
Regelungen im Rahmen der Vorabquote auch auf die Fachbereiche
Zahnnnedizin und Pharmazie für zielführend? Wäre diese Ausweitung im
Rahmen dieses Gesetzes möglich und wie könnte eine Regelung aussehen?

Auch in den Fachbereichen der Zahnmedizin und Pharmazie zeichnet sich ein
Fachkräftemangei ab und gezielte Maßnahmen zur Sicherung dieser
Fachbereiche sind notwendig. Wir gehen davon aus, dass die einzelnen
Fachbereiche zum Teil andere Rahmenbedingungen haben und vor anderen
Herausforderungen stehen und daher dieses Gesetz nicht ohne Weiteres für die

Hauplgöschäftsführer

Zum Hospllalgraben
98425 Weimar
Interne!: www.Ude

Dalum: 22.11,2023

Seite 1
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entsprechenden Fachbereiche übertragen werden kann, Um das Gesetz zeitnah durchzusetzen und
nicht weiter zu verkomplizieren, empfehlen wir davon abzusehen, Regelungen für diesen Fachbereich
hier mitaufzunehmen, sondern diesem Thema gesondert Beachtung zu schenken.

Zu den einzelnen Regeiungsinhalten wird im Folgenden kommentiert.

Kommentierung:

l Allgemeines

Aus Sicht der KV Thüringen wird der vorliegende Gesetzentwurf begrüßt, Aus unserer Sicht ist das
ThürHSiG ein sehr wichtiges Vorhaben, um auch zuKünftig die Sich erstell un g der ambulanten
Versorgung insbesondere im ländlichen Raum zu unterstützen. Es steift eine wertvolle Ergänzung der
bereits in Thüringen auf den Weg gebrachten Instrumente der Nachwuchsgewinnung dar.

Das übergeordnete Ziel ist die Sicherstellung von den unterversorgten ländlichen Regionen. Nicht,
dass die Ärztinnen und Ärzte nach der verträglichen Verpflichtung den Standort wechseln, oder das
Bundesland verlassen. Aus diesem Grund sehen wir es als essentiell auch die Regionen (Landkreise)
miteinzubezjehen, um den Ärztinnen und Ärzten die ärztliche Tätigkeit unter gegebenen Umständen so
angenehm und somit auch möglichst langfristig zu gestalten. Dies könnte etwa in Form van
Beschäftigung des Partners, Kita- und Schulpiätze für die Kinder, Unterstützung bei Immobilien- oder
Grundstückssuche sowohl privat als auch beruflich sein.

Il Kommentierung im Einzelnen

Zu § 1 -Zulassung

Bei sechs Prozent von derzeit 286 Studienplätzen an der Medizinischen Fakultät der FSU Jena stehen
für die Vorabquote lediglich 17 Studienp!ätze zur Verfügung. Um die ambulante Versorgung weiter zu
stärken empfehlen wir, dass die Möglichkeiten, die der Gesetzentwurf bietet, genutzt werden. So sollte
dfe Vorabquote auf 10 Prozent eines Jahrgangs ausgeweitet werden und deren Geltungsbereich auch
die fachärztliche Grundversorgung umfassen.

Weiterhin sehen wir die verpflichtende Dauer von mindestens zehn Jahren als unverhältnismäßig.,Mit
Blick auf die Pflichten etwa beim Thüringen Stipendium (4 Jahre) oder der Niederlassungsfärderung
des Ministeriums (5 Jahre) empfehlen wir die Dauer auf fünf Jahre zu reduzieren. Durch den Trend der
Teilzeitarbeit bei Nachwuchsärzten kann die Bindung an Thüringen Über die fünf Jahre hinaus
verlängert werden ohne mit einer zu langen zeitlichen Verpflichtung abschreckend auf potentielle
Bewerber zu wirken.

Zu § 2 - Besonderer öffentlicher Bedarf, Bedarfsgebiete

Die Feststellung eines besonderen Öffentlichen Bedarfs wird gemäß § 2 Abs. 1 in dem Entwurf auf die
Planungsbereiche bezogen, für die der Landesausschuss der Ärzte und Krankenkassen gemäß § 90
Abs. 1 Satz 1 SGB V eine Feststellung nach § 100 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 SGB V getroffen hat.
Eine Einschätzung, ob auch in Zukunft ein besonderer öffentlicher Bedarf an hausärztlicher Versor-
gung besteht, wird durch das Gesundheitsministerium regelmäßig auf der Grundlage einer Prognose-
berechnung der KV Thüringen überprüft. Wir empfehlen für die Prognoseberechnungen einen Zeitab-
stand zwischen drei und fünf Jahren zu veranschlagen. Hintergrund ist die Tatsache, dass sich jähr-
liche Abgänge und Zugänge auf die Feststellung nach § 100 Abs, 1 Satz 1 oder Abs. 3 SGB V auswir-
ken und somit die Prognoseberechnungen beeinffussen.

Zu § 3 - Vertragsstrafe

Die Höhe der Vertrags strafe sollte hinterfragt werden. Vor aliem in Hinblick darauf, dass bisher keine
finanziellen Unterstützungen an die Verpflichtenden während des Studiums gezahlt werden und sollte
dann ins Verhältnis zur Höhe des gezahlten Stipendiums gesetzt werden.

Seite 2
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Ksssen&rzlfichs
Vereinigung Thöringen

Wir empfehlen außerdem zu überiegeni wie mit einem Wechselwunsch des Tätig keitsortes der Ver-
pflichteten während der Pfiichtzejt umgegangen wird. Der Ortswechse! muss nachvollziehbar begrün"
def und von den zuständigen Stellen genehmigt werden, Gründe könnten etwa zwischenmenschiiche
Probleme mit den Einwohnern, familiäre Änderungen oder Umstände ohne Einffuss des Verpflichteten
sein.

Zu § 4 - Auswahlverfahren

Keine Anmerkungen

Zv § 5" Verordnungsermächtigung

Als Kassenärztliche Vereinigung Thüringen begrüßen wir eine aktive Mitwirkung an der Umsetzung
des ThürHSiG. Über unsere Verwaltung ss trukturen der ärztlichen Nachwuchsförderung ist eine Mitar-
heit an der Umsetzung des Gesetzes möglich und aus unserer Sicht sehr sinnvoll. Wir betreuen bereits
unter anderem das „Kompetenzzentrum Weiterbildung Thüringen" gemäß § 75 a Abs. 7 Nr. 3 SGB V
sowie das Projekt „Ärztescouf Thüringen" und weisen daher eine langjährige Erfahrung und Betreuung
von Medizinstudierenden und Ärzten in Weiterbildung vor.

in anderen Bundesländern liegt zum Teil der komplette Bewerbungsprozess und die Auswahl der
Studierenden über die Landarztquote bei der Kassenärztlichen Vereinigung. Die KV Thüringen kann
sich vorstellen, als zuständige Stelle zum Vollzug dieses Gesetzes zu agieren.

Weiterhin wünschenswert und wichtig wäre aus unserer Sicht eine aktive Begleitung der ausgewählten
Medizinstudierenden während ihrer Studien" und Facharztweiterbildungszeit durch gezielte
Fortbildungsangebote aus der ambulanten Versorgung, Mentoring und einer aktiven Unterstützung bei
dem stetigen Aufbau eines regionalen beruflichen Netzwerkes, Somit könnte die Bindung der
angehenden Mediziner in Thüringen schon frühzeitig auch „mental" erhöht werden.

Unverzichtbar ist außerdem eine finanzielle Unterstützung der Medizinstudierenden durch ein
besonderes Stipendium während der Studienzeit, welches durch unsere gemeinsame „Stiftung zur
Förderung der ambulanten ärztlichen Versorgung" angeboten und umgesetzt werden könnte. Eine
Finanzierung durch den Freistaat Thüringen wäre ailerdings die Voraussetzung. Zudem sollte Überlegt
werden, ob grundsätzlich weitere Stipendien in Anspruch genommen werden dürfen bspw. Thüringen
Stipendium.

Wir empfehlen außerdem, die Teilnahme während der Weiterbildung zum Facharzt für Ailgemeinmedi-
zin an dem Seminar- und Mentoringprogramm eines Kompetenzzentrum Weiferblldung für mEn. ein
Jahr zu verpflichten. Dies fördert sowohf die Qualität der Weiterbildung und unterstützt die essentieile
Nefzwerkbiidung.

Zu § 6 - Evaluation

Für die Evaluation sollen Daten erhoben werden, die eine Bewertung der Umsetzung und Wirksamkeit
des Gesetzes ermöglichen. Wir empfehlen, im Gesetz eine Konkret) s ierung zu den Daten vorzu-
nehmen, die eine Bewertung der Umsetzung und Wirksamkeit ermöglichen. Dies könnte z. B, die Ent-
wicklung der Bedarfs gebiete, die Auswahl der Bewerbennnen und Bewerber, die Einhaltung der ver-
täglichen Verpflichtungen und die Steuerung der Bewerbungen um Vertragsarztsitze sein.

Die Kommentiemnä zum Gesetzentwurf ergeht auch im Namen der Landesärztekamrrser Thüringen.

Bei weiteren Fragen können Sie sich gern an uns wenden.

Freundliche Grüße

Seite 3
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Formblattzur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Betefligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteitdokG) verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mindestlnformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG In der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentiicht. ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut iesertioh ausfüllen und zusammen mit der StefiungnQhme senden!

;Zu^!crtem|<3e^^ritvv9rf^

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Stcherstellung der hausärztfichen Versorgung In

Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärzteslcherungsgesetz-ThürHSiG)

Gesetzentwurf der Landesregierung

- Drucksache 7/8549 -;

^-}

2^N:Ii

;Haben^^ie^iohi;äls^rtr^l^r^|nerjjiiristischen^ersc^
^ejnigu^n^iichtörPersoneaQde^^^
^nossehsctiaf^^öffe|Ttlic^
^MtliG^^chts)^^^^^^^^^:^^^
[{§^)3sX? ^ÜürBeteljdoKG ;,Htnw6isn/\/enri;rfölri^d@rin^»errnil ^a@^^n^|a,^^n^!t^lt;Jt:rä8B:3.^^^^

Name

Gemeinde- und Städtebund Thüringen

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postieitzahl, Ort

Organlsationsform

Eingetragener Verein

Richard-Breslau-Straße 14

99094 Erfurt

R@t:^Sie^sJChSis%aiürliGhfcF^r^^
^|&^j^M^2'T^?^läokG^^;:^

Name Vorname

a Geschäfts" oder Dienstadresse a Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zurWohnadresse sind nur erforderllchi wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse

wird in keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer



^^

^

^

^.n^

Postleitzahl, Ort

^&|sf^erSchwei^urNjhrerIr?haitliQheno^^^
;^Abs.1,Nr.-3}ThürßeMctök^/..:^\':^^'<^:^;'..-l('^ .:-.'•:-: ,-::^;'/.^.-'"</ -^^:^^''";:..;;T.:J;;..1^;'1-^,1'1^

Kommunaler Spitzenverband E, S. v. §§ 126,127 ThürKO, Art. 91 Abs. 4 ThürVerf

TlabJ8n^ie:in^)hrerr^sGhrlft)lGhenLBe1^

K befürwortet,
3 abgelehnt,
3 ergänzungs" bzw. änderungsbedürftlg eingeschätzt?

3itte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftiichen Beitrages zum
3esetzgebungsverfahren zusammen!
§ 6 Abs, 1 Nr. 4 ThürBetelldokö)

Zustimmung zu dem Gesetzentwurf

^räeh^VQrTr^cttag.gebeAen^einien^sc^
tinzütöictien?7:^^::^^-^^.X:^^^v-^

^5Abs^N(^TbüijöBj8te!idök^^ ^•^^

; ja (Hinweis: weftsr mit Frage 6) 3 nein

fVenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

i welcher Form haben Sie sich geäußert?

3 per E-Mail

3 per Brief

iafc^jSEe;s^ch^al&Anwattekanzlei;^
m'^setzgjstiurigsveTfah^
)^Üs;^N^6^ürBöteiidpk<^. ^::'; ^.-^.;;;,^.;:^ ; -

l ja ( nein (weiter mit Frage 7)

tfenn Sie die Frage 6 bejaht haben; Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



!7.
St[mm&n^Sl!& einer y®r0ffentli;chungj Itirös; :söhrlftlichen^Be!tretge6
B6tell!gtentransparenzdQHymentat!on.zy? ''-^ ^^~'":i':^\[. ':^^^'
(§'6Abs.^Sate^TbÜrB^itdQkG)^;'^^^

In^er-

a Ja nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschiuss
des G esetzgeb u ngs Verfahrens mitteilen.

©rtfDatnm

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



en s  ouer e sich sc ti welchemes°  en W 

Thüringer  Hausärzteslcherstellungsgesetz/ Drs. 7/8549 

e.V. Thüringischer Landkreistag 

Richard-Breslau-Str. 13 

99094 Erfurt  

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 

Postleitzahl, Ort 

Name Vorname 

re. Orpi  

reateildokG.;, 

Organisationsform  

Geschäfts- oder Dienstadresse 

Geschäfts- oder Dienstadresse U Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort  

Name  

erdon geäußert,  

THUR LANDIAG POST 
13.122023 14:47 

3/4  a/e/ 2023  
Formblatt zur Datenerhebung 

nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
13eteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!  

1 



endlichen Tätigkei  
, 

Wer unktihrerinhaltlic e.11.9 

titgBeteildo 

Kommunaler Spitzenverband i.S.v. §§ 126, 127 TharK0, Art, 91 Abs. 4 ThürVerf 

crfenerv: en: nsgesam et  

• befürwortet, 
• abgelehnt, 
• ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 'I Nr. 4 ThOrBeteildokG) 

Bewertung des (ERGÄNZEN bzw. AUSWÄHLEN: Gesetzentwurfes / Verordnungsentwurfes / 
Antrags / ...) aus kreislicher Perspektive 

ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

• per E-Mail 

O per Brief 

sv.erfa 
üiBetelldok 

ja 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeberl 

nein (weiter mit Frage 7) 



7. 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs, 1 Satz 2 ThOrBetelldokG) 

0 ja nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 
Erfurt, den 12.12.2023 

3 



Formblatt zur Datenerhebung

nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Betelllgtentransparenzdokumentatlonsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem

Gesetzgebung s verfahren beteiligt hat, Ist nach dem Thüringer
BetelligtentransparenzdokumentatlonsgeseU (ThürBelelldokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden In jedem Fa!) als wpftlchtende
Mindestinformatfonen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBetelldokG in der BeteiligtentransparenzdDkumentation
veröffentlicht. Ihr Inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetselten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leserlich ausfülfsn und zusammen mit der SteHungnahme senden!

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Tflel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausärztesicherstellungsgesetz-ThürHSJG-)
GesetzenhA/urfder Landesregierung
- Drucksache 7/8549 -

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B, Verein, GmbH, AG. eingetragene .
GenossBnschaft oder öffentliche Anstatt, Körperschaft des Öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)? . , , :
(§6Ab3.1 Nr, 1,2Th(JrBBlelldok<3; Hinweis: Wenn nelni dann weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name

Beschäfts" oder Dtenstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organlsatlonsform

_WIRTSCHAFTSRAT npp r^ ^V.
UiWBSmnAND THÖK1NGKN'

•fK^ä^n.Khis tS2, 9MHf IKrfis^
K'tcl'ii.-i • «Hoti c,., ,, •.,„„ ..

•'n i \uws) .t {'.ft | if w

-laben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson?
§ 6 Abs. 1 Nr. 1,2 ThÜrBetelIdokG)

SJamo Vorname

3 Geschäfts- oder Dlenstadresse D Wohnadresse

Hinweis; Angaben zur Wohna(fresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
/Ird (n keinem Fall veröffentlicht.)

itraße, Hausnummer



Postleitzahl, Ort

Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBetolidokO)

^t^€^^r^^ %^Ü- ^^.'^^'^/^^z

Hab§n Sie In threm schriftHchen Beitrag die entworfenen Regelungen Insgesamt eher

14. P befürwortet)
LT abgelehnt,
D ergänzungs- bzw. änderungs bedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!

(§ 6 Abs. 1 Nr. 4 ThürBetelldoKG)

ö.

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben

einzureichen?
(§ 5 Abs. 1 Nr. S ThürBetelldokG)

/^
T-)a (Hinweis: weiter mit Frage 6} a nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben; Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

n welcher Form haben Sie sich geäußert?

per E-M a! l

per Brief

Haben Sie sich als Anwaltskapzlet im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen
amGesetzgebungsverfahren beteiligt?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBatelidokG)

^a nein (weiter mit Frage 7)

/Venn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte beneitinen Sie Ihren Auftraggeber!



7.

Stimmen Sie elnar Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der
BetelligtentransparenzdoRumentationzu?
(§ 5 Abs. 1 Salz 2 ThÜrBßtelldokG)

ja 0 nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben, Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde tch unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

Ort, Datum

^A^^y/^^y^_^
LANSJ^KlTßAND THÜRINC)'!^

^as^/i'King 152, W)S4 l-:ifnft

i\-!.!ui, :t<l^!;-< (^ '•! S£?,r-'^\-;((i1.ftn •• ..•.

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



G POST ; /l/ U W/RrSCHAFTSRAr

 De

Wirtschaftsrat der CDU e. V,, Landesverband Thüringen Wirtschaftsrat der CDU e.V.
Jud-Gagarin-Rtng 152, 99084 Erfurt Landesverband Thüringen

Landesgeschäftsstelle
Thüringer Landtag Jurl-Gagarin-Rjng ;t52/ 9

Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichste l iun g Telefon; 0
Jürgen-Fuchs-.Straßel ~ Telefa.)<:„0361/

E-Ma
99096 Erfurt

Thüringer Landtag
Landesgeschäftsführer

Zuschrift
7/3098

27. November 2023
zu Drs. 7/8549

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstetlung der hausärztlichen Versorgung in Gebieten mit
besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer Hausärztesicherstellungsgesetz -ThürHSIG") Gesetzentwurf der
Landesregierung

Drucksache 7/8549-

Anhärungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags

Sehr geehrte Mitglieder o.g. Ausschusses,

Der Landesverband Thüringen des Wirtschaftsrates der CDU e.V. bedankt sich für die Möglichkeit, in o.g.
Angelegenheit sachlich Stellung beziehen zu können.

Die Initiative des Landtags, auf die der vorliegende Gesetzentwurf zurückgeht, wird von uns ausdrücklich
begrüßt, wenngfetch wir diese Initiative im Kontext zu Aktivitäten anderer Bundesländer als längst überfällig
bewerten.

ihrem Entwurf des Gesetzestextes stimmen wir prinzipiell gerne zu.

Gestatten Sie uns einige wenige Anmerkungen.

l. Der Gesetzentwurf sieht die Einrichtung einer zuständigen Stelle vor. Um Kosten gezielt sparen zu

können, schlägt der Wirtschaftrat die Ansiedlung dieser Stelle bei der Landesärztekammer Thüringen
(LÄK)vor. Hier können ggf. bereits bestehende Strukturen genutzt werden.

l. Im Gesetzentwurf wird ein Auswahlverfahren mit hohem Detailiierungsgrad beschrieben. Wir zwei-
fefn an dieser Stelle an, ob dies bereits Im Gesetz so beschrieben werden muss. Der Wirtschaftsrat

steht die Beschreibung eines Detailiierungsgrades außerhalb der Gesetzesfassung.
a. Zur vereinfachten Anpassung der Gewichtung der einzelnen Grade bei Veränderung der

Rahmenparameter als optimaler an

b. Dieser Detaillierungsgrad kann durch ein Fachgremium bei der LA« oder aiternativ vom
zuständigen Ministerium überwacht werden.

u

n tes) Dr

d wh H
g lott
e Weyh



W/RTSCHÄFTSRÄT
Deutschland

Beantwortuns der Fragen des Ausschusses für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellunß

Zu l. Dg bereits eine Offnungsklausel hin zu einer anderen Facharztrichtung in den Gesetzentwurf
aufgenommen wurde/ bewerten wir dies als völlig ausreichend. Die aktuelle Orientierung auf Haus-

ärzte halten wir für richtig.

Zu2, Eine Ausweitung auf die Fachbereiche Zahnmedizin und Pharmazje ist nicht zielführendl

Mitglied im landesvorstand

Mit freundlichen Grüßen

Landesgeschäftsführer

Wlrtschaftsrat der CDU e.V,
Landesverband Thüringen • Jun-Gagarin-Ring 152 • 99084 Erfurt
Telefon
Mobil

^•••^ -^.ÜESäi

l^fl
'^.^ %^ sff ^M S i S '€^

WERTE
WOHLSTAND

ZUSAMMENHALT
httD://wirtschaftstafi.Wtrtschaftsrat.de/httD://wirtschaftstae.wirtschaftsratde/Diskutieren Sie mit uns und
bleiben Sie informiert; linktr.ee/wirtschaftsrat

Der Wirtschaftsirat ist unter der RegisternummerROOI 795 beim Deutschen Bundestag reglsirtert,

Der Wirtschaftsrat der CDU e.V. ist die Stimme der Sozialen Marktwirtschaft In Deutschland und Europa. Unternehmen und Unternßh-
mern bietet er eine branchenüberg reifende Plattform, Wirtschafts" und Gesel!schaftspol!tlk im Sinne Ludwig Erhards für Fortschritt durch
WeEtbewerb, Chancen durch Freiheit und Wohlstand durch Leistung mitzugestatten, Erfahren Sie mehr und engagieren auch Sie sich
für die Soziale Marktwlrtschaft unter www.wirtschaftsrat.de.
Bitte beachten Sie unsere Datenschutzhinwelse unter www.wirtschaftsrat.de.

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Anlage 4

Fonnblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Betefligtentransparenzdokumenfatlonsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteiidokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen,

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mindestlnformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG In der Beteltfgtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen,

BHie gut leserllch ausfüffen und zusammen mit der SteSlungnQhme sendön)

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie steh schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen
Versorgung in Gebieten mit besonderem Öffentlichen Bedarf (Thüringer
Hausärztesichersteliungsgesetz-ThürHSiG-)
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/8549

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer
Vereinigung natürficher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG. eingetragene
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
(§ 5 Abs. l NL 1,2ThürBetel[dokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn Ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name

62</r^\

Geschäfts- oder Dlenstgdresse

Strafe, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

^ot

Ü^^rf^ö f ^^

fV^Z 6/y
T

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson?
;§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeleildokG)

Mame Vorname

3 Geschäfts- oder Dienstadresse a Wohnadresse

Hnwels; Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Ole Wohnadresse
vird in keinem Fall vsröffentllcht.)

3traß©, Hausnummer



Anlage 4

Postleitzahl, Ort

;3.
Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBetelldokG)

S>£^/0//^^ (-^-{^^ r/^r^ 6^cl-^^fjJ^

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

14. •^ befürwortet,
D abgelehnt,
D ergänzungs- bzw. änderungsbedürffig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussags) Ihres schrtftlichen Beitrages zum
Gesetegebungsverfahren zusammen!

(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThÜrBeteltdokG)

-/? ^jcj^/^y o^{- T^oi^'yc- 'ä.i^^/?^^^/'
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ü.

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben

einzureichen?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeteltdokG)

V ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) D nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

n welcher Form haben Sie sich geäußert?

iy per E-Mai!

per Brief

Haben Sie sich als Anwaltskanzlel im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBetelldokG)

a ja ^ nein (weiter mit Frage 7)

/Venn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



Anlage 4

7.

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der
Beteiligtentransparenzdokumentationzu?
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBetelldokG)

-d\ ja a nein

Mit meiner Unterschrift versichere Ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteiiten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

Ort, Datum

6/A/^//.?o?)
Untersch

LandäS£ah^?iH-;tek^„Li^uüi

Th.ürm^en

Körperschsft des offen tlichönßüchts

Barbarossahof 16 • 9ÖÜ92 Erfurt
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99096 Erfurt 
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poststelle@landtaq .thueringen .de 

Datum 

29.11.2023  

Stellungnahme im Anhörungsverfahren 

Thüringer Gesetz über die Unterstützung der Sicherstellung der hausärztlichen 
Versorgung in Gebieten mit besonderem öffentlichen Bedarf (Thüringer 
Hausärztesicherstellungsgesetz -ThürHSiG-) 

Sehr geehrte Frau Baien, sehr geehrter Herr Linse, 
sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, 

die Landeszahnärztekammer Thüringen und die Kassenzahnärztliche 
Vereinigung Thüringen geben folgende gemeinsame Stellungnahme im o. g. 
Anhörungsverfahren ab. 

Der vorgelegte Entwurf des ThürHSiG berücksichtigt die zahnmedizinische 
Versorgungssituation nicht. Dies ist aufgrund der als bekannt vorauszusetzenden 
kritischen Situation nicht zu akzeptieren. 

Die zahnmedizinische Ausbildung an der FSU Jena ist ebenfalls in den 
Gesetzentwurf aufzunehmen! 

Die Gewinnung approbierten Nachwuchses für die Versorgung aller Patientinnen und 
Patienten Thüringens ist eine der größten aktuellen Herausforderungen für das 
Gesundheitswesen in Thüringen. Aufgrund der deutschlandweiten demographischen 
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Rahmenbedingungen steht Thüringen dabei in einem immer härter werdenden 
Wettbewerb zu den anderen Bundesländern. 

Insoweit sind Maßnahmen, die den in Thüringen ausgebildeten Nachwuchs an den 
Freistaat hinsichtlich einer anschließenden Berufsausübung, insbesondere in 
versorgungskritischen Gebieten, binden, notwendig und geboten. Hierzu bleibt auch 
weiterhin unabdingbar, die Studienplatzkapazität in Thüringen sofort auszuweiten. In 
Anbetracht und Kenntnis der notwendigen zeitlichen und sächlichen 
Herausforderungen, die hierfür erforderlich sind, ist die Nutzung in- und ausländischer 
Kapazitäten für die notwendig schnelle Erhöhung umzusetzen. 

Dies vorausgesetzt, unterstützen wir den mit dem Entwurf vorgenommenen Ansatz, 
dass Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf einen Studienplatz für das 
Medizinstudium an der Friedrich-Schiller-Universität Jena (FSU Jena) bewerben, über 
Vorabquoten zugelassen werden, die an ein Vergabesystem gebunden sind, welches 
sich an der Versorgungssituation im Freistaat orientiert. Jedoch muss deutlich darauf 
hingewiesen werden, dass dies lediglich eine flankierende, nicht aber eine, die 
Grundproblematik des Mangels lösende Maßnahme darstellt, 

Für uns jedoch völlig unverständlich ist, dass dieses System für ein Medizinstudium 
eingeführt, für ein Zahnmedizinstudium aber nicht einmal in die Diskussion gebracht 
wird. 

Grundsätzlich entsteht insoweit der Eindruck, dass der Gesetzgeber nicht zwischen 
Medizin und Zahnmedizin unterscheidet und die Zahnmedizin im Begriff der Medizin 
inkludiert sieht. Dies ist jedoch nicht zutreffend. Die Hochschulen differenzieren 
zwischen beiden Studiengängen. Sollte der Gesetzentwurf die Zahnmedizin bereits als 
erfasst betrachten, dann bedarf es in jedem Fall einer Klarstellung durch Aufnahme 
des Begriffes Zahnmedizin. 

Dies gilt umso mehr, als sich die Ausführungen zu „Problem und Regelungsbedürfnis" 
im vorliegenden Gesetzentwurf wortgleich auch für die Skizzierung der zukünftigen 
Entwicklung im zahnärztlichen Bereich übernehmen lassen. 

Die Versorgungssituation bei Zahnärztinnen und Zahnärzten wird sich in den nächsten 
5 - 10 Jahren einschneidend verschlechtern. Ca. 30 % aller tätigen Zahnärztinnen und 
Zahnärzte wird bis dahin in den Ruhestand gehen und ein Großteil davon findet keinen 
Praxisnachfolger. Diese Situation muss zu vielfältigen gegensteuernden Maßnahmen 
führen, Eine solche kann die Vergabe von Studienplätzen an Bewerberinnen und 
Bewerber sein, welche sich verpflichten, in Gebieten mit absehbarer oder bereits 
vorliegender zahnärztlicher Unterversorgung tätig zu sein. 

Unsere Auswertungen zeigen, dass aktuell von den jährlich ein Zahnmedizinstudium 
aufnehmenden Studierenden lediglich  ca.  35 - 40 °A eine dauerhafte zahnärztliche 
Tätigkeit nach ihrem Studium in Thüringen aufnehmen, Bei einer 
Studienplatzkapazität von 60 Studienplätzen pro Studienjahr reicht dies schon jetzt 
bei weitem nicht aus, um zukünftig den Bedarf an Zahnärztinnen und Zahnärzten zu 
sichern. Maßnahmen, um noch mehr Studierende nach ihrem Studium in Thüringen zu 
halten, sind daher kurz- und mittelfristig von zwingender Notwendigkeit. Diesem 
vordergründigen Ziel wäre auch durch die Maßnahme einer „Landzahnarztquote" — wie 
im vorliegenden Gesetzentwurf — näherzukommen, Ergänzend dazu müssen auch 
finanzielle Anreize -wie im Beschluss 7/4628 zu Drucksache 7/1124 
(Niederlassungsförderung für Zahnärzte und Apotheker)- endlich umgesetzt werden. 
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Bei der Erarbeitung eines entsprechenden Gesetzentwurfes wie auch bei der 
tatsächlichen Umsetzung der Vergabe von Studienplätzen können wir Ihnen die 
Unterstützung unserer beiden Körperschaften zusichern. 

Freundliche Grüße 

Landeszahnärztekammer Kassenzahnärztliche Vereinigung 
Thüringen Thüringen  

Präsident Vorstandsvorsitzender  
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4. Eigeninitiativ eingebrachte Beiträge

(Keine Dokumente vorhanden)



5. Weitere Beiträge

(Keine Dokumente vorhanden)



6. Diskussionsforum

(Keine Dokumente vorhanden)
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